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ZUSAMMENFASSUNG 

Im September 2015 wurde die Motion zur Stärkung der Oberaufsicht der Regierung 
über öffentliche Unternehmen an die Regierung überwiesen. Dabei wurde die Re-
gierung mit der Prüfung allfälliger Gesetzesanpassungen beauftragt, welche si-
cherstellen sollen, dass sie ihre Oberaufsicht über die öffentlichen Unternehmen 
wirksam wahrnehmen kann. Die Regierung ist diesem Auftrag nachgekommen und 
hat die bestehenden Regelungen betreffend Corporate Governance eingehend ge-
prüft. Aufgrund eines laufenden Gerichtsverfahrens in Bezug auf die Abberufung 
eines Mitgliedes der strategischen Führungsebene eines öffentlichen Unterneh-
mens wurde die Beantwortung der Motion bisher zurückgehalten. 

Im Rahmen des vorliegenden Berichts wird in einem ersten Schritt nochmals aus-
führlich auf die Einführung von Corporate Governance und die bestehende Rollen-
verteilung eingegangen. Die Regierung kommt dabei zum Schluss, dass sich die 
Einführung von Corporate Governance mit der Schaffung des Rahmengesetzes und 
des Public Corporate Governance Codes sowie der weitgehenden Vereinheitlichung 
der Spezialgesetze und insbesondere der daraus resultierenden Eigner- oder Betei-
ligungsstrategien für alle öffentlichen Unternehmen grundsätzlich bewährt hat. Im 
Folgenden wird auf der Grundlage der in der Motion aufgeworfenen Fragen und 
der Erfahrungen der letzten Jahre auf einzelne Themenbereiche näher eingegan-
gen.  

Um die Oberaufsichtsfunktion wirkungsvoller wahrnehmen zu können, schlägt die 
Regierung einzelne Anpassungen im Gesetz über die Steuerung und Überwachung 
öffentlicher Unternehmen sowie der Spezialgesetze über die öffentlichen Unter-
nehmen vor. So sollen unter anderem die bestehende Abberufungsregelung präzi-
siert, der Erlass von Personalreglementen verankert sowie die Festlegung der Ent-
schädigungsregelungen betreffend die strategische Führungsebene weitestgehend 
vereinheitlicht werden. Des Weiteren schlägt die Regierung vor, Bestimmungen 
bzgl. Rechnungslegungsvorschriften für die öffentlichen Unternehmen in den Spe-
zialgesetzen aufzunehmen. 
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ZUSTÄNDIGES MINISTERIUM 

Ministerium für Präsidiales und Finanzen (Federführung) 
Ministerium für Inneres, Wirtschaft und Umwelt 
Ministerium für Infrastruktur und Justiz 
Ministerium für Äusseres, Bildung und Sport 
Ministerium für Gesellschaft und Kultur 

BETROFFENE STELLEN 

Stabsstelle Finanzen 
Finanzkontrolle 
Alle öffentlichen Unternehmen gemäss ÖUSG 

http://www.regierung.li/ministerien/ministerium-fuer-praesidiales-und-finanzen
http://www.regierung.li/ministerien/ministerium-fuer-infrastruktur-wirtschaft-und-sport
http://www.regierung.li/ministerien/ministerium-fuer-inneres-bildung-und-umwelt/
http://www.regierung.li/ministerien/ministerium-fuer-aeusseres-justiz-und-kultur
http://www.regierung.li/ministerien/ministerium-fuer-gesellschaft/
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Vaduz, 31. Oktober 2023 

LNR 2023-1516 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-

trag betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Steuerung und Überwa-

chung öffentlicher Unternehmen (ÖUSG) sowie der Spezialgesetze über die öffent-

lichen Unternehmen (Motion zur Stärkung der Oberaufsicht der Regierung über 

öffentliche Unternehmen) an den Landtag zu unterbreiten. 

I. BERICHT DER REGIERUNG 

1. AUSGANGSLAGE 

1.1 Motion 

Die Abgeordneten Christian Batliner, Manfred Batliner, Alois Beck, Elfried Hasler, 

Wendelin Lampert, Eugen Nägele und Christine Wohlwend reichten im September 

2015 eine Motion zur Stärkung der Oberaufsicht der Regierung über öffentliche 

Unternehmen ein. 
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Die Motion hatte folgenden Wortlaut: 

Die Regierung wird beauftragt dem Landtag Gesetzesanpassungen vorzulegen, 

welche sicherstellen, dass die Oberaufsicht der Regierung über die dem ÖUSG un-

terstehenden öffentlichen Unternehmen wirksam wahrgenommen werden kann. 

Begründung: 

Im Zuge der "Aktuellen Stunde" anlässlich der Mai-Landtagssitzung 2015 wurde 

das Thema „Corporate Governance“ breit diskutiert. In der Begründung zur aktu-

ellen Stunde hiess es unter anderem, dass bei diesem Thema quasi eine andau-

ernde Aktualität gegeben sei und es wurde auf verschiedene Anlassfälle verwiesen. 

In der Tat wurde seit Einführung des Gesetzes über die Steuerung und Überwa-

chung öffentlicher Unternehmen (ÖUSG) immer wieder bemängelt, dass der Regie-

rung die Oberaufsicht über die öffentlichen Unternehmen zukomme, sie de facto 

aber zu wenig, bzw. zu wenig schnelle Eingriffs- bzw. Durchgriffmöglichkeiten be-

sitze. Im Falle von Problemstellungen wurde die Regierung in der „Öffentlichen 

Meinung“ und/oder vom Landtag für gewisse Vorgänge daher öfters verantwort-

lich gemacht bzw. kritisiert. Die Regierung ihrerseits argumentierte wiederholt, 

dass der Landtag durch die Schaffung des ÖUSG die Kontrolle und Steuerung der 

öffentlichen Unternehmen an ein strategisches Führungsorgan delegiert habe und 

somit ein Weisungsrecht der Regierung in Bezug auf öffentliche Unternehmen 

fehle. Die „Aufsicht“ würde durch die „Oberaufsicht“ abgelöst und somit liege es 

im Verantwortungsbereich der Unternehmensorgane, im Rahmen der Vorgaben in 

Gesetz und Eigner- bzw. Beteiligungsstrategie die Unternehmensstrategie festzu-

legen. 

Anlässlich der „Aktuellen Stunde“ wurde die Diskussion um die Problemstellungen 

in Zusammenhang mit dem ÖUSG im Landtag ein erstes Mal lanciert. Mit der vor-

liegenden Motion soll an diese Diskussion angeknüpft und die Regierung 
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beauftragt werden, dem Landtag sinnvolle Anpassungen der gesetzlichen Grund-

lagen vorzuschlagen um diese unbefriedigende Situation zu beheben bzw. um in 

Zukunft eine einwandfreie Oberaufsicht zu gewährleisten, welche durch wirksame 

und zeitnah zu ergreifende Massnahmen ermöglicht wird. 

Die unterzeichneten Abgeordneten wünschen, dass die Regierung unter anderem 

im Rahmen des Berichts und Antrags insbesondere zu den folgenden Fragen Stel-

lung bezieht: 

- Ist nach Ansicht der Regierung die Unabhängigkeit eines öffentlichen Unter-

nehmens als – im Rahmen der Eignerstrategie – absolute Unabhängigkeit zu 

verstehen oder in wie weit sind diesbezüglich auf gesetzlicher Ebene Ein-

schränkungen möglich? (Stichwort Weisungsrecht) 

- Funktioniert in der Praxis der Informationsfluss vom öffentlichen Unterneh-

men zur Regierung oder bedarf es gesetzlicher Anpassung? (Stichwort „Hol- 

oder Bringschuld“) 

- Benötigt die Regierung bei Problemstellungen griffigere Aufsichtsmittel bzw. 

-möglichkeiten? (so z.B. betreffend die Informationsbeschaffung, Auskunfts-

pflicht, Abklärungs- oder Kündigungsmöglichkeiten) 

- Gibt es insbesondere Möglichkeiten, die Regierung als Oberaufsichtsbehörde 

besser einzubinden, wenn Entscheidungen der öffentlichen Unternehmen mit 

wesentlichen finanziellen Konsequenzen verbunden sind (z.B. zwingende In-

formation, Vetorecht, Bewilligungspflicht von gewissen Engagements)? 

- Kann die Oberaufsicht durch griffigere Eignerstrategien verbessert bzw. kön-

nen dadurch Fehlentwicklungen und finanzielle Schäden eher verhindert wer-

den? 

- Können fehlbare Organe durch eine griffigere Eignerstrategie und Anpassung 

des Verantwortlichkeitsrechts besser in die Verantwortung genommen wer-

den? 
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Dies sind nur einzelne Fragen, um die sich die Corporate-Governance Diskussionen 

ständig drehen und zu denen die Regierung nach Ansicht der Motionäre Stellung 

beziehen sollte. Diese Fragen sind nicht abschliessend zu verstehen. Die Regierung 

ist eingeladen, das Thema und die Verbesserungsmöglichkeiten aus ihrer Sicht als 

Aufsichtsbehörde umfassend zu beleuchten und dem Landtag einen Vorschlag zu 

unterbreiten, wie sie nach ihrer Meinung die Oberaufsicht optimal ausüben kann 

und wie künftig allfällige Fehlentwicklungen möglichst früh erkannt und Gegen-

massnahmen eingeleitet werden können. 

Nach Ansicht der Motionäre sind v.a. zwei konkrete Anpassungen vorzunehmen. 

Diese offenbarten, bei den in der Vergangenheit im Landtag und in der Öffentlich-

keit diskutierten Fällen, in der Praxis Schwachstellen der heutigen Gesetzeslage. 

Die Regierung soll nach Ansicht der Motionäre insbesondere in diesen, folgend auf-

geführten, Bereichen stärkere Rechte erhalten: 

- Artikel 8 des ÖUSG verlangt heute, dass die Abberufung von Mitgliedern der 

strategischen Führungsebene nur aus wichtigen Gründen (z.B. bei Unzumut-

barkeit für das Land) möglich ist. Diese Hürde erscheint den Motionären als 

ausserordentlich hoch. Die Motionäre sind der Ansicht, dass hier gesetzliche 

Anpassungen nötig sind, so dass z.B. auch ein gestörtes Vertrauensverhältnis 

zwischen Regierung und betreffender Person für eine vorzeitige Absetzung 

genügen würde. 

- Die Vergangenheit hat gezeigt, dass Auslandengagements und/oder Beteili-

gungskäufe der staatsnahen Betriebe häufig scheiterten. Solche Engage-

ments können ein grosses Risiko in sich bergen, welches im Falle des Schei-

terns ganz erhebliche finanzielle Konsequenzen für das Unternehmen einer-

seits und auch den Staatshaushalt andererseits haben können. Die Motio-

näre sind der Ansicht, dass die Regierung in solchen Fällen viel stärker 
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einbezogen werden muss und sogar eine Zustimmungspflicht der Regierung 

in Betracht gezogen werden sollte. 

Aus Sicht der Motionäre ist zentral, dass die Regierung über die wesentlichen Vor-

gänge und Risiken in den öffentlichen Unternehmungen stets auf dem Laufenden 

ist und bei Bedarf schnell und situationsgerecht reagieren bzw. eingreifen kann. 

Damit würde dem allgegenwärtigen Argument, dass die Regierung von einem 

Sachverhalt keine oder zu wenig Kenntnisse hatte und nicht Handeln konnte, ent-

gegengewirkt. Im Falle von z.B. grösseren Investitionen (z.B. Beteiligungskäufen) 

sollte die Regierung zwingend (und frühzeitig) miteinbezogen – und nicht bloss in-

formiert – werden. Die Zulässigkeit gewisser Engagements (so z.B. der Erwerb von 

Beteiligungen) sollte je nach öffentlichem Unternehmen in der Eignerstrategie zu-

gelassen oder ausgeschlossen werden. 

1.2 Corporate Governance in Liechtenstein 

Vor der Beantwortung der mit der Motion aufgeworfenen Fragen erachtet es die 

Regierung im Sinne eines möglichst umfassenden Überblicks als notwendig auf die 

bestehenden Corporate Governance sowie deren Entstehungsgeschichte und die 

zugrundeliegenden Überlegungen und Zielsetzungen einzugehen. 

1.2.1 Einführung 

Das Thema Corporate Governance beschäftigt Regierung und Landtag bereits seit 

November 2006. Damals reichten Abgeordnete der Vaterländischen Union ein 

Postulat ein, mit welchem die Regierung eingeladen wurde, einen umfassenden 

Corporate Governance-Bericht für Organisationen und Unternehmen im öffentli-

chen Sektor zu erarbeiten. Das Postulat wurde im Dezember 2006 an die Regie-

rung überwiesen, welche zu dessen Beantwortung eine Arbeitsgruppe mit einem 

ausgewiesenen Experten als Präsidenten, einem Vertreter der Landesverwaltung 

und Vertretern der öffentlichen Unternehmen einsetzte. 
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Der Arbeitsgruppenbericht wurde im September 2007 vom Landtag behandelt 

(Bericht und Antrag Nr. 87/2007). Der Bericht enthielt neben theoretischen Aus-

führungen und einer Analyse der damaligen Situation bereits Verbesserungsvor-

schläge und Empfehlungen für das weitere Vorgehen. Der von der Regierung in 

der Postulatsbeantwortung aufgezeigte Weg für die weitere Bearbeitung der The-

matik wurde vom Landtag nach intensiver Diskussion grundsätzlich bestätigt. Im 

August 2009 hat die Regierung dem Landtag mit dem Bericht und Antrag betref-

fend der Schaffung und Harmonisierung gesetzlicher Grundlagen zur Führung und 

Transparenz von öffentlichen Unternehmen (Schaffung eines Rahmengesetzes 

und Abänderung der entsprechenden Spezialgesetze) ein konkretes Gesetzespa-

ket zur Einführung von Corporate Governance in Liechtenstein vorgelegt (Bericht 

und Antrag Nr. 53/2009). Die Arbeiten der Regierung resultierten in der Schaffung 

eines Rahmengesetzes zur Steuerung und Überwachung von öffentlichen Unter-

nehmen, in der Anpassung sämtlicher Spezialgesetze sowie im Vorschlag für nicht 

verbindliche Empfehlungen zur Führung und Kontrolle öffentlicher Unternehmen 

in Liechtenstein (Code). Die Regierung hat die umfassende Vorlage nach der 1. Le-

sung im September 2009 teilweise überarbeitet und dem Landtag die Stellung-

nahme zu den offenen Fragen unterbreitet (Bericht und Antrag Nr. 86/2009). 

Diese wurde im November 2009 vom Landtag behandelt und verabschiedet, so 

dass das Gesetz über die Steuerung und Überwachung öffentlicher Unternehmen 

(ÖUSG) am 1. Januar 2010 in Kraft trat. Die Übergangsbestimmungen des Gesetzes 

sahen für die Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen (Eigner- bzw. Beteili-

gungsstrategie, Statuten etc.) eine Umsetzungsfrist von zwei Jahren vor. Die ange-

strebte Vereinheitlichung der Spezialgesetze trat zeitgleich mit dem ÖUSG in Kraft. 

Als letzten Schritt zur Umsetzung des Corporate Governance-Paketes hat die Re-

gierung im Juli 2012 den Public Corporate Governance Code "Empfehlungen zur 

Führung und Kontrolle von öffentlichen Unternehmen in Liechtenstein" verab-

schiedet und per 1. Januar 2013 in Kraft gesetzt. Mit der Einführung dieses 
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Rechtsrahmens bestand erstmals eine klare und einheitliche Regelung hinsichtlich 

der Governance für alle öffentlichen Unternehmen. 

Die öffentlichen Unternehmen müssen somit seit 2012 alle gesetzlichen Anforde-

rungen umgesetzt haben und seit dem Geschäftsjahr 2013 in ihren Geschäftsbe-

richten Auskunft über die Umsetzung des Codes geben. 

1.2.2 Aufbau 

Wie bereits im vorangegangenen Kapitel erwähnt, hat sich die Regierung bei der 

Ausgestaltung der Corporate Governance für ein dreistufiges Vorgehen entschie-

den. Grafisch kann dieser Aufbau wie folgt dargestellt werden, orientiert am De-

taillierungsgrad der Regelungen: 

 
Abbildung 1: Mehrstufiger Corporate Governance-Aufbau (eigene Darstellung) 

Im ÖUSG werden jene Themenbereiche festgehalten, welche für alle öffentlichen 

Unternehmen gleich geregelt und somit als übergeordnet betrachtet werden kön-

nen. Dazu gehören beispielsweise die Wahl und Abberufung von Mitgliedern der 

strategischen Führungsebenen, Unvereinbarkeitsbestimmungen, Strategiepro-

zess, Auskunftsrecht der Regierung und Transparenzanforderungen. Das Rahmen-

gesetz ist mit 28 Artikeln schlank gehalten. 

ÖUSG

Spezialgesetze

Public Corporate 
Governance Code
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Die Spezialgesetze regeln unternehmensspezifische Sachverhalte, welche für je-

des Unternehmen individuell ausgestaltet werden müssen, wobei die Spezialge-

setze im Rahmen der Corporate Governance-Einführung weitgehend vereinheit-

licht wurden. Zu den unternehmensspezifischen Bereichen gehören unter ande-

rem die Rechtsform, die Zweckbestimmung, die konkrete Organstruktur sowie die 

Finanzierungsform. Des Weiteren werden in diesen die Aufgaben der strategi-

schen und operativen Führungsebene sowie der Regierung festgehalten. Mittels 

Spezialgesetz kann im Ausnahmefall vom Rahmengesetz abgewichen werden. 

Beim Public Corporate Governance Code handelt es sich um Bestimmungen mit 

empfehlendem Charakter für die strategische Führungsebene. Der Code stellt da-

mit sogenanntes Softlaw ohne rechtliche Bindung dar. Die Regierung hat den Code 

so ausgestaltet, dass es Bestimmungen gibt, welche ausschliesslich als Empfehlun-

gen zu verstehen sind und solche, für die der „Comply or Explain-Ansatz“ gilt. Im 

Falle von «Comply or Explain»-Empfehlungen müssen die öffentlichen Unterneh-

men im Geschäftsbericht entweder bestätigen, dass sie diese Bestimmungen ein-

halten oder offenlegen, welche Bestimmungen nicht eingehalten werden. Nicht 

eingehaltene Bestimmungen müssen begründet werden. Die Umsetzung des 

Public Corporate Governance Codes kann im Bedarfsfall zur Beurteilung der sorg-

fältigen Pflichterfüllung der strategischen Führungsebene herangezogen werden. 

1.2.3 Anwendungsbereich 

Gemäss Art. 2 ÖUSG gelten als öffentliche Unternehmen alle Unternehmen, die 

spezialgesetzlich als öffentliches Unternehmen qualifiziert werden oder auf die 

das Land aufgrund von Eigentum, finanzieller Beteiligung, Stimmrecht, Satzung  

oder sonstiger Bestimmungen, welche die Tätigkeit des Unternehmens regeln, un-

mittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. Unter be-

herrschendem Einfluss wird der Besitz der Mehrheit des gezeichneten Kapitals  

oder die Verfügung über die Mehrheit der mit den Anteilen des öffentlichen 
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Unternehmens verbundenen Stimmrechte oder das Recht zur Bestellung von 

mehr als der Hälfte der Mitglieder der strategischen Führungsebene verstanden. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über den aktuellen Stand der 22 

öffentlichen Unternehmen, welche unter das ÖUSG fallen, mit Angabe der jewei-

ligen Rechtsform. 
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Unternehmung Rechtsform 

Agentur für internationale Bildungs-
angelegenheiten (AIBA) 

Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

AHV-IV-FAK-Anstalten Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Erwachsenenbildung Liechtenstein Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Finanzmarktaufsicht Liechtenstein Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Alters- und  
Krankenhilfe 

Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Kraftwerke Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Gasversorgung Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Landesbank AG Spezialgesetzliche Aktiengesellschaft 

Liechtensteinische Landesbibliothek Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Musikschule Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinische Post AG Spezialgesetzliche Aktiengesellschaft 

Liechtensteinischer Entwicklungs-
dienst 

Privatrechtliche Stiftung 

Liechtensteinischer Rundfunk Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinisches Landesmuseum Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Liechtensteinisches Landesspital Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Liechtenstein Marketing Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Kulturstiftung Liechtenstein Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Kunstschule Liechtenstein Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Kunstmuseum Liechtenstein Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Telecom Liechtenstein AG Spezialgesetzliche Aktiengesellschaft 

Universität Liechtenstein Selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts 

Verkehrsbetrieb  
LIECHTENSTEINmobil 

Selbständige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Familienhilfe Liechtenstein per 1. Ja-

nuar 2024 kommt mit der Familienhilfe Liechtenstein eine weitere selbständige 

Stiftung des öffentlichen Rechts hinzu.  
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1.2.4 Rollenverteilung 

Im Rahmen von Corporate Governance ist es von zentraler Bedeutung, die Rollen-

verteilung zwischen den einzelnen Akteuren klar festzulegen. Dieses Ziel wurde 

von der Regierung im Zuge der Einführung der Corporate Governance verfolgt und 

umgesetzt. Dennoch geben die gesetzlich vorgesehenen Rollen von Landtag, Re-

gierung, strategischer und operativer Führungsebene immer wieder Anlass zu Dis-

kussionen, wie sich auch aus der vorliegenden Motion ableiten lässt. Aufgrund 

dessen wird die Regierung im Folgenden nochmals vertieft auf die bestehende 

Rollenverteilung eingehen und diese zur Veranschaulichung grafisch darstellen.  

 
Abbildung 2: Rollenverteilung im Rahmen von Corporate Governance (eigene Darstellung) 

Nach Art. 63 der Verfassung (LV) steht dem Landtag das Recht der Kontrolle über 

die gesamte Staatsverwaltung zu, wobei dieses unter anderem über die Geschäfts-

prüfungskommission (GPK) ausgeübt wird. Dies wird auch nochmals in Art. 21 des 

1) Pflichtangaben gem. Art. 22 ÖUSG: Geschäftstätigkeit, Zielerreichung Unternehmensstrategie, mittelfristiger Ausblick, Amtsdauer/Bezüge strat./oper. Ebene.
2) Kontrollgrundsätze gem. Art. 23 GVVKG: Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit,  Zielkonformität, Leistungsfähigkeit,  Wirksamkeit.
3) Instrumentarien: Erlass Statuten, Wahl strat. Ebene, Budgetgenehmigung, Rechnungsgenehmigung/Entlastung, Wahl Revision, Auskunftsrechte, usw. 

Landtag GPK Regierung Öffentliche 
Unternehmen

Gesetzgebung Spezialgesetze/Zweckartikel und ÖUSG

Aufträge Festlegung/Änderung Eignerstrategie (Art. 16 ÖUSG)

Kenntnisnahme Eignerstrategie (Art. 16 ÖUSG) und Geschäftsberichte1

Kontrolle Aufgabenerfüllung2

Beteiligungscontrollingbericht

Oberaufsicht (Art. 78 LV)3

Eignerstrategie (Art. 15 ÖUSG)

Reportings (Art. 18 ÖUSG)
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Geschäftsverkehrs- und Verwaltungskontrollgesetzes (GVVKG) aufgegriffen. Die 

GPK nimmt gemäss Art. 23 GVVKG die Oberaufsicht über die Geschäftsführung 

von Regierung und Verwaltung wahr. Verfassungsrechtlicher Hintergrund des ge-

nannten Kontrollrechts ist die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem 

Landtag nach Art. 78 Abs. 1 LV. Allein die Regierung ist dem Landtag gegenüber 

verantwortlich und nicht eine einzelne Amtsstelle, ein Staatsangestellter oder ein 

öffentliches Unternehmen, auch wenn Art. 25 GVVKG der GPK das Recht ein-

räumt, bei Organen von öffentlichen Unternehmen Auskünfte einzuholen. 

Der Regierung wiederum wird mit Art. 78 Abs. 4 LV die Möglichkeit eingeräumt, 

zur Besorgung wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Aufgaben durch Gesetz 

besondere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts zu 

errichten. Diese stehen ihrerseits unter der Oberaufsicht der Regierung. Dies be-

deutet, dass im Bereich der mittelbaren Staatsverwaltung die Regierung dem 

Landtag gegenüber für die richtige Wahrnehmung ihrer Oberaufsicht verantwort-

lich ist. Zur Beurteilung der Funktionserfüllung durch die Regierung wird der Ge-

schäftsprüfungskommission jährlich ein Bericht über die Durchführung und das Er-

gebnis des Beteiligungscontrollings vorgelegt. 

Demgegenüber bestimmt der Landtag als Gesetzgeber, ob ein öffentliches Unter-

nehmen spezialgesetzlich überhaupt errichtet wird und welche Aufgaben diesem 

zukommen. Im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses hat der Landtag auch die 

Möglichkeit durch Änderungen des Gesetzes über die Steuerung von öffentlichen 

Unternehmen auf die Ausgestaltung der Corporate Governance-Bestimmungen 

Einfluss zu nehmen. Ausserdem werden dem Landtag die erlassenen oder abge-

änderten Eigner- und Beteiligungsstrategien zur Kenntnisnahme vorgelegt. In die-

sem Zusammenhang hat der Landtag gemäss Art. 16 Abs. 2b und 2c ÖUSG die 

Möglichkeit, der Regierung Aufträge zur Festlegung oder Abänderung einer Eig-

ner- oder Beteiligungsstrategie zu erteilen.  
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Die Tatsache, dass der Landtag per Gesetzgebung eine öffentliche Aufgabe von der 

unmittelbaren Verwaltung in die mittelbare Verwaltung verschieben kann, ist mit 

entsprechenden Konsequenzen verbunden. Die Kontrolle und detaillierte Steue-

rung des Unternehmens wird mit einem solchen Ausgliederungsvorgang an ein 

strategisches Führungsorgan delegiert. Damit verändern sich die Rolle und die 

Funktion der Regierung. Während sie die zur unmittelbaren Verwaltung gehören-

den Einheiten (Amts-, Stabsstellen) direkt führt und dafür mit einem umfassenden 

Weisungsrecht ausgestattet ist, wird die "Aufsicht" bei öffentlichen Unternehmen 

durch die "Oberaufsicht" abgelöst und das Weisungsrecht gegenüber der strategi-

schen Führungsebene eingeschränkt. Das Verhältnis zwischen Regierung und Un-

ternehmen ist folglich vergleichbar mit der Rollenverteilung zwischen Landtag und 

Regierung. 

Für die Ausübung der Oberaufsicht über die öffentlichen Unternehmen ist es für 

die Regierung von zentraler Bedeutung, dass sich die erforderlichen Steuerungs- 

und Kontrollinstrumente, wie die Wahl und Abberufung der strategischen Füh-

rungsebene, der Erlass von Eigner- oder Beteiligungsstrategien, die Budgetgeneh-

migung, die Entlastung der Organe etc., in ihrer Hand befinden. Die Eigner- und 

Beteiligungsstrategien stellen dabei eines der bedeutendsten Instrumente dar, um 

die strategische Entwicklung des jeweiligen Unternehmens zu steuern. Nebst all-

fälligen ad hoc Informationen sind die öffentlichen Unternehmen des Weiteren 

dazu verpflichtet, der Regierung im Rahmen des Beteiligungscontrollings zweimal 

jährlich Informationen zur Umsetzung der Eigner- oder Beteiligungsstrategie, der 

Hauptaktivitäten im Berichtszeitraum und die wichtigsten Kennzahlen zur Ge-

schäftstätigkeit und -entwicklung zu liefern. Ausgenommen davon ist die Liechten-

steinische Landesbank, da diese den börsenrechtlichen Publikationsvorschriften 

untersteht.  
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Die Oberaufsicht obliegt der Regierung als Kollegialorgan. In der Praxis nehmen 

die Ministerien respektive das zuständige Regierungsmitglied jedoch eine zentrale 

Stellung bei der Wahrnehmung dieser Funktion ein. Diesem Sachverhalt wird auch 

in Art. 22 Bst. k des Gesetzes über die Regierungs- und Verwaltungsorganisation 

Rechnung getragen, welcher unter den Aufgaben der Regierungsmitglieder die 

laufende Oberaufsicht über die ihrem Ministerium zugeordneten Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie sonstiger öffentlicher Un-

ternehmen festhält. Die Ministerien sind direkte Kontaktstelle für die strategische 

und operative Führungsebene der ihnen zugewiesenen öffentlichen Unterneh-

men, erarbeiten die Eigner- oder Beteiligungsstrategie und Anforderungsprofile, 

bereiten die Wahl der Mitglieder der strategischen Führungsebene vor, führen re-

gelmässige Corporate Governance-Gespräche mit der strategischen und/oder 

operativen Führungsebene durch, nehmen die Jahresrechnungen und Jahresbe-

richte sowie die Berichte der Revisionsstellen entgegen und bereiten die entspre-

chenden Regierungsbeschlüsse vor. Im Rahmen der laufenden Oberaufsicht ent-

scheidet das zuständige Ministerium auch darüber, welche ad hoc Informationen 

der Kollegialregierung zur Kenntnis gebracht werden. Des Weiteren steht das dem 

jeweiligen Ministerium vorstehende Regierungsmitglied im Rahmen der Behand-

lung des Beteiligungscontrollingberichts der Geschäftsprüfungskommission ein-

mal jährlich für einen intensiven Austausch im Hinblick auf die Wahrnehmung der 

Oberaufsicht zur Verfügung. 

Innerhalb der öffentlichen Unternehmen liegt die strategische Verantwortung bei 

der strategischen Führungsebene, welche in Zusammenarbeit mit der operativen 

Ebene innerhalb der Leitplanken der Eigner- oder Beteiligungsstrategie eine Un-

ternehmensstrategie erlässt (Art. 16 Abs. 3 ÖUSG). Die operative Führungsebene 

hat ihrerseits wiederum die Pflicht, die strategische Führungsebene in Bezug auf 

die Geschäftstätigkeit auf dem Laufenden zu halten. 
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Aus Sicht der Regierung hat sich die beschriebene Rollenverteilung seit der Einfüh-

rung von Corporate Governance in Liechtenstein bewährt. Der Landtag kann in 

seiner Rolle als Gesetzgebungsorgan Einfluss auf die öffentlichen Unternehmen 

nehmen, die konkreten gesetzlichen Kontroll- und Steuerungsinstrumente liegen 

in der Hand der Regierung als Oberaufsichtsorgan und die öffentlichen Unterneh-

men haben klare Ansprechpartner auf Seiten der Regierung. Vor allem aber wurde 

der Austausch zwischen Regierung bzw. Ministerium und der strategischen bzw. 

operativen Führungsebene der öffentlichen Unternehmen intensiviert und insti-

tutionalisiert. 

1.2.5 Bestehende Kontroll- und Steuerungsinstrumente des Landtages 

Seit der Einführung des Gesetzes über die Steuerung und Überwachung öffentli-

cher Unternehmen per 1. Januar 2010 wurde an verschiedenen Stellen ausge-

führt, dass der Landtag kaum mehr Einflussmöglichkeiten in Bezug auf die der Re-

gierung unterstellten öffentlichen Unternehmen habe. Dass dem nicht so ist, soll 

anhand der nachfolgenden dem Landtag zur Verfügung stehenden Kontroll- und 

Steuerungsinstrumente im Rahmen von Corporate Governance nochmals ausführ-

lich dargelegt werden. 

1.2.5.1 Gesetzgebung 

Wie bereits im Kapitel 1.2.4 zur Rollenverteilung erwähnt, hat der Landtag als ge-

setzgebendes Organ die Möglichkeit der direkten Einflussnahme auf die zentralen 

gesetzlichen Grundlagen hinsichtlich Corporate Governance, sowohl auf Ebene 

des Rahmengesetzes als auch auf Ebene der jeweiligen Spezialgesetze. Neben der 

Behandlung und Verabschiedung des jeweiligen Gesetzes stehen dem Landtag 

hierfür alle parlamentarischen Mittel gemäss Geschäftsordnung des Landtages zur 

Verfügung.  
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Neben der vorliegenden Motion wurden in der Vergangenheit in Bezug auf das 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetz beispielsweise bereits ein Postulat 

zur Bestellung strategischer Führungsebenen gemäss ÖUSG aus dem Jahr 2013 so-

wie eine parlamentarische Initiative zur Abänderung von Art. 16 Abs. 2 ÖUSG aus 

dem Jahr 2011 eingereicht und im Landtag behandelt. 

Im Rahmen der Genehmigung einer spezialgesetzlichen Errichtung eines öffentli-

chen Unternehmens legt der Landtag die wesentlichen unternehmensspezifischen 

Grundlagen für ein öffentliches Unternehmen fest. Dies gilt insbesondere für die 

jeweiligen Zweckbestimmungen, mit welchen die Aufgaben des Unternehmens 

umschrieben werden. Diesbezüglich kann der Landtag auch vorschreiben, was aus 

seiner Sicht explizit nicht in den Aufgabenbereich dieses Unternehmens fällt.  

Die Regierung erachtet die Möglichkeiten der Einflussnahme auf Gesetzesebene 

als zentrales Instrument um die Ausrichtung der Unternehmen zu definieren und 

vorzugeben. Mittels Definition des Zweckartikels im Spezialgesetz hat der Landtag 

direkten Einfluss auf die langfristige strategische Stossrichtung des öffentlichen 

Unternehmens. 

1.2.5.2 Kenntnisnahme von Eigner- und Beteiligungsstrategien sowie Auf-

tragserteilung zur Festlegung oder Abänderung einer solchen 

Art. 16 Abs. 2 ÖUSG schreibt vor, dass die Regierung die festgelegten oder abge-

änderten Eigner- oder Beteiligungsstrategien dem Landtag zur Kenntnisnahme 

vorzulegen hat. Die ursprüngliche Gesetzesbestimmung sah eine Information der 

Geschäftsprüfungskommission und nicht des gesamten Landtages vor. Aufgrund 

der parlamentarischen Initiative zur Abänderung von Art. 16 Abs. 2 ÖUSG aus dem 

Jahr 2011, mit welcher eine Genehmigung durch den Landtag vorgeschlagen 

wurde, der daraufhin erstellten Stellungnahme durch die Regierung (Bericht und 

Antrag Nr. 16/2012) sowie der daraus resultierenden Landtagsdebatte wurde die 
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aktuelle gesetzliche Bestimmung per 1. Juli 2012 in Kraft gesetzt (Bericht und An-

trag Nr. 29/2012). Im Zuge dieser Gesetzesanpassung wurde dem Landtag mit 

Art. 16 Abs. 2b und 2c ÖUSG die Möglichkeit eingeräumt, der Regierung einen 

konkreten, inhaltlich ausreichend bestimmten Auftrag zur Festlegung oder Abän-

derung einer Eigner- oder Beteiligungsstrategie zu erteilen. Dadurch wurde im Ge-

schäftsverkehr zwischen Landtag und Regierung ein neues Instrument geschaffen, 

um dem Landtag eine konkrete Einflussnahme auf die Eigner- und Beteiligungs-

strategien der öffentlichen Unternehmen zu ermöglichen, ohne in die Kompetenz-

verteilung zwischen Landtag und Regierung hinsichtlich der Aufsichtsfunktionen 

einzugreifen. 

Im Jahr 2013 wurden zwei solcher Aufträge eingereicht. Der Auftrag zur Abände-

rung der Beteiligungsstrategie der Liechtensteinischen Landesbank in Form einer 

Motion wurde nach Behandlung einer Stellungnahme der Regierung nicht erteilt. 

Der Überweisung der Auftragserteilung zur Abänderung der Eignerstrategien der 

AHV-IV-FAK-Anstalten, der Liechtensteinischen Kraftwerke, der Liechtensteini-

schen Gasversorgung sowie der Beteiligungsstrategie der Liechtensteinischen Post 

AG wurde nicht an die Regierung überwiesen. Dies gilt auch für einen weiteren 

Auftrag zur Abänderung der Beteiligungsstrategie der Liechtensteinischen Landes-

bank im darauffolgenden Jahr. Im Rahmen einer Landtagssitzung im Januar 2021 

erhielt die Regierung von den Abgeordneten den Auftrag, eine Anpassung der Be-

teiligungsstrategie der Liechtensteinischen Post AG zu prüfen. Dies vor dem Hin-

tergrund der Petition zum Erhalt der Poststelle Triesen vom Januar 2021. Von ei-

ner Beauftragung der Regierung zur Änderung der Beteiligungsstrategie wurde im 

Juni 2021 nach der Behandlung der Stellungnahme der Regierung (Bericht und An-

trag Nr. 46/2021) abgesehen. Ein ebenfalls 2021 eingereichter Antrag zur Abände-

rung der Eignerstrategie des Verkehrsbetriebs LIECHTENSTEINmobil wurde wiede-

rum nicht überwiesen. Im laufenden Jahr wurde ein Auftrag zur Anpassung der 

Eignerstrategie der Liechtensteinischen Kraftwerke eingereicht und an die 
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Regierung überwiesen. Die dazugehörige Stellungnahme wurde von der Regierung 

verabschiedet und im Oktober vom Landtag zur Kenntnis genommen (Bericht und 

Antrag Nr. 84/2023). Von einer Anpassung der Eignerstrategie sahen die Landtags-

abgeordneten jedoch ab. Im September reichten Abgeordnete einen Auftrag zur 

Anpassung der Beteiligungs- und Eignerstrategie der Landesbank, des Landesspi-

tals, der LAK und der Universität ein, welcher aber nicht an die Regierung über-

wiesen wurde. Im Oktober des laufenden Jahres wurde ein weiterer Antrag einge-

reicht, welcher sich auf die Anpassung der Eignerstrategie des Verkehrsbetriebs 

LIECHTENSTEINmobil bezieht. 

1.2.5.3 Gesetzlich verankerte Informationspflichten der Regierung 

Die gesetzlichen Grundlagen im Bereich Corporate Governance halten an mehre-

ren Stellen eine Information des Landtages oder der GPK durch die Regierung fest. 

So sieht das Gesetz über die Steuerung und Überwachung von öffentlichen Unter-

nehmen in Art. 8 Abs. 1 im Falle von Abberufungen die vorgängige Information der 

GPK vor. 

Art. 18 Abs. 3 ÖUSG schreibt vor, dass die Regierung die GPK einmal jährlich über 

die Durchführung und das Ergebnis des Beteiligungscontrollings zu informieren 

hat. Dies erfolgt in Form eines Berichtes, in dem die Regierung einerseits darlegt, 

was für Aktivitäten im Rahmen der Umsetzung der Corporate Governance-Vorga-

ben im Berichtsjahr angefallen sind. Andererseits dokumentieren die zuständigen 

Ministerien in einheitlicher Form pro Unternehmung, was für Kontakte stattgefun-

den haben, wie das jeweilige Ministerium die Umsetzung der strategischen Vorga-

ben beurteilt, was für ausserordentliche Themen das Unternehmen und das Mi-

nisterium beschäftigt haben, wie die Aktivitäten des Unternehmens im Hinblick 

auf das Risikomanagement beurteilt werden und ob noch weitere Themen ange-

merkt werden müssen. Die Behandlung des Berichtes in der GPK erfolgt im 
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Rahmen einer Sitzung, an der alle Regierungsmitglieder in Bezug auf die ihnen zu-

geordneten Unternehmen Rede und Antwort stehen. 

Die Regierung hat dem Landtag ebenfalls die Jahresrechnungen aller öffentlichen 

Unternehmen zur Kenntnis zu bringen. Dies erfolgt teilweise in Form des Rechen-

schaftsberichts basierend auf Art. 18 des Finanzhaushaltsgesetzes oder aufgrund 

spezialgesetzlicher Bestimmungen in Form eigenständiger Geschäftsberichte. Auf-

grund der in Art. 22 ÖUSG vorgeschriebenen Pflichtangaben sollte eine wirtschaft-

liche Beurteilung des öffentlichen Unternehmens auf Basis der jährlichen Ge-

schäftsberichte möglich sein. Die Kenntnisnahme der Geschäftsberichte und Jah-

resrechnungen wurde in den vergangenen Jahren häufig für intensive Diskussio-

nen rund um die jeweiligen öffentlichen Unternehmen genutzt. 

1.2.6 Bestehende Kontroll- und Steuerungsinstrumente der Regierung 

Zur Wahrnehmung ihrer Oberaufsicht stehen der Regierung ebenfalls diverse Kon-

troll- und Steuerungsinstrumente zur Verfügung. Nachfolgend werden die gesetz-

lich verankerten Führungsinstrumente kurz dargelegt. 

1.2.6.1 Wahl und Abberufung der strategischen Führungsebene – ÖUSG 

Art. 4 ÖUSG regelt die Wahl der Mitglieder der strategischen Führungsebene. Die 

Regierung ist in der Regel das Wahlorgan, welches auch die Vorsitzenden bestellt. 

Ausnahmen bilden die Aktiengesellschaften, bei denen die strategische Führungs-

ebene von der Generalversammlung bestellt wird. In den Statuten der Stiftung 

Liechtensteinischer Entwicklungsdienst ist geregelt, dass die Regierung sechs der 

sieben Mitglieder wählt und ein Mitglied vom Verein «Tellerrand – Verein für so-

lidarisches Handeln» bestellt wird.  

Zur optimalen Besetzung der strategischen Führungsebene beinhalten alle Spezi-

algesetze – mit Ausnahme der drei Aktiengesellschaften – die Vorschrift, dass die 
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Regierung ein Anforderungsprofil zu erlassen hat. Daneben sind die wichtigsten 

Fachkompetenzen auf Gesetzesebene festgehalten. Bei der Stiftung Liechtenstei-

nischer Entwicklungsdienst findet sich eine analoge Bestimmung in den Statuten. 

Für die drei Aktiengesellschaften hat die Regierung auch ohne gesetzliche Vor-

schrift Anforderungsprofile erstellt. Die zu besetzenden Mandate werden jeweils 

im Internet unter Staatskalender.li veröffentlicht. 

Das jeweilige Wahlorgan erhält mit Art. 8 ÖUSG auch die Möglichkeit, Mitglieder 

der strategischen Führungsebene nach vorgängiger Information der Geschäftsprü-

fungskommission des Landtags aus wichtigen Gründen abzuberufen, wenn der 

Verbleib des Betroffenen in der strategischen Führungsebene für das Land unzu-

mutbar ist. 

1.2.6.2 Erlass der Eigner- oder Beteiligungsstrategie – ÖUSG 

In Art. 16 ÖUSG wird der Strategieprozess beschrieben. Die Regierung legt für alle 

öffentlichen Unternehmen eine Eignerstrategie fest, bei Unternehmen mit meh-

reren Eignern eine Beteiligungsstrategie. In begründeten Fällen könnte von einer 

Eigner- oder Beteiligungsstrategie abgesehen werden. Dies ist bisher nicht der Fall 

und die Regierung hat für alle 22 öffentlichen Unternehmen eine Eigner- oder Be-

teiligungsstrategie erlassen, welche auf den Internetseiten der öffentlichen Unter-

nehmen publiziert sind. Festgelegte oder abgeänderte Eigner- oder Beteiligungs-

strategien sind dem Landtag zur Kenntnis zu bringen. 

In Kombination mit den gesetzlichen Vorgaben bilden die Eigner- oder Beteili-

gungsstrategien die Leitplanken für die strategische Ausrichtung der öffentlichen 

Unternehmen. Nebst den strategischen Zielen beinhalten die Eigner- oder Beteili-

gungsstrategien auch Vorgaben zur Geschäftstätigkeit. Die Vorgaben sind für die 

strategische und operative Führungsebene verbindlich. 



30 

Die strategische Führungsebene hat nach Rücksprache mit der operativen Füh-

rungsebene innerhalb der Eigner- oder Beteiligungsstrategie die Unternehmens-

strategie festzulegen. Diese ist dem zuständigen Regierungsmitglied aufgrund des 

Public Corporate Governance Codes (Empfehlung C 3) zur Kenntnis zu bringen, 

eine Genehmigung oder Kenntnisnahme durch die Kollegialregierung ist aber nicht 

vorgeschrieben. 

Die Festlegung der Eigner- oder Beteiligungsstrategie ist eines der wichtigsten 

Steuerungsinstrumente, welches der Regierung zur Wahrnehmung ihrer Oberauf-

sicht zur Verfügung steht und bildet neben dem Zweckartikel im jeweiligen Spezi-

algesetz einen wesentlichen Bestandteil der strategischen Vorgaben. Analog zum 

dreistufigen Aufbau der Corporate Governance Vorgaben können auch die strate-

gischen Einflussmöglichkeiten als Stufenaufbau visualisiert werden. Auch hier ori-

entiert sich die Reihenfolge wieder am Detaillierungsgrad der Bestimmungen. 

 
Abbildung 3: Mehrstufiger Aufbau strategischer Vorgaben (eigene Darstellung) 

1.2.6.3 Beteiligungscontrolling – ÖUSG 

Die öffentlichen Unternehmen haben zweimal jährlich in standardisierter Form die 

Regierung über die Umsetzung der Eigner- oder Beteiligungsstrategie, die Haupt-

aktivitäten des Geschäftsjahres und über die wichtigsten Kennzahlen zu 

Zweck-
artikel
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Beteiligungsstrategie

Unternehmensstrategie
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informieren. Dies erfolgt im Rahmen des in Art. 18 ÖUSG vorgeschriebenen Betei-

ligungscontrollings. Diese Informationen umfassen des Weiteren allfällige Ausfüh-

rungen zu ausserordentlichen Vorkommnissen, welche je nach Dringlichkeit im Be-

teiligungscontrolling aufgenommen oder der Regierung ad hoc zur Kenntnis ge-

bracht werden sowie eine Darlegung von Aktivitäten im Bereich des Risikomana-

gements und einen Ausblick auf die weitere Geschäftstätigkeit.  

Mit dem Halbjahres- und Jahresreporting im Rahmen des Beteiligungscontrollings 

wird das Ziel verfolgt, die Regierung zweimal jährlich über die wichtigsten Entwick-

lungen in den Unternehmen zu informieren. Die für die jeweiligen Unternehmen 

zuständigen Ministerien verfügen aufgrund des intensiven Kontakts im Regelfall 

bereits vorgängig über solche Informationen. Die Oberaufsicht kommt allerdings 

der Kollegialregierung zu, weshalb hier der Informationsfluss formal sichergestellt 

werden muss. 

Über die Durchführung und das Ergebnis des Beteiligungscontrollings wird die Ge-

schäftsprüfungskommission des Landtags in Form des bereits erwähnten Beteili-

gungscontrollingberichts der Regierung informiert. Die Regierungsmitglieder ste-

hen der Geschäftsprüfungskommission bei der Behandlung dieses Berichts für all-

fällige Fragen und Auskünfte zur Verfügung. 

1.2.6.4 Auskunftsrecht – ÖUSG 

Art. 17 ÖUSG räumt der Regierung das Recht ein, jederzeit von der strategischen 

Führungsebene eines öffentlichen Unternehmens alle massgebenden Informatio-

nen und Unterlagen, die zur Wahrnehmung ihrer Oberaufsichtsfunktion benötigt 

werden, anzufordern. Gemäss Gesetz gehören dazu insbesondere die Unterneh-

mensstrategie, die Protokolle der Sitzungen der strategischen Führungsebene, die 

Berichte der Revisionsstelle, die Zusammensetzung und arbeitsvertraglichen Re-

gelungen der operativen Führungsebene, die Finanzplanung, die Angaben zum 
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Umgang mit Risiken, Informationen zu ausserordentlichen Vorkommnissen und zu 

Gerichts- und Verwaltungsverfahren. 

1.2.6.5 Genehmigung der Statuten/Kenntnisnahme Organisationsreglement – 

Spezialgesetze 

Art. 15 ÖUSG schreibt den öffentlichen Unternehmen vor, Statuten zu erlassen 

und ein Organisationsreglement auszuarbeiten. Die Spezialgesetze – beim Liech-

tensteinischen Entwicklungsdienst die Statuten – enthalten dann jeweils die Be-

stimmung, dass der Regierung die Statuten zur Genehmigung und die Organisati-

onsreglemente zur Kenntnisnahme vorgelegt werden müssen. Dadurch erhält die 

Regierung Einblick in die wichtigsten organisatorischen Bestimmungen der öffent-

lichen Unternehmen. 

1.2.6.6 Genehmigung von Jahresbericht und -rechnung – Spezialgesetze 

Im Rahmen der Spezialgesetze – und im Falle der Stiftung Liechtensteinischer Ent-

wicklungsdienst im Rahmen der Statuten – kommt der Regierung die Aufgabe zu, 

die Jahresberichte und Jahresrechnungen der öffentlichen Unternehmen zu ge-

nehmigen und den strategischen Führungsorganen Entlastung zu erteilen. Die Ge-

nehmigung beinhaltet natürlich auch die Möglichkeit, die Jahresrechnung und/o-

der den Jahresbericht zurückzuweisen und die Entlastung zu verweigern. Bei den 

Aktiengesellschaften ist dies Aufgabe der Generalversammlung. 

Die Regierung hat die Jahresrechnungen und teilweise auch die Jahresberichte an 

den Landtag zur Kenntnisnahme weiterzuleiten. Dies erfolgt entweder im Anhang 

zur Landesrechnung oder auf der Grundlage der spezialgesetzlichen Vorgaben im 

Einzelfall. 
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1.2.6.7 Genehmigung des Voranschlags – Spezialgesetze 

Bei einem Grossteil der öffentlichen Unternehmen kommt der Regierung über die 

Spezialgesetze die Aufgabe zu, die Voranschläge zu genehmigen. Dies ist vor allem 

bei Unternehmen der Fall, welche überwiegend über einen Staatsbeitrag finan-

ziert werden. Durch die Budgetgenehmigung erhält die Regierung die Möglichkeit, 

allfälligen Fehlentwicklungen vorgängig entgegenzuwirken und über die finanziel-

len Mittel Einfluss auf die künftige Entwicklung zu nehmen. Keine Budgetgeneh-

migung sehen die Spezialgesetze der Liechtensteinischen Gasversorgung, der 

Liechtensteinischen Kraftwerke, der Liechtensteinischen Landesbank, der Liech-

tensteinischen Post, der Telecom Liechtenstein und des Verkehrsbetriebs LIECH-

TENSTEINmobil vor.  

2. BEGRÜNDUNG DER VORLAGE 

Im Sinne der Motion gemäss Kapitel 1.1 hat die Regierung das bestehende Regel-

werk für Corporate Governance geprüft. Grundsätzlich kann festgehalten werden, 

dass sich der Aufbau mit dem Rahmengesetz über die Steuerung und Überwa-

chung öffentlicher Unternehmen, der Spezialgesetze sowie des Codes sehr be-

währt hat. So konnten mit der Schaffung des ÖUSG einheitliche Regelungen für 

sämtliche Unternehmen geschaffen und die Spezialgesetze entschlackt werden. 

Nebst der Vereinheitlichung besteht über die Spezialgesetze sowie die Eigner-  

oder Beteiligungsstrategien jedoch weiterhin die Möglichkeit, individuelle Vorga-

ben für jedes Unternehmen zu beschliessen. Die Einführung von Corporate Gover-

nance war vor allem mit der Erarbeitung der Eigner- und Beteiligungsstrategien 

sowie der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben wie Statuten und Organisations-

reglement ein langjähriger Prozess. Da die Steuerung und Überwachung der öf-

fentlichen Unternehmen eine laufende Aufgabe darstellen, kann dieser Prozess 

nie als abgeschlossen betrachtet werden. 
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Nachdem in Kapitel 1 nochmals ausführlich auf das bestehende Regelwerk einge-

gangen wurde, geht die Regierung im Folgenden auf die in der Motion gestellten 

Fragen ein und schlägt dem Landtag einige gesetzliche Anpassungen vor. Diese 

sollen es der Regierung ermöglichen, die Steuerung und Kontrolle über die öffent-

lichen Unternehmen im Hinblick auf einzelne gezielte Aspekte noch wirkungsvoller 

wahrnehmen zu können, ohne den unternehmerischen Freiraum der Unterneh-

men zu stark einzuschränken. Die Reihenfolge der Themen orientiert sich an der-

jenigen der in der Motion aufgeführten Fragestellungen, wobei weitergehende 

Überlegungen hintenangestellt werden. 

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE 

3.1 Auslagerung von staatlichen Aufgaben 

Bei der Motionsüberweisung wurden von Landtagsabgeordneten die Frage aufge-

worfen, ob der Staat überhaupt Unternehmer sein soll und ob die staatlichen Un-

ternehmen auf ihre hoheitlichen Aufgaben beschränkt werden sollten. Die Regie-

rung weist an dieser Stelle darauf hin, dass eine generelle Überprüfung der in öf-

fentliche Unternehmen ausgelagerten Aufgaben im Rahmen dieser Motionsbe-

antwortung nicht vorgenommen wurde, da dies auch nicht Teil der Fragestellung 

war. Eine entsprechende Überprüfung bedürfte einer genauen Analyse des Aufga-

bencharakters sowie der ursprünglichen Sachkriterien der einzelnen öffentlichen 

Unternehmen, welche zur Schaffung des Unternehmens geführt haben. Eine 

exakte Definition zwischen Staatsaufgaben, welche sich für eine Auslagerung eig-

nen und Staatsaufgaben, welche sich nicht eignen, gibt es nicht. Auslagerungsent-

scheide sind prinzipiell stark politisch geprägt (vgl. Schedler, Kuno/Müller, Ro-

land/Sonderegger Roger W.: Führung, Steuerung und Aufsicht von öffentlichen 

Unternehmen. Public Corporate Governance für die Praxis, Bern: Haupt, 2011 (2. 

Auflage), S. 61.). Dass die Gründe für Auslagerungen von Aufgaben vielfältig sein 



35 

können, zeigt der Überblick über die bestehenden öffentlichen Unternehmen 

(siehe Kapitel 1.2.3). Dieser verdeutlicht, dass zahlreiche öffentliche Unternehmen 

nicht unternehmerisch tätig sind, sondern einen gesetzlichen Förderauftrag um-

setzen oder Aufgaben in den Bereichen Kultur und Bildung wahrnehmen.  

Die Regierung ist sich aber bewusst, dass eine regelmässige Auseinandersetzung 

mit der Anspruchsberechtigung eines öffentlichen Unternehmens notwendig ist, 

beispielsweise aufgrund geänderter Rahmenbedingungen. Sie wird dies jeweils im 

Anlassfall prüfen, wie dies auch die aktuellen Diskussionen rund um den Liechten-

steinischen Rundfunk zeigen. 

3.2 Unabhängigkeit der öffentlichen Unternehmen 

Im Rahmen der Motion wird gefragt, wie weit die Unabhängigkeit eines öffentli-

chen Unternehmens geht und ob diese im Rahmen der Eignerstrategien als abso-

lut zu betrachten sei. Mit der Auslagerung von Aufgaben aus der unmittelbaren 

Staatsverwaltung wird in der Regel eine Erhöhung des Handlungsspielraums oder 

der Unabhängigkeit auf Seite der Unternehmen angestrebt. Dabei steht ein öffent-

liches Unternehmen in einem Spannungsverhältnis zwischen Autonomie und der 

Steuerung und Überwachung durch den Eigner, analog der Prinzipal-Agenten-The-

orie in der Privatwirtschaft. So führt die Eidgenössische Finanzverwaltung in ihrem 

erläuternden Bericht zum Corporate Governance Bericht des Bundesrates vom 

13. September 2006 auf Seite 9 aus: „Ihre organisationsrechtliche Konzeption hat 

einerseits die für eine optimale Aufgabenerfüllung nötigen Kompetenzen und Frei-

räume für die Einheit vorzusehen und anderseits dem Bund als Eigner die Kontrolle 

und den Einfluss zu sichern, die der öffentlichen Zweckbestimmung seines Eigen-

tums bzw. seiner Beteiligung entspricht“. Im Rahmen von Corporate Governance 

geht es deshalb darum, ein ausgeglichenes Verhältnis betreffend die Steuerung 

und Kontrolle sowie dem notwendigen Freiraum zu finden.  
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Abbildung 3: Spannungsfeld Unabhängigkeit (eigene Darstellung) 

So hält auch der Zweckartikel des ÖUSG in Art. 1 Abs. 2 fest: „Es [das ÖUSG] be-

rücksichtigt die Interessen der betroffenen Unternehmen an einer erfolgreichen 

Entwicklung, die Interessen der Öffentlichkeit an einer ausreichenden Transparenz 

und die Interessen des Landes insbesondere als Eigner“. Diese Ausführungen ma-

chen eindeutig klar, dass mit einer Auslagerung keine absolute Unabhängigkeit 

verbunden ist. So bewegen sich die öffentlichen Unternehmen im Rahmen des be-

stehenden Regelwerks bereits innerhalb der Vorgaben des ÖUSG, der Spezialge-

setze, des Codes sowie der Eigner- oder Beteiligungsstrategien. Die gesetzlichen 

Vorgaben sowie die Eigner- oder Beteiligungsstrategien sollen die Leitplanken vor-

geben, an welchen sich die Unternehmen orientieren können. So wird der unter-

nehmerische Handlungsspielraum vor allem dort eingeschränkt, wo befürchtet 

wird, dass sich ein Unternehmen gegen den Willen des Eigners verhalten könnte. 

In diesem Zusammenhang überrascht es nicht, dass vor allem bei negativen Vor-

kommnissen eine stärkere Einschränkung des Handlungsspielraums oder Inter-

ventionsmöglichkeiten gefordert werden. Dabei gilt es jedoch zu berücksichtigen, 

dass bei einer zu starken Einschränkung des Handlungsspielraums oder zu weitge-

henden Interventionen die Vorteile der Auslagerung in Frage gestellt werden; 

letztlich würde die strategische Führung obsolet und die Regierung würde zum 

faktischen Organ. Die Vorgaben des Eigners sollen sich deshalb auf die strategische 

Ebene und auf die Wahrnehmung der Oberaufsicht beschränken und operative 

Eingriffe in Form von direkten Weisungen zur Geschäftstätigkeit nicht möglich 

sein. 

Öffentliche Unternehmen

Staatsverwaltung

Unabhängigkeit
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3.3 Aufsichtsmittel und Informationsfluss 

Gemäss Art. 17 ÖUSG hat die Regierung jederzeit das Recht, von der strategischen 

Führungsebene eines öffentlichen Unternehmens alle massgeblichen Informatio-

nen und Unterlagen, die zur Steuerung und Überwachung notwendig sind, einzu-

fordern. Das Gesetz zählt diesbezüglich exemplarisch die Unternehmensstrategie, 

die Sitzungsprotokolle der strategischen Führungsebene, die Berichte der Revisi-

onsstelle, die arbeitsvertraglichen Regelungen der operativen Führungsebene, die 

Finanzplanung, Angaben zum Umgang mit Risiken, ausserordentliche Vorkomm-

nisse und Informationen zu Gerichts- und Verwaltungsverfahren auf. Diese Auflis-

tung ist jedoch nicht abschliessend zu verstehen. Wird dieser Artikel losgelöst von 

den restlichen Corporate Governance-Vorgaben betrachtet, befindet sich die Re-

gierung bezüglich des Informationsflusses eher in einer Holschuld. Der Regierung, 

bzw. den zuständigen Ministerien stehen aber diverse Instrumente zur Verfügung, 

diese Hol- in eine Bringschuld umzuwandeln. So werden beispielsweise über das 

halbjährliche Reporting im Rahmen des Beteiligungscontrollings standardmässig 

von allen öffentlichen Unternehmen Informationen zur Umsetzung der Eigner-/ 

Beteiligungsstrategie, ausserordentlichen Vorkommnissen, Risikomanagement, 

Ausblick auf den weiteren Geschäftsverlauf und den betrieblichen Kennzahlen ein-

gefordert. Darüber hinaus beinhalten auch die Eigner- und Beteiligungsstrategien 

entsprechende Bestimmungen, welche die Unternehmen hinsichtlich des Infor-

mationsflusses in die Pflicht nimmt (z.B. Information vor Entgegennahme von 

Spenden ab einem gewissen Betrag, Weitergabe des Berichtswesens von operati-

ver zu strategischer Führungsebene an Ministerium, zeitnahe Information des Mi-

nisteriums über wesentliche oder ausserordentliche Entwicklungen, Besprechung 

wesentlicher Abweichungen vom Budget, etc.). Hinzu kommen informelle Rege-

lungen zwischen den Unternehmen und den zuständigen Ministerien, beispiels-

weise bezüglich der Übermittlung von Traktandenlisten oder Sitzungsprotokollen 

der strategischen Führungsebene.  



38 

Das generelle Auskunftsrecht in Art. 17 ÖUSG ermöglicht aus Sicht der Regierung 

auch eine engere Führung in Krisensituationen. So wurden in den vergangenen 

Jahren bereits fallbezogen regelmässige Kennzahlenberichte in kurzen zeitlichen 

Abständen eingefordert.  

In der Motion wird diesbezüglich die Frage aufgeworfen, ob griffigere Aufsichts-

mittel und -möglichkeiten im Bereich der Informationsbeschaffung, der Auskunfts-

pflichten und Abklärungsmöglichkeiten benötigt werden. Die Instrumente, welche 

derzeit zur Verfügung stehen, erachtet die Regierung als geeignet, um den Infor-

mationsfluss zwischen öffentlichen Unternehmen und Ministerium bzw. Regie-

rung sicherzustellen. Würde auf Gesetzesstufe eine generelle Informationspflicht 

verankert, müsste diese gegenüber der Kollegialregierung als Oberaufsichtsorgan 

verstanden werden. Entsprechende Unterlagen wären dann der Gesamtregierung 

zur Kenntnis zu bringen, inklusive aller damit verbundener organisatorischer Vor-

gaben. Des Weiteren müsste konkretisiert werden, was genau unter eine solche 

Informationspflicht fallen sollte. Solche Definitionen werden niemals alle relevan-

ten Fälle abdecken können und bedürfen immer einer entsprechenden Auslegung 

der Bestimmungen. Eine generelle Informationspflicht steht des Weiteren im Wi-

derspruch zu den Ausführungen bezüglich der Auslagerung von Aufgaben. Der ak-

tuell eingeschlagene Weg über die Eigner- oder Beteiligungsstrategien eignet sich 

diesbezüglich vor allem deshalb besser, da so die Ministerien, welche in direktem 

Kontakt mit den öffentlichen Unternehmen stehen, ihr Informationsbedürfnis 

konkret definieren und die öffentlichen Unternehmen diesbezüglich in die Verant-

wortung nehmen können. Die bisherigen Erfahrungen zeigen auch, dass der Infor-

mationsfluss grösstenteils funktioniert und nur in einzelnen Fällen eine vorgängige 

oder zumindest zeitnahe Information hinsichtlich relevanter Vorkommnisse oder 

Entwicklungen unterlassen wurde. Situationen, in welchen die öffentlichen Unter-

nehmen ihren Pflichten resultierend aus den Vorgaben des Eigners – ob bewusst 

oder unbewusst – nicht nachkommen, können aus Sicht der Regierung auch nicht 
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durch eine weitergehende Informationspflicht vermieden werden, sind sie doch 

Teil allgemeiner Sorgfaltspflichten bei der Ausübung entsprechender Mandate. 

3.4 Einbindung der Oberaufsichtsbehörde bei Entscheidungen mit wesentli-

chen finanziellen Konsequenzen 

Wie im Kapitel 3.2 ausgeführt, wird mit der Auslagerung von Aufgaben aus der 

unmittelbaren Staatsverwaltung die Erhöhung des Handlungsspielraums oder der 

Unabhängigkeit angestrebt. Durch das gesetzliche Regelwerk sowie den Eigner- 

oder Beteiligungsstrategien besteht die Möglichkeit, den gewünschten Hand-

lungsspielraum zu definieren und damit die Leitplanken zur Wahrnehmung der ge-

setzlichen Aufgaben zu setzen. Im Rahmen dieser Motionsbeantwortung ist die 

Regierung der aufgeworfenen Frage nachgegangen, ob eine Einbindung der Ober-

aufsichtsbehörde bei Entscheidungen mit wesentlichen finanziellen Konsequen-

zen für alle öffentlichen Unternehmen verbindlich im ÖUSG vorgesehen werden 

sollte. Sie kommt dabei zum Schluss, dass eine für alle öffentlichen Unternehmen 

einheitliche Vorgabe im ÖUSG aufgrund der grossen Heterogenität der öffentli-

chen Unternehmen – verdeutlicht beispielsweise am Vergleich zwischen der Liech-

tensteinischen Landesbank und der Stiftung Erwachsenenbildung – nur unter star-

ker Verallgemeinerung möglich wäre. Aufgrund dessen erachtet es die Regierung 

als zielgerichteter, entsprechende Vorgaben zum Handlungsspielraum oder zum 

Risikomanagement in den Spezialgesetzen oder in den Eigner- oder Beteiligungs-

strategien der einzelnen öffentlichen Unternehmen zu definieren.  

Dies zeigt sich beispielhaft an den gesetzlichen Vorgaben betreffend die Gründung 

und den Erwerb von Gesellschaften oder an einer Beteiligung an einer Gesell-

schaft. So sehen einige Spezialgesetze (u.a. LLBG, LGVG, TLIG) die Beteiligung an 

Unternehmen im In- und Ausland vor, während diese Möglichkeit bei zahlreichen 

weiteren öffentlichen Unternehmen nicht explizit erwähnt wird. Aktuell ortet die 
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Regierung aber keinen Anpassungsbedarf diesbezüglich auf Ebene der Spezialge-

setze.  

Nebst der gesetzlichen Vorgabe betreffend das Eingehen von Beteiligungen, könn-

ten diese in den jeweiligen Eigner- oder Beteiligungsstrategien näher spezifiziert 

werden. Entsprechende Bestimmungen könnten dabei zum Beispiel wie folgt for-

muliert werden: 

„Das Unternehmen kann im Rahmen seiner finanziellen und personellen Möglich-

keiten sowie nach Massgabe der gesetzlichen Vorgaben Beteiligungen (Kooperati-

onen, Allianzen, Gründung von Gesellschaften sowie andere Formen der Zusam-

menarbeit) eingehen, wenn diese in Einklang mit den Kernkompetenzen des Unter-

nehmens stehen, das Kerngeschäft unterstützen sowie zur Erreichung der strategi-

schen Ziele und der nachhaltigen Sicherung oder Steigerung des Unternehmens-

wertes beitragen.  

Beteiligungen müssen der Risikofähigkeit des Unternehmens entsprechen, die 

obengenannten Anforderungen nachweislich erfüllen und sind generell kritisch zu 

hinterfragen. Die strategische Führungsebene stellt sicher, dass vor dem Eingehen 

einer Beteiligung die notwendigen Abklärungen, Analysen und Beurteilungen vor-

genommen werden und eine umfassende Risikobewertung erfolgt. Dabei muss si-

chergestellt sein, dass die eingegangenen Risiken den Kernauftrag des Unterneh-

mens im Inland nicht substanziell gefährden können, dies gilt insbesondere bei Be-

teiligungen im Ausland. Bei Bedarf sind für Abklärungen und Analysen speziali-

sierte Beratungsunternehmen beizuziehen.  

Die Beteiligungen müssen führungsmässig eng betreut werden und dem Risikoas-

pekt ist genügend Rechnung zu tragen. Beteiligungen sind periodisch auf die Ein-

haltung der obigen Anforderungen zu überprüfen und im Beteiligungscontrolling 

der Regierung entsprechend darzulegen.“ 
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Was vorgängig am Beispiel von Beteiligungen an Unternehmen exemplarisch aus-

geführt wurde, kann sich auch auf andere Geschäftsfälle erstrecken. So wurden 

bei der letzten Aktualisierung der Eignerstrategien im Bildungs- und Kulturbereich 

unter anderem folgende Vorgaben zu den Finanzen und zum Risikomanagement 

aufgenommen: 

„Bei vertraglichen Verpflichtungen, die erhebliche finanzielle Auswirkungen haben, 

ist das zuständige Ministerium vorgängig zu informieren.“ 

„Wesentliche Abweichungen vom Budget sind mit dem zuständigen Ministerium 

zu besprechen. Eine Verschuldung ist nicht zulässig.“ 

„Der Stiftungsrat gibt der Geschäftsleitung das Konzept eines Berichtswesens vor, 

nach dem die wichtigsten Kennzahlen in der Regel quartalsweise und besondere 

Vorkommnisse umgehend rapportiert werden. Diese Informationen werden auch 

dem zuständigen Ministerium zur Kenntnis gebracht.“ 

Wichtig erscheint es, dass das zuständige Ministerium als Vertreter der Oberauf-

sichtsbehörde und des Eigners frühzeitig über die wesentlichen Geschäftsentwick-

lungen und über strategische Beschlüsse in Kenntnis gesetzt wird. In diesem Sinne 

kann es sich die Regierung vorstellen, die Eigner- und Beteiligungsstrategien der 

öffentlichen Unternehmen zu den Vorgaben betreffend Beteiligungen oder aus-

serordentlichen Geschäftsfällen zu überprüfen und diese dort, wo Handlungsbe-

darf besteht, unternehmensindividuell entsprechend zu ergänzen oder anzupas-

sen. Entsprechende Arbeiten sollen nach der Verabschiedung der vorliegenden 

Gesetzesänderungen starten. 

Abstand nehmen möchte die Regierung jedoch von einer generellen Genehmi-

gungspflicht, oder Zustimmungspflicht gemäss Wortlaut der Motion, für ausseror-

dentliche Geschäftsfälle oder für Beteiligungen und Auslandsengagements. Um 

verantwortungsvolle Beschlüsse fassen zu können, setzen sich die strategischen 
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Führungsebenen intensiv über einen längeren Zeitraum mit solchen Entscheidun-

gen auseinander. Da dies der Regierung nicht möglich wäre, sieht sie die Verant-

wortung für solche Beschlüsse bei den jeweiligen strategischen Führungsebenen. 

Ausserdem lassen sich auch durch entsprechende Vorgaben wirtschaftliche Fehl-

entscheidungen nicht vollständig verhindern, weder durch eine vorgängige Infor-

mation, noch durch ein Vetorecht oder eine Bewilligungspflicht. 

3.5 Eigner- oder Beteiligungsstrategien als Steuerungsinstrument 

Nebst den gesetzlichen Vorgaben sind die Eigner- oder Beteiligungsstrategien für 

die Regierung das zentrale Steuerungsinstrument, um die Leitplanken für die ein-

zelnen öffentlichen Unternehmen vorzugeben. Dabei können die in den Gesetzen 

meist abstrakt formulierten Aufgaben- und Zweckbeschreibungen konkretisiert 

und mittelfristige aufgabenbezogene Vorgaben gemacht werden. Im Sinne einer 

übergeordneten Zielverfolgung können des Weiteren unternehmensbezogene 

Grundsätze, wie beispielsweise zur allgemeinen Geschäftspolitik oder zum Risiko-

management, beschlossen werden. Vorgaben sollen dort vorgenommen werden, 

wo die gesetzlichen Vorgaben nicht konkret genug ausgestaltet sind oder wo dies 

aufgrund einer übergeordneten Zielsetzung sinnvoll erscheint. In diesem Sinne 

wurden zahlreiche Eigner- oder Beteiligungsstrategien seit der ersten Erstellung 

aufgrund der gesammelten Erfahrungen bereits angepasst und ergänzt. Ziel ist es, 

in den Eigner- und Beteiligungsstrategien möglichst klare Zielvorgaben zu be-

schliessen, deren Erreichung oder Einhaltung überprüft werden kann. Dies erweist 

sich in der Praxis als nicht immer realisierbar, da die Definition von messbaren Zie-

len abhängig von der Art und dem Zweck der Unternehmungstätigkeit ist. Des Wei-

teren sollen in den Eigner- oder Beteiligungsstrategien mittelfristige Zielvorgaben 

gemacht werden, welche nicht jährlich angepasst werden müssen. Dennoch wird 

die Wirksamkeit der Eigner- oder Beteiligungsstrategien von den zuständigen 
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Ministerien im Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion immer wieder hinterfragt und der 

Regierung bei Bedarf entsprechende Anpassungen vorgeschlagen.  

Im Rahmen der Motion wurde die Frage aufgeworfen, ob mit griffigeren Eig-

nerstrategien fehlbare Organe besser in die Verantwortung genommen werden 

könnten. Da die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Eigner- oder Beteiligungs-

strategien für die öffentlichen Unternehmen als verbindlich gelten, können bei 

Verstössen entsprechende Massnahmen gemäss Art. 25 ÖUSG beschlossen wer-

den. Gerade im Zusammenhang mit messbaren Zielen muss im Bereich der Eigner- 

oder Beteiligungsstrategien jedoch bedacht werden, dass eine Nichterreichung ei-

ner Zielgrösse nicht in allen Fällen mit einem Verstoss gleichgesetzt werden kann. 

Eigner- und Beteiligungsstrategien sollen deshalb möglichst klare Leitplanken vor-

geben, in welchen sich die öffentlichen Unternehmen bewegen können.  

Der ursprüngliche Gesetzesentwurf von Art. 16 ÖUSG gemäss Bericht und Antrag 

Nr. 53/2009 sah noch keine Information des Landtages über den Erlass oder die 

Änderung von Eigner- bzw. Beteiligungsstrategien vor. In der damaligen Landtags-

debatte wurde von Seiten des Landtags das Anliegen vorgebracht, über die be-

schlossenen Eigner- und Beteiligungsstrategien aktiv informiert zu werden. Für die 

2. Lesung des ÖUSG sah die Regierung gemäss Bericht und Antrag Nr. 86/2009 

deshalb vor, dass die Geschäftsprüfungskommission des Landtags von der Regie-

rung über die Festlegung und Änderung von Eigner-/Beteiligungsstrategien infor-

miert wird. Bereits im Rahmen der zweiten Lesung wurde daraufhin diskutiert, ob 

die Geschäftsprüfungskommission der korrekte Informationsempfänger sei oder 

ob dies nicht aus Transparenzgründen im Landtag thematisiert werden müsste. 

Der Vorschlag der Regierung wurde dann jedoch mehrheitlich angenommen. Im 

Zuge der Debatte um die parlamentarische Initiative zur Abänderung von Art. 16 

Abs. 2 ÖUSG in den Jahren 2011 und 2012, in der eine Genehmigungspflicht der 

Eigner- und Beteiligungsstrategien durch den Landtag thematisiert wurde, wurde 
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als Kompromisslösung das neue parlamentarische Instrument der Auftragsertei-

lung des Landtages zum Erlass oder zur Änderung einer Eigner- oder Beteiligungs-

strategie eingeführt. Gemäss erstem Vorschlag der Regierung (Bericht und Antrag 

Nr. 16/2012) wurde an der Information der Geschäftsprüfungskommission festge-

halten. Dem erneuten Anliegen der Abgeordneten, dass eine Information des 

Landtags als solches vorzusehen sei, hat die Regierung dann auf die 2. Lesung der 

Änderung von Art. 16 ÖUSG Rechnung getragen und die entsprechende Bestim-

mung dahingehend geändert, dass erlassene und geänderte Eigner-/Beteiligungs-

strategien dem Landtag zur Kenntnis gebracht werden müssen. Die Abgeordneten 

sollten dadurch die Möglichkeit erhalten, im Landtag Fragen zu den Eigner- und 

Beteiligungsstrategien stellen zu können. Dadurch sollten gemäss Aussage der Ab-

geordneten eine Vielzahl von Aufträgen zur Änderung von Eigner- und Beteili-

gungsstrategien vermieden werden können. Was damals tendenziell als schwierig 

umsetzbar beurteilt wurde, war die Zielsetzung der Beschränkung auf eine 

Schwerpunktdiskussion. 

Bereits bei der Aufnahme der Bestimmung bezüglich Information der Geschäfts-

prüfungskommission wurde anlässlich der Landtagsdebatte darüber diskutiert, ob 

die Regierung nur über wesentliche Änderungen oder Richtungswechsel informie-

ren solle, um nicht jede kleinste Änderung der Geschäftsprüfungskommission zur 

Kenntnis bringen zu müssen. Von der Regierung wurde daraufhin der Standpunkt 

vertreten, dass sämtliche Änderungen der Geschäftsprüfungskommission vorge-

legt werden sollen, da «wesentlich» als unbestimmter Rechtsbegriff nicht eindeu-

tig objektivierbar sei, vor allem auch vor dem Hintergrund der Heterogenität der 

öffentlichen Unternehmen. Mit einer generellen Informationspflicht entfalle jegli-

cher Interpretations- und Diskussionsspielraum. Im Rahmen der Änderung von 

Art. 16 ÖUSG betreffend die Informationspflicht gegenüber dem Landtag wurde 

diese Problematik allerdings wieder thematisiert und in den Materialien zur Ge-

setzesänderung findet sich der Hinweis, dass unterschieden werde müsse, ob eine 
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Eigner- oder Beteiligungsstrategie erstmals erlassen, in wesentlichen Punkten ge-

ändert oder lediglich formal überarbeitet wurde. Formale Änderungen, welche 

keine inhaltlichen Anpassungen mit sich bringen, sollen dem Landtag aus Effizien-

züberlegungen nicht vorgelegt werden müssen (Bericht und Antrag Nr. 29/2012). 

Die aktuell geltende gesetzliche Bestimmung sieht allerdings keine Einschränkung 

der Informationspflicht vor. 

Wie die Praxis in den letzten Jahren nun gezeigt hat, wirkt sich diese Problemstel-

lung teilweise nachteilig auf eine dynamische Wahrnehmung der Oberaufsichts-

funktion im Hinblick auf die strategischen Vorgaben in den Eigner- und Beteili-

gungsstrategien aus. Die Eigner- oder Beteiligungsstrategien sind, wie bereits er-

wähnt, das zentrale Steuerungsinstrument der Regierung als Eigner. Mit diesen 

werden grundsätzliche strategische Vorgaben erlassen. Es besteht aber auch die 

Möglichkeit oder auch die Notwendigkeit kurzfristig Vorgaben in die Eigner- oder 

Beteiligungsstrategie aufzunehmen, um als Oberaufsichtsorgan bei allfälligen 

Fehlentwicklungen einzugreifen. Dies ist aber nur sinnvoll, wenn hier ohne grosse 

Verzögerungen agiert werden kann. Auch wenn es sich nur um eine Kenntnis-

nahme handelt und die geänderte Eigner- oder Beteiligungsstrategie deswegen 

grundsätzlich trotzdem bereits ihre Wirkung entfalten kann, erachtet es die Regie-

rung als notwendig, dass die Unterlagen dem Landtag möglichst zeitnah vorgelegt 

werden. Muss die Kenntnisnahme im Landtag erfolgen und die damit verbunde-

nen Fristen und Abläufe eingehalten werden, verliert das Instrument im Hinblick 

auf die kurzfristigen Steuerungsmöglichkeiten jedoch an Wirkung. Dies gilt auch, 

wenn die Landtagsabgeordneten den strategischen Vorgaben mehrheitlich kri-

tisch gegenüberstehen. In dem die strategischen Vorgaben der Exekutive von der 

Legislative öffentlich in Frage gestellt werden, könnten auf Seiten der Unterneh-

men Unsicherheiten hinsichtlich der Erwartungen entstehen. Des Weiteren hat die 

Erfahrung gezeigt, dass sich die Debatten nicht immer auf die angestrebte 
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Schwerpunktdiskussion beschränken und die öffentlichen Unternehmen teilweise 

ohne Anlassfall in den Fokus der öffentlichen Diskussion gestellt werden.   

Um hier wieder schneller handeln zu können, schlägt die Regierung im Hinblick auf 

die Stärkung ihrer Oberaufsichtsfunktion deshalb vor, auf eine Behandlung der 

Eigner- und Beteiligungsstrategien im Landtag zu verzichten und die Information 

wieder der Geschäftsprüfungskommission zukommen zu lassen. Aus Sicht der Re-

gierung ist dies auch vor dem Hintergrund der relevanten gesetzlichen Bestim-

mungen bezüglich der Kontrolle über die Staatsverwaltung angezeigt. Gemäss 

Art. 63 Abs. 1 der Verfassung steht dem Landtag das Recht der Kontrolle über die 

gesamte Staatsverwaltung zu, wobei er dieses Recht unter anderem über die Ge-

schäftsprüfungskommission ausübt. Art. 20 und Art. 21 des Geschäftsverkehrs- 

und Verwaltungskontrollgesetzes (GVVKG) enthält analoge Bestimmungen. 

Art. 23 GVVKG weist der Geschäftsprüfungskommission die Oberaufsicht über die 

Geschäftsführung von Regierung und Verwaltung zu und präzisiert diese. 

Art. 25 Abs.1 GVVKG räumt der Geschäftsprüfungskommission explizit das Recht 

ein, auch bei Organen öffentlicher Unternehmen Auskünfte einzuholen, sofern sie 

dies zur Erfüllung ihrer Aufgabe als notwendig erachtet. Folglich sind auch im 

ÖUSG die gesetzlich vorgesehenen «Aufsichtsaufgaben» der Legislative grundsätz-

lich der Geschäftsprüfungskommission zugewiesen. Dies betrifft einerseits die vor-

gängige Information durch das Wahlorgan im Falle von Abberufung von Mitglie-

dern der strategischen Führungsebene gemäss Art. 8 ÖUSG. Anderseits hat die Re-

gierung die Geschäftsprüfungskommission nach Art. 18 Abs. 3 ÖUSG einmal jähr-

lich über die Vornahme und die Ergebnisse des Beteiligungscontrollings zu infor-

mieren. Lediglich die Information über die Eigner- und Beteiligungsstrategien bil-

det hier mittlerweile eine Ausnahme, indem die Kenntnisnahme gemäss 

Art. 16 Abs. 2 ÖUSG durch den Landtag erfolgt. Mit dem Vorschlag der Regierung 

soll die Ausübung der «Kontrollrechte» folglich nun wieder komplett in die Zustän-

digkeit der Geschäftsprüfungskommission fallen. Der Landtag als Ganzes bleibt 
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nach wie vor über die Festlegung des jeweiligen Spezialgesetzes und des darin ent-

haltenen Zweckartikels in die strategische Ausrichtung involviert. Hinzu kommt, 

dass die von diesem Zweckartikel abgeleiteten, wesentlichen strategischen Stoss-

richtungen vor allem beim erstmaligen Erlass der jeweiligen Eigner- und Beteili-

gungsstrategien festgelegt werden und die nun mehr vorgenommenen Anpassun-

gen nicht die gleiche Relevanz auf die langfristige Entwicklung des Unternehmens 

haben. Durch die Behandlung in der Geschäftsprüfungskommission und durch die 

gesetzlich verankerte Pflicht der elektronischen Veröffentlichung der Eigner- und 

Beteiligungsstrategien stehen den Landtagsabgeordneten die entsprechenden In-

formationen weiterhin zur Verfügung und allfällige Fragen oder Anliegen können 

mit den zur Verfügung stehenden parlamentarischen Instrumenten vorgebracht 

werden. Eine öffentliche Diskussion über die jeweiligen Unternehmen findet oh-

nehin regelmässig im Rahmen der jährlichen Behandlung der Jahresrechnungen 

bzw. Geschäftsberichte im Landtag statt. 

3.6 Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene 

3.6.1 Ausgangslage bzgl. Abberufung 

Ein Schwerpunkt der Motion ist das Thema «Abberufung von Mitgliedern der stra-

tegischen Führungsebene». Das Abberufungsrecht ist in Art. 8 ÖUSG geregelt. Da 

die jeweiligen Spezialgesetze derzeit keine anderslautenden Regelungen vorse-

hen1, gilt Art. 8 ÖUSG für sämtliche öffentliche Unternehmen in Liechtenstein.  

Art. 8 ÖUSG lautet wie folgt:  

1) Das Wahlorgan kann Mitglieder der strategischen Führungsebene jederzeit un-

abhängig von der Amtsdauer nach vorgängiger Information der 

                                                      
1 Gemäss Art. 3 ÖUSG findet das ÖUSG nur Anwendung, soweit spezialgesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
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Geschäftsprüfungskommission des Landtags aus wichtigen Gründen abberu-

fen. Als wichtiger Grund gilt insbesondere jeder Umstand, welcher den Ver-

bleib des Betroffenen in der strategischen Führungsebene für das Land unzu-

mutbar macht. 

2) Vor der Abberufung sind dem Betroffenen die Gründe der Abberufung mitzutei-

len und es ist ihm mit angemessener Frist Gelegenheit zur schriftlichen Stel-

lungnahme zu geben. 

3) Die Abberufung ist auch rechtsgültig, wenn sie ohne Vorliegen eines wichtigen 

Grundes erfolgte. Der Betroffene hat in diesem Fall Anspruch auf eine rich-

terliche Feststellung und Schadenersatz. 

4) Für die Feststellung, ob ein wichtiger Grund vorliegt oder nicht, sind zuständig: 

a) der Verwaltungsgerichtshof, wenn die Abberufung durch Verfügung er-

folgte; 

b) das Landgericht in allen übrigen Fällen. 

Zuständig für die Abberufung eines Mitglieds der strategischen Führungsebene ist 

das Wahlorgan, also bei öffentlich-rechtlichen Stiftungen und Anstalten die Kolle-

gialregierung und bei spezialgesetzlichen Aktiengesellschaften (Post, Telecom und 

LLB) die jeweilige Generalversammlung. Da sich die genannten Aktiengesellschaf-

ten im alleinigen oder mehrheitlichen Besitz des Landes befinden, kommt auch 

hier der Regierung ein massgeblicher Einfluss zu. Daher wird in der Folge, ebenso 

wie in der Motion, der Einfachheit halber meist nur von der Regierung als Wahl- 

und Abberufungsorgan gesprochen und dabei stets die Regierung als Kollegium 

gemeint. 

Für eine Abberufung müssen gemäss Art. 8 ÖUSG wichtige Gründe vorliegen. Als 

wichtiger Grund gilt insbesondere jeder Umstand, der den Verbleib des 
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Betroffenen im Amt für das Land unzumutbar macht. Ausserdem sind bestimmte 

verfahrensrechtliche Vorgaben einzuhalten.  

In der Motion wird angeregt, dass die Regierung hier stärkere Rechte erhalten 

sollte. Konkret wird dies wie folgt begründet: 

«Art. 8 des ÖUSG verlangt heute, dass die Abberufung von Mitgliedern der strate-

gischen Führungsebene nur aus wichtigen Gründen (z.B. bei Unzumutbarkeit für 

das Land) möglich ist. Diese Hürde erscheint den Motionären als ausserordentlich 

hoch. Die Motionäre sind der Ansicht, dass hier gesetzliche Anpassungen nötig 

sind, so dass z.B. auch ein gestörtes Vertrauensverhältnis zwischen Regierung und 

betreffender Person für eine vorzeitige Absetzung genügen würde.» 

Anlässlich der Landtagsdiskussion vom 30. September 2015 wiesen die Motionäre 

darauf hin, dass mit der Motion eine optimale Oberaufsicht der Regierung über 

die öffentlichen Unternehmen erreicht werden soll. Das verfassungsmässige Ober-

aufsichtsrecht beinhalte zwar keine direkten Weisungsrechte der Regierung ge-

genüber den öffentlichen Unternehmen, dennoch richte sich eine allfällige Kritik 

der Öffentlichkeit oder des Landtags am Gebaren eines solchen Unternehmens 

meist direkt an die Regierung. Sie dürfe daher in ihren Oberaufsichtsrechten, zu 

denen auch das Abberufungsrecht zähle, nicht über Gebühr eingeschränkt wer-

den. Die Regierung müsse vielmehr sämtliche Mittel besitzen, um rasch und effi-

zient reagieren zu können. Dazu gehöre auch die Abberufung von Mitgliedern der 

strategischen Führungsebene. Im Landtag wurde daher gefordert, dass für staats-

nahe Unternehmen und Organisationen die gleichen gesetzlichen Rahmenbedin-

gungen gelten sollen wie für Unternehmen der Privatwirtschaft. Folglich müsse 

eine Abberufung jederzeit - auch ohne wichtigen Grund - möglich sein. Zudem 

wurde das gesetzliche Erfordernis des rechtlichen Gehörs und der richterlichen 

Überprüfung in Frage gestellt. Andererseits wurde von einigen Abgeordneten be-

zweifelt, dass mit der in der Motion geforderten Einführung des 
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Abberufungsgrunds des «gestörten Vertrauensverhältnisses» tatsächlich eine Ver-

besserung erreicht werden kann und darauf hingewiesen, dass auch ein gestörtes 

Vertrauensverhältnis als wichtiger Grund im Sinne von Art. 8 ÖUSG anzusehen sei.  

Insgesamt bestand im Landtag Einigkeit darüber, dass die Regierung bei der Abbe-

rufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene genügend Handlungs-

spielraum haben müsse, um die Oberaufsicht über die öffentlichen Unternehmen 

auszuüben und so ihrer verfassungsrechtlichen Verpflichtung gemäss Art. 78 

Abs. 4 LV nachkommen zu können.  

Bevor die Regierung zum Anliegen der Motion Stellung nimmt, soll zum besseren 

Verständnis die Entstehung von Art. 8 ÖUSG kurz aufgezeigt werden.   

3.6.2 Entstehungsgeschichte von Art. 8 ÖUSG 

3.6.2.1 Vorgeschichte – Abberufung von zwei Verwaltungsratsmitgliedern 

beim Liechtensteinischen Rundfunk 

Im Jahr 2005, also einige Jahre vor Schaffung des ÖUSG, kam es zu einer Abberu-

fung von zwei Verwaltungsratsmitgliedern der öffentlich-rechtlichen Anstalt 

Liechtensteinischer Rundfunk. Dies zog einen Rechtsstreit und ein Urteil des 

Staatsgerichtshofes nach sich. Die Erkenntnisse aus diesem Verfahren waren bei 

der späteren gesetzlichen Ausgestaltung des Abberufungsrechts in Art. 8 ÖUSG zu 

berücksichtigen.   

Im damaligen Anlassfall hatte der Landtag in seiner Sitzung vom 23. November 

2005 den Präsidenten und ein Mitglied des Verwaltungsrates des Liechtensteini-

schen Rundfunks (LRF) vorzeitig abberufen. Der Landtag war damals noch zustän-

dige Bestellungs- bzw. Abberufungsbehörde und eine vorzeitige Abberufung war 
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an die gesetzliche Voraussetzung einer «groben Pflichtverletzung» geknüpft.2 Den 

beiden Verwaltungsräten wurde vorgeworfen, zwei Jahre lang nichts gegen die 

Defizite von rund CHF 1.2 Mio. unternommen und dadurch ihre Pflichten grob ver-

letzt zu haben. Der Antrag auf Abberufung wurde zu Beginn der Landtagssitzung 

als Zusatztraktandum aufgenommen und beide Verwaltungsratsmitglieder mit je-

weils 13 Stimmen abberufen.3 

Im nachfolgenden Beschwerdeverfahren zu StGH 2005/97 hat der Staatsgerichts-

hof den Abberufungsbeschluss des Landtages aufgehoben und darauf hingewie-

sen, dass der Landtag in ganz erheblicher Weise gegen die verfassungsrechtliche 

Begründungspflicht sowie gegen die Garantien eines fairen Verfahrens verstossen 

habe. Zu den verfahrensrechtlichen Minimalgarantien, die der Landtag auch in Ein-

zelentscheidverfahren wie einem Abberufungsverfahren einzuhalten habe, zähle 

die ordentliche Einladung und Traktandierung des Geschäftes. Die Abberufung sei 

aber erfolgt, ohne dass sich der Landtag mit der Frage der Zulässigkeit einer ad 

hoc-Traktandierung und der gemäss seiner Geschäftsordnung hierfür notwendi-

gen «besonderen Dringlichkeit» befasst habe. Ausserdem wäre die gesetzliche Zu-

ständigkeit der Medienkommission zu beachten gewesen, zu deren Aufgaben es 

gehöre, in einem rechtsstaatlichen Verfahren die grobe Pflichtverletzung festzu-

stellen und zu begründen. Auf dieser Basis hätte der Landtag mögliche Pflichtver-

letzungen politisch werten und gegebenenfalls gemäss seiner Geschäftsordnung 

ein rechtsstaatliches Abberufungsverfahren durchführen können. Da dies alles 

nicht geschehen sei, habe der Landtag bei der Abberufung wesentliche durch Ver-

fassung und Gesetz vorgesehene Verfahrensgarantien verletzt. 

                                                      
2 Siehe Art. 21 Abs. 7 Bst. b LRFG idF LGBl. 2003 Nr. 229. 
3 Siehe LTP 2005 S. 1736 ff. 
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Zum Abberufungsgrund der groben Pflichtverletzung führte der Staatsgerichtshof 

wie folgt aus:  

«Anders als bei der Bestellung der Verwaltungsräte, die, wie alle Wahlgeschäfte, 

einen weitgehenden freien politischen Ermessensentscheid des Landtags- wie auch 

der Regierung – darstellen, ist die Abberufung der Verwaltungsräte des LRF vom 

Gesetzgeber an gesetzliche Voraussetzungen geknüpft worden, nämlich an die 

„grobe Pflichtverletzung“ […]. Die grobe Pflichtverletzung ist kein freier Ermessens-

begriff, sondern ein gängiger und durch die Rechtsprechung gefestigter Rechtsbe-

griff vorab im Disziplinarrecht der öffentlichen Verwaltung […]. Auch wenn dem 

Landtag als politischer Behörde bei Abberufungsverfahren gegen Verwaltungsräte 

des LRF ein breiterer Ermessensspielraum zugestanden wird als einer Verwaltungs-

behörde, welche Disziplinarvergehen zu beurteilen hat, so sind doch die Minimal-

garantien eines fairen Verfahrens einzuhalten. Anders als mit der Bestellung wird 

mit der Abberufung der auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewählten Mandats-

träger in ganz erheblicher Weise in die Rechtsstellung der Verwaltungsräte und 

damit verbunden auch in die Autonomie des LRF eingegriffen […]. Es sprechen gute 

Gründe dafür, weshalb der Gesetzgeber im LRFG […] kein freies, sondern ein ge-

setzlich gebundenes Abberufungsrecht des Landtages vorgesehen hat.»4  

Diese Ausführungen lassen vermuten, dass ein freies und insbesondere ein ge-

richtlich nicht überprüfbares Abberufungsrecht, wie dies einige Motionäre in der 

Landtagsdebatte vom 30. September 2015 gefordert hatten, verfassungsrechtlich 

problematisch wäre. Diese Ansicht vertritt auch der von der Regierung bei der 

Schaffung des ÖUSG beigezogene externe Gutachter (siehe dazu Kapitel 3.6.2.2). 

                                                      
4 Siehe StGH 2005/97, Erw. 4.5 in: LES 2/2007, S. 95 [103]. 
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Andererseits weist der Staatsgerichtshof auch darauf hin, dass in Abberufungsver-

fahren der zuständigen Behörde bei der Beurteilung des Abberufungsgrundes 

grundsätzlich ein breiter Ermessensspielraum zusteht. Im konkreten Fall wurde die 

Abberufung vor allem deshalb nicht als freier Ermessensentscheid qualifiziert, weil 

der Gesetzgeber sie an eine Voraussetzung, nämlich jene der groben Pflichtverlet-

zung, geknüpft hatte.  

Diese höchstgerichtlichen Überlegungen sind auch im Zusammenhang mit der Mo-

tion von Bedeutung, insbesondere mit der Frage, ob die «wichtigen Gründe» in 

Art. 8 ÖUSG eine «ausserordentlich» grosse Hürde für eine Abberufung darstellen. 

Auch wenn sich der Staatsgerichtshof – weil die Abberufung aus verfahrensrecht-

lichen Gründen aufgehoben wurde – nicht näher damit zu befassen hatte, ob die 

den Abberufenen vorgeworfenen Verfehlungen als grobe Pflichtverletzung zu 

qualifizieren waren, so lässt sich aus seinen Ausführungen zum Ermessen dennoch 

ableiten, dass bei der Beurteilung des Grundes, der zu einer Abberufung führt, der 

Ermessensaspekt auch dann berücksichtigt werden muss, wenn das Abberufungs-

recht gesetzlich gebunden ist.  

3.6.2.2 Überlegungen bei der Erarbeitung von Art. 8 ÖUSG  

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund dieses Anlassfalls hat sich die Regierung bereits 

bei der Entstehung des ÖUSG intensiv mit den Voraussetzungen für eine Abberu-

fung auseinandergesetzt. Die vorzeitige Abberufung von Mitgliedern des Verwal-

tungs- oder Stiftungsrates eines öffentlichen Unternehmens wurde als eine der 

heikelsten Fragen bei der Schaffung dieses Gesetzes bezeichnet. Schon im Ver-

nehmlassungsbericht wurde betont, dass eine Abberufung für den Betroffenen 
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einen grossen Imageverlust bedeuten kann, weshalb eine Abwahl nur aus wichti-

gen Gründen möglich sein soll.5  

Zudem hat die Regierung zum Vernehmlassungsentwurf im Allgemeinen und den 

verschiedenen Fragen im Zusammenhang mit der Abberufungsthematik im Beson-

deren ein externes Gutachten eingeholt. Der Gutachter kam in seinem Rechtsgut-

achten zum Gesetzesentwurf zur Steuerung und Überwachung von öffentlichen 

Unternehmen vom 17. August 2008 auf S. 37f. zu folgendem Schluss:  

«Es ergibt sich aus den vorangegangenen Darlegungen, dass eine Abwahl ohne 

Angaben von Gründen, ohne rechtliches Gehör und ohne richterliche Überprü-

fungsmöglichkeit nicht nur kumulativ, sondern bei Vorliegen jedes einzelnen der 

genannten Tatbestände, verfassungswidrig wäre.  

- Die Abwahl „ohne Angabe von Gründen“ wird vom Gutachter so verstanden, 

dass in diesem Fall die Abwahl auch keine Schadenersatzansprüche auslösen 

könnte. Dies würde gegen den Gleichheitsgrundsatz verstossen, da sie Or-

gane in öffentlichen Unternehmen nicht nur schlechter stellen würde, als Or-

gane in privatwirtschaftlichen Unternehmen, sondern geradezu der Willkür 

des Wahlgremiums ausliefern könnte mit unter Umständen erheblichem 

Schaden für die Reputation und das weitere berufliche Fortkommen. Eine Ab-

wahl ohne rechtliches Gehör wäre, soweit das LVG Anwendung zu finden hat, 

ohnehin nur gegen den ausdrücklichen Ausschluss der Anwendbarkeit dieses 

Gesetzes denkbar. Dies wäre vermutlich gleichheitswidrig, jedenfalls aber ein 

Verstoss gegen den aus dem Prinzip der Rechtsgleichheit in der Rechtsan-

wendung aus Art. 31 Abs. 1 Satz 1 LV erfliessenden Grundsatz des rechtlichen 

Gehörs, der auch durch Art. 6 EMRK geschützt ist. Dieser Grundsatz des 

                                                      
5 Siehe Vernehmlassungsbericht der Regierung vom 27. Mai 2008 betreffend die Schaffung und Harmonisie-

rung von gesetzlichen Grundlagen zur Führung und Transparenz von öffentlichen Unternehmen, S. 59.  
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rechtlichen Gehörs könnte auch dadurch nicht saniert werden, dass in einem 

richterlichen Überprüfungsverfahren (erstmals) dem Betroffenen das Gehör 

tatsächlich gewährt würde.  

- Die Abwahl ohne richterliche Überprüfungsmöglichkeit würde gegen das 

durch Art. 43 LV und Art. 13 EMRK gewährleistete Recht der Beschwerdefüh-

rung verstossen. (…) 

Würde das Gesetz auf das Vorliegen wichtiger Gründe verzichten, so wäre, wie dar-

gelegt, ohnehin eine Verfassungswidrigkeit gegeben. Auch wäre eine Reduktion 

der richterlichen Überprüfung auf lediglich verfassungsgesetzlich gewährleistete 

Rechte nicht mit dem Gleichheitsgrundsatz konform.» 

Insgesamt erachtete der Gutachter somit ein freies Abberufungsrecht im Bereich 

des ÖUSG als verfassungswidrig. Begründet wurde dies in erster Linie mit dem 

Schadenersatzaspekt. Betont wurde, dass eine vorzeitige Abberufung jedenfalls 

einer Begründung bedarf und gerichtlich überprüfbar sein muss. Nicht auseinan-

der gesetzt hat sich der Gutachter hingegen mit der Frage, welche Bedeutung dem 

Begriff «wichtiger Grund» genau zukommt. 

3.6.2.3 Bericht und Antrag Nr. 53/2009  

Im Bericht und Antrag betreffend die Schaffung und Harmonisierung gesetzlicher 

Grundlagen zur Führung und Transparenz von öffentlichen Unternehmen (Bericht 

und Antrag Nr. 53/2009) bekräftigte die Regierung die bereits im Vernehmlas-

sungsentwurf und auch vom Gutachter vertretene Ansicht, dass eine Abberufung 

nur aus wichtigen Gründen möglich sein soll. 

Da eine explizite Aufzählung von wichtigen Gründen nie vollständig sein könne, 

entschied man sich in Art. 8 Abs. 1 ÖUSG nur das Kriterium der Unzumutbarkeit 



56 

für das Land zu erwähnen. Als weitere wichtige Gründe wurden im Bericht und 

Antrag ausdrücklich genannt:  

- wiederholter oder schwerwiegender Verstoss gegen gesetzliche Bestim-

mungen; 

- schwerwiegender Verstoss gegen die Interessen des Unternehmens (z.B. 

dauernde Konkurrenzierung) oder des Landes; 

- Wegfall einer Voraussetzung für die Bestellung (z.B. Unvereinbarkeitsbe-

stimmung); 

- Eintritt einer dauernden Unfähigkeit zur Ausübung des Amtes. 

Die Begriffe in Art. 8 Abs. 1 ÖUSG («wichtige Gründe», «Unzumutbarkeit») wur-

den ohne Bezugnahme auf ähnlich lautende Regelungen im Arbeitsvertragsrecht 

gewählt. Demensprechend wurde auch das Rechtsverhältnis zwischen dem Wahl-

organ bzw. dem öffentlichen Unternehmen und den Mitgliedern der strategischen 

Führungsebene nicht als Arbeitsverhältnis, sondern als Auftragsverhältnis qualifi-

ziert.6 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Gesetzgeber sich bei der 

Schaffung des ÖUSG eingehend mit der Abberufungsproblematik befasst und sehr 

bewusst für ein gesetzlich gebundenes und gerichtlich überprüfbares Abberu-

fungsrecht entschieden hat. Ebenso bewusst wurde aber auch die Möglichkeit ei-

ner vorzeitigen Abberufung und insbesondere deren Rechtsgültigkeit selbst für 

den Fall verankert, dass die Abberufung sich als unbegründet herausstellen sollte.  

                                                      
6  Lediglich im Bericht der Arbeitsgruppe Corporate Governance vom 13. August 2007 (siehe Beilage in Bericht 

und Antrag Nr. 2007/87) findet sich in Zusammenhang mit der Regelung der Abwahl auf S. 81 in FN 213 ein 
kurzer Hinweis auf die ähnliche Regelung in Art. 337 OR. Gleichzeitig wird aber auch betont, dass für das 
Rechtsverhältnis zwischen der öffentlich-rechtlichen Verbandsperson und dem Mitglied im Zweifel Auf-
tragsrecht gelte (S. 55 des Berichts der Arbeitsgruppe). 
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3.6.3 Die Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene – Über-

legungen aus heutiger Sicht 

Vor dem Hintergrund der Motion hat sich die Regierung nochmals intensiv mit der 

Abberufungsthematik befasst. Die geltende Regelung in Art. 8 ÖUSG wurde kri-

tisch hinterfragt und insbesondere mit der Abberufung nach liechtensteinischem 

Privatrecht sowie dem für die staatsnahen Betriebe geltenden Schweizer Bundes-

recht verglichen. Dies hat zu folgenden Erkenntnissen geführt: 

3.6.3.1 Die Abberufung von Verwaltungsratsmitgliedern im Privatrecht 

Für privatrechtlich errichtete juristische Personen ist die Abberufung von Mitglie-

dern der Verwaltung in Art. 201 PGR geregelt. Gemäss dessen Abs. 1 können Mit-

glieder der Verwaltung jederzeit abberufen werden. Zuständig für eine Abberu-

fung ist grundsätzlich das oberste Organ der juristischen Person (z.B. die General-

versammlung einer Aktiengesellschaft). Das Recht zur Bestellung eines Organs um-

fasst auch das Recht zu dessen Abberufung - bei der Bestellung durch Behörden 

gilt dies von Gesetzes wegen (Art. 201 Abs. 2 PGR).   

Im PGR ist somit ein jederzeitiges, freies Abberufungsrecht vorgesehen. Eine Ab-

berufung ist selbst dann möglich, wenn die Statuten eine solche ausschliessen. So 

bestimmt Art. 201 Abs. 3 PGR, dass das Abberufungsrecht auch entgegen anders 

lautender Statutenbestimmung von Gesetzes wegen besteht, «wenn wichtige 

Gründe, wie beispielsweise grobe Pflichtverletzung, oder Unfähigkeit zur ord-

nungsmässigen Geschäftsführung, es rechtfertigen».  

Das jederzeitige Abberufungsrecht im Privatrecht korrespondiert mit der rechtli-

chen Qualifikation des Rechtsverhältnisses zwischen Verwaltungsrat und Gesell-

schaft bzw. Wahlorgan als Auftrag, der gemäss Art. 1020 ABGB jederzeit beendet 

oder widerrufen werden kann.  
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3.6.3.1.1 Ergebnis des Rechtsvergleichs mit dem Privatrecht  

Obwohl das Rechtsverhältnis zwischen den Mitgliedern der strategischen Füh-

rungsebene und dem öffentlichen Unternehmen bzw. dem Wahlorgan grundsätz-

lich als Auftrag qualifiziert wird, verlangt Art. 8 ÖUSG für jede Abberufung einen 

wichtigen Grund. Auch der Rechtsschutz des Abberufenen wird stärker betont als 

im Privatrecht. So kann zum Beispiel natürlich auch im Privatrecht eine Abberu-

fung Schadenersatzansprüche des Abberufenen nach sich ziehen, dennoch wird 

dies im PGR nicht ausdrücklich erwähnt – im ÖUSG hingegen schon. Insgesamt 

liegt der Fokus von Art. 201 PGR auf der Durchsetzung des Abberufungsrechts, so-

gar entgegen einer anders lautenden, also eine Abberufung ausschliessenden Sta-

tutenbestimmung. Die privatrechtliche Regelung ist daher, wie in der Motion rich-

tig bemerkt, auch weniger streng als diejenige in Art. 8 ÖUSG.  

Allerdings stellt das öffentliche Recht, dem das ÖUSG zuzuordnen ist, auch höhere 

rechtsstaatliche Anforderungen als dies im Privatrecht der Fall ist. Dem war bei 

der Konzeption von Art. 8 ÖUSG ebenso Rechnung zu tragen wie dem erklärten 

Ziel des ÖUSG, nämlich einer weitgehenden Entpolitisierung der öffentlichen Un-

ternehmen. Gleichermassen war es aber auch erklärtes Ziel des Gesetzgebers, 

dass – wie im Privatrecht – eine Abberufung möglich und durchsetzbar sein muss, 

um im Interesse sowohl des öffentlichen Unternehmens als auch des Staates als 

dessen Eigner auf Mängel in der Führungstätigkeit oder auf einen Vertrauensver-

lust reagieren zu können.  

Nach Ansicht der Regierung trägt der geltende Art. 8 ÖUSG diesen Zielen hinrei-

chend Rechnung, indem einerseits der Rechtsschutz des Abberufenen, anderer-

seits aber auch die Durchsetzung des Abberufungsrechts zum Ausdruck gebracht 

werden. Diese Abweichung vom Privatrecht ist nach Meinung der Regierung ge-

rechtfertigt, zumal das Abberufungsrecht der Regierung damit nicht wie dies in 

der Motion zum Ausdruck gebracht wird «ausserordentlich» erschwert, sondern 
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vielmehr rechtlich gebunden und gerichtlich auf Ermessensüberschreitung bzw. 

Willkür überprüfbar wird. Ausserdem ist ein weitreichender Schutz vor politischer 

Willkür auch dadurch gewährleistet, dass die Entscheidung über eine Abberufung 

(oder – bei den öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften - die Einberufung einer 

Generalversammlung zu diesem Zweck) nicht durch das ressortmässig zuständige 

Regierungsmitglied, dem gemäss Art. 22 Bst. k RVOG die laufende Oberaufsicht 

über die seinem Ministerium zugeordneten öffentlichen Unternehmen zukommt, 

sondern ausdrücklich durch die Kollegialregierung zu treffen ist. 

3.6.3.2 Die Abberufung von Verwaltungsratsmitgliedern öffentlicher Unter-

nehmen in der Schweiz 

Das Schweizer Bundesrecht kennt kein mit dem liechtensteinischen ÖUSG ver-

gleichbares Rahmengesetz. Vielmehr ergeben sich die Grundsätze der Public Cor-

porate Governance aus dem Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steue-

rung von Bundesaufgaben vom 13. September 2006 und dem Zusatzbericht vom 

25. März 2009. Darin wurden insgesamt 37 Leitsätze aufgestellt, die bei der Aus-

gestaltung, Steuerung und Kontrolle von verselbständigten Einheiten des Bundes 

(siehe Art. 8 Abs. 5 chRVOG) als Richtlinien dienen und in den Spezialgesetzen ver-

ankert werden sollen. Die Leitsätze sind zu berücksichtigen und Abweichungen zu 

begründen (Comply or explain). Sie gelten primär für die Anstalten des Bundes. 

Bei den Aktiengesellschaften des Bundes sind sie teilweise bereits durch das Ak-

tienrecht abgedeckt. 

Anders als in Liechtenstein – hier gilt Art. 8 ÖUSG für sämtliche öffentliche Unter-

nehmen unabhängig von ihrer Rechtsform (spezialgesetzliche Aktiengesellschaft, 

öffentlich-rechtliche Anstalten oder Stiftung) – bestehen in der Schweiz unter-

schiedliche Abberufungsregelungen für die öffentlich-rechtlichen Anstalten bzw. 

Stiftungen einerseits und die Aktiengesellschaften im (alleinigen oder mehrheitli-

chen) Eigentum des Bundes andererseits. 
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3.6.3.2.1 Abberufung bei öffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen des 

Bundes 

Für die öffentlich-rechtlichen Anstalten des Bundes, deren oberste strategische 

Leitungsorgane (Verwaltungsrat bzw. ETH-Rat, Museumsrat usw.) vom Bundesrat 

gewählt werden (z.B. FINMA, ETH, Swissmedic, Schweizerisches Nationalmuseum) 

– aber auch für die Pro Helvetia als derzeit einzige öffentlich-rechtliche Stiftung 

des Bundes – gilt der 7. Leitsatz Corporate Governance des Bundes, der wie folgt 

lautet:  

«Mitglieder von Organen einer Anstalt können während der Amtsdauer aus wich-

tigen Gründen abberufen werden.» 

Dementsprechend wurde auch in die jeweiligen Spezialgesetze eine Bestimmung 

aufgenommen, wonach der Bundesrat die Verwaltungsratsmitglieder der betref-

fenden öffentlich-rechtlichen Anstalten aus wichtigen Gründen vorzeitig abberu-

fen kann. 

Dies wird wie folgt begründet: 

«Abberufung aus wichtigen Gründen (LS 7): Die Wahl der Verwaltungsratsmitglie-

der erfolgt durch den Bundesrat auf eine «Amtsdauer» von längstens vier Jahren. 

Dies, wie auch die jederzeitige Abberufung während der Amtsdauer aus wichtigem 

Grund, weichen von der Beendigung nach privatrechtlichen Grundsätzen ab. Arti-

kel 404 OR, wonach der Auftrag – ohne dass wichtige Gründe erforderlich sind – 

jederzeit widerrufen oder gekündigt werden kann, ist nicht anwendbar. Wichtige 

Gründe liegen vor, wenn die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nach Treu und 

Glauben nicht mehr zumutbar ist, beispielsweise wenn ein Mitglied die Vorausset-

zungen für die Ausübung des Amtes nicht mehr erfüllt, eine schwere Pflichtverlet-

zung begangen hat oder ein dauernder Interessenkonflikt des Mitglieds nicht an-

ders gelöst werden kann (vgl. auch die Praxis zu Art. 337 Abs. 2 OR). Die 
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Abberufung muss aufgrund der Rechtsweggarantie von eidgenössischen Verwal-

tungsrechtspflegeinstanzen gerichtlich überprüft werden können. (…). Nach dem 

im öffentlichen Recht geltenden Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist, je nach 

Sachlage, nicht ausgeschlossen, dass die Präsidentin oder der Präsident zwar aus 

der Präsidialfunktion abberufen wird, aber als Mitglied im Verwaltungsrat verblei-

ben kann. (…) Nach Aktienrecht besteht das Mandat der Verwaltungsratsmitglie-

der, trotz Wahl durch die Generalversammlung, mit der Aktiengesellschaft. Ver-

gleichbar dazu erfolgt die Wahl der Verwaltungsratsmitglieder der Anstalt durch 

den Bundesrat. Der Vertrag der Mitglieder des Verwaltungsrates besteht jedoch 

mit der Anstalt. Er ist öffentlich-rechtlicher Natur. Der Bundesrat legt das von der 

Anstalt an die Verwaltungsratsmitglieder auszurichtende Honorar und die weite-

ren Vertragsbedingungen fest. Die obligationenrechtlichen Bestimmungen über 

den Auftrag kommen als ergänzendes öffentliches Recht zur Anwendung, soweit 

öffentlich-rechtlich (im Organisationserlass und in Art. 6a BPG bzw. der darauf ba-

sierenden Kaderlohnverordnung) nichts bzw. nichts anderes geregelt ist. Diese Re-

gelung entspricht bisheriger Anschauung und Rechtspraxis. (…).»7  

Das Rechtsverhältnis zwischen dem Bundesrat und den von ihm gewählten Mit-

gliedern des Verwaltungsrates einer Anstalt des Bundes wird daher juristisch als 

Auftrag qualifiziert, allerdings mit der Massgabe, dass eine Beendigung dieses be-

sonderen Auftragsverhältnisses eines wichtigen Grundes bedarf und daher – an-

ders als im Privatrecht – nicht jederzeit möglich ist. Dies wird insbesondere damit 

begründet, dass die Abwahl aus der strategischen Führungsebene eines öffentli-

chen Unternehmens für die betroffene Person einen grossen Reputationsschaden 

bedeuten kann. Auch wenn in den Erläuterungen zu Leitsatz 7 auf Art. 337 Abs. 2 

                                                      
7 Siehe Mustererlass für Anstalten mit Dienstleitungen mit Monopolcharakter, Bemerkungen zu den Bestim-

mungen des Mustererlasses vom 1. Juli 2016, S. 18 sowie nahezu wortgleich Mustererlass für Anstalten mit 
Aufgaben der Wirtschafts- und Sicherheitsaufsicht, Bemerkungen zu den Bestimmungen des Mustererlas-
ses vom 1. Juli 2016, S. 16 f. 
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OR (Fristlose Auflösung eines Arbeitsverhältnisses) hingewiesen und ausgeführt 

wird, dass wichtige Gründe vorliegen, wenn die Fortsetzung des Vertragsverhält-

nisses nach Treu und Glauben nicht mehr zumutbar ist, wird das Rechtsverhältnis 

zwischen dem Bundesrat und den von ihm gewählten Mitgliedern des Verwal-

tungsrates einer Anstalt des Bundes dennoch nicht als Arbeits-, sondern ausdrück-

lich als besonderes Auftragsverhältnis qualifiziert und die diesbezüglichen obliga-

tionenrechtlichen Bestimmungen ergänzend zur Anwendung gebracht.  

3.6.3.2.2 Abberufung bei Aktiengesellschaften des Bundes  

Zur Abberufung von Verwaltungsratsmitgliedern der Aktiengesellschaften des 

Bundes enthalten die Leitsätze des Bundes keine Vorgaben. Die Organisationser-

lasse der spezialgesetzlichen Aktiengesellschaften verweisen ganz allgemein auf 

die Geltung der aktienrechtlichen Vorschriften des Obligationenrechts.  

Hier ist die Abberufung in Art. 705 OR geregelt, der wie folgt lautet: 

1 Die Generalversammlung ist berechtigt, die Mitglieder des Verwaltungsrates und 

der Revisionsstelle sowie allfällige von ihr gewählte Bevollmächtigte und Be-

auftragte abzuberufen. 

2 Entschädigungsansprüche der Abberufenen bleiben vorbehalten. 

Art. 705 Abs. 1 OR gilt als zwingendes Recht, weshalb die statutarische Bindung 

des Abberufungsrechts an bestimmte Gründe nicht möglich ist. Eine Abberufung 

durch die Generalversammlung ist sofort wirksam und endgültig, allerdings kön-

nen Schadenersatzansprüche entstehen. Im Schrifttum wird ausgeführt, der Ab-

berufene habe keinen Anspruch, den Generalversammlungsbeschluss als willkür-

lich erklären zu lassen. Darüber hinaus seien Klagen auf Beibehaltung des Manda-

tes ausgeschlossen und auch zur Unzeit erfolgte Abberufungen rechtsgültig (vgl. 
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Tanner, in Zürcher Kommentar Obligationenrecht, 2. Auflage, Zürich-Basel-Genf 

2003, Art. 705 N 27f).  

Allerdings wird in der Schweizer Lehre teilweise – unter Hinweis auf das vorne er-

wähnte StGH-Urteil im Fall der Abberufung von zwei Verwaltungsräten des Liech-

tensteinischen Rundfunks – gefordert, dass nicht nur bei den Anstalten, sondern 

auch bei den Aktiengesellschaften des Bundes die Betroffenen zu den Gründen 

der Abberufung vorgängig angehört werden, um den rechtsstaatlichen Anforde-

rungen zu genügen. Werde dies nicht eingehalten, sei die Abberufung zwar trotz-

dem gültig, doch könnten daraus langwierige Schadenersatzprozesse resultieren 

(vgl. Müller Roland/Lipp Lorenz/Plüss Adrian, Der Verwaltungsrat - Band I, Ein 

Handbuch für Theorie und Praxis, 5. Aufl., Zürich - Basel - Genf 2021, S. 67, 

Rz 1.247 sowie Tanner, aaO, unter Hinweis auf Müller/Lipp/Plüss.)  

3.6.3.2.3 Ergebnis des Rechtsvergleichs mit der Schweiz  

Insgesamt steht im schweizerischen ebenso wie im liechtensteinischen Privatrecht 

die Durchsetzbarkeit des Abberufungsrechts im Vordergrund. Es werden keine 

wichtigen Abberufungsgründe verlangt, die Abberufung beendet das Mandat so-

fort (ex nunc) und der Abberufene wird auf das Schadenersatzrecht verwiesen. Im 

Gegensatz zu Liechtenstein gilt diese Regelung in der Schweiz allerdings auch für 

die Aktiengesellschaften des Bundes. Somit ist das Abberufungsrecht in Liechten-

stein für die öffentlichen Unternehmen in Form einer Aktiengesellschaft strenger 

als jenes in der Schweiz. Hingegen wird für eine Abberufung bei den öffentlichen 

Unternehmen in Form einer Anstalt oder Stiftung in der Schweiz ebenso wie in 

Liechtenstein ein wichtiger Grund verlangt. Anders als in der Schweiz gilt somit in 

Liechtenstein für sämtliche öffentlichen Unternehmen unabhängig von ihrer 

Rechtsform die Abberufungsregelung des Art. 8 ÖUSG, solange nicht spezialge-

setzlich etwas anderes bestimmt wird (Art. 3 ÖUSG). Die Regierung erachtet die-

ses Konzept einer einheitlichen Regelung des Abberufungsrechts sowohl für die 
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öffentlich-rechtlichen Stiftungen und Anstalten als auch für die spezialgesetzlichen 

Aktiengesellschaften als sinnvoll. 

3.6.3.3 Fazit zur Abberufung 

In der Motion wird Art. 8 ÖUSG und insbesondere der Umstand, dass für eine Ab-

berufung ein wichtiger Grund vorliegen muss, als grosse «Hürde» angesehen und 

daher eine gesetzliche Anpassung dahingehend gefordert, dass ein gestörtes Ver-

trauensverhältnis für eine vorzeitige Absetzung genügt.  

Die Regierung ist ebenso wie die Motionäre der Ansicht, dass die Zusammenarbeit 

zwischen Regierung und strategischer Führungsebene einer intakten Vertrauens-

basis bedarf. Nur so kann die Regierung die Oberaufsicht über die öffentlichen Un-

ternehmen wahrnehmen und die Verantwortung dafür tragen. Daher darf Art. 8 

ÖUSG nicht so restriktiv verstanden werden, dass eine vorzeitige Abberufung prak-

tisch verunmöglicht wird. So betont auch der Staatsgerichtshof in der oben er-

wähnten Entscheidung, dass der zuständigen Behörde bei einer Abberufung ein 

Ermessensspielraum zusteht, auch wenn das Abberufungsrecht gesetzlich gebun-

den ist (StGH 2005/97, Erw. 4.5). Daraus ergibt sich, dass jeder sachliche und da-

mit willkürfreie Grund, der aus Sicht des Wahlorgans eine Abberufung notwendig 

macht, per se «wichtig» und damit bereits heute als wichtiger Grund zu qualifizie-

ren ist, weil diesfalls das notwendige Vertrauensverhältnis objektiv nicht mehr be-

steht. Hinzu kommt, dass für eine Abberufung nach Art. 8 ÖUSG die Regierung als 

Kollegialorgan zuständig ist und dies – neben den in Art. 8 ÖUSG nochmals aus-

drücklich verankerten Verfahrensgarantien – zusätzlichen Schutz vor willkürlichen 

Abberufungen gewährleistet. 

Die Regierung teilt somit das der Motion zugrundliegende restriktive Verständnis 

der geltenden Abberufungsregelung nicht. Vielmehr hat die nochmalige Prüfung 
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von Art. 8 ÖUSG klar ergeben, dass das geltende Recht grundsätzlich als angemes-

sen zu qualifizieren ist. 

Vor diesem Hintergrund besteht nach Ansicht der Regierung kein Grund, Art. 8 

ÖUSG abzuändern. Allerdings erachtet die Regierung einige Präzisierungen für 

sinnvoll, die unter Beibehaltung der starken Betonung der Rechte der abberufe-

nen Person auch das Interesse des Unternehmens bzw. des Landes an der Durch-

setzung einer Abberufung zum Ausdruck bringen. Damit kann ein zu restriktives 

Verständnis von Art. 8 ÖUSG, wie es auch der Motion zugrunde liegt, vermieden 

werden.  

Die vorgeschlagenen Anpassungen betreffen folgende Themen:  

- Art. 6 Abs. 4 ÖUSG soll in Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Ände-

rung in Art. 8 Abs. 3 ersatzlos gestrichen werden; 

- in Art. 8 Abs. 1 soll ein Verweis auf die Abberufungspflicht gemäss Art. 25 

eingefügt werden; 

- in Art. 8 Abs. 3 soll klargestellt werden, dass eine Abberufung jedenfalls 

rechtsgültig ist;  

- in Art. 8 Abs. 5 soll die Kognition des Gerichts auf eine Willkürprüfung be-

schränkt werden.  

3.7 Personalreglemente 

Im Gegensatz zum Erlass von Statuten und einem Organisationsreglement finden 

sich im ÖUSG oder in den Spezialgesetzen aktuell keine Bestimmungen betreffend 

Personalreglemente. Auf Ebene der Eignerstrategien wurde für einige Unterneh-

men, welche zu einem Grossteil über einen jährlichen Staatsbeitrag finanziert wer-

den, die Vorgabe beschlossen, dass sich die Lohnstruktur und -entwicklung der 

Mitarbeitenden an derjenigen für das Staatspersonal zu orientieren hat. Die 
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Orientierung am Staatspersonal wird für diese über einen Staatsbeitrag finanzier-

ten Unternehmen als richtig erachtet und soll auch inskünftig so gehandhabt wer-

den. Unbestrittener Weise kann diese Vorgabe jedoch nicht für sämtliche öffent-

lichen Unternehmen gelten. Gerade für Unternehmen, welche am Markt tätig 

sind, gilt es in der Ausgestaltung der Personalreglemente eine grössere Flexibilität 

zu gewährleisten sowie die Attraktivität als Arbeitgeber im Marktvergleich sicher-

zustellen. In diesem Sinne kann es im Vergleich zu den gesetzlichen Vorgaben für 

das Staatspersonal zu notwendigen Abweichungen kommen. Da die Ausgestaltung 

der Personalreglemente jedoch mitentscheidend über die Kostenstrukturen und 

somit auch über den Erfolg der öffentlichen Unternehmen ist, kommt die Regie-

rung im Rahmen der Überprüfung der geltenden Corporate Governance-Bestim-

mungen zum Schluss, dass diesem Punkt ein stärkeres Gewicht verliehen werden 

soll. So wird die Einführung der gesetzlichen Pflicht zum Erlass eines Personalreg-

lements, welches die wesentlichen Grundsätze und Eckwerte betreffend die Ent-

lohnung, der Nebenleistungen sowie der Arbeitszeit umfasst, vorgeschlagen. Des 

Weiteren wurde geprüft, ob eine Genehmigungspflicht für die Personalregle-

mente eingeführt werden sollte. Nach eingehender Prüfung kommt die Regierung 

zum Schluss, dass der Erlass des Personalreglements in den ureigenen Aufgaben-

bereich der strategischen Führungsebene fällt, welcher nicht an die Regierung de-

legiert werden soll. Gemäss den bestehenden spezialgesetzlichen Bestimmungen 

(Ausnahme Liechtensteinische Landesbank) und den Statuten des LED sind Regle-

mente, welche aufgrund von gesetzlichen Bestimmungen zu erlassen sind, der Re-

gierung zur Kenntnis zu bringen. Damit entstehen für die Regierung Transparenz 

und Vergleichbarkeit der Entschädigungsregelungen der öffentlichen Unterneh-

men. Sollte es aus Sicht der Oberaufsicht notwendig werden, können weiterge-

hende Vorgaben in den Eigner- oder Beteiligungsstrategien aufgenommen wer-

den.  
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Die Regierung schlägt deshalb vor, den Erlass von Personalreglementen im ÖUSG 

vorzuschreiben und die Aufgabe in den Spezialgesetzen analog dem Organisati-

onsreglement der strategischen Führungsebene zuzuweisen. 

3.8 Festlegung der Entschädigung der strategischen Führungsebene 

Die Kompetenz zur Festlegung der Entschädigung der strategischen Führungsebe-

nen ist derzeit in den Spezialgesetzen betreffend die öffentlichen Unternehmen 

geregelt. In der Mehrzahl der Spezialgesetze wird diese Kompetenz der Regierung 

zugewiesen, wogegen sie in einigen Fällen an die strategische Führungsebene 

selbst delegiert wird. Im Rahmen der Überprüfung der bestehenden gesetzlichen 

Regelungen kommt die Regierung zum Schluss, dass eine möglichst weitgehende 

Vereinheitlichung angestrebt werden sollte. Aus Sicht der Regierung ist es die Auf-

gabe des Wahlorgans mit der Wahl und damit der Übertragung der Aufgabe auch 

die dafür zu erhaltende Entschädigung für die strategische Führungsebene zu de-

finieren. Auch wenn es sich bei den öffentlichen Unternehmen, welche die Ent-

schädigungen bis anhin selbst festlegen konnten, vorwiegend um Unternehmen 

handelt, welche ihre Leistungen am Markt erbringen, erachtet es die Regierung 

für öffentliche Unternehmen als sinnvoller, wenn die Entschädigungen durch die 

Wahlorgane bestimmt werden. Ausgenommen davon bleibt die Liechtensteini-

schen Landesbank, welcher aufgrund der Börsenkotierung eine Sonderstellung 

eingeräumt wird. Bei der Festlegung der Entschädigungen ist der Bedeutung, Kom-

plexität, Zweckbestimmung sowie der damit verbundenen Verantwortung und 

zeitlichen Belastung angemessene Berücksichtigung zu geben. Auch diesen Aspek-

ten kann im Quervergleich aller öffentlichen Unternehmen bei der Festlegung der 

Entschädigungen durch die Wahlorgane besser entsprochen werden.  

Die vorliegenden Gesetzesvorlagen sehen deshalb vor, die Festlegung der Entschä-

digung der strategischen Führungsebenen über die Spezialgesetze dem Wahlor-

gan zu übertragen. 
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3.9 Mindestanforderung Revision 

Wie im Bericht und Antrag betreffend die Schaffung und Harmonisierung gesetzli-

cher Grundlagen zur Führung und Transparenz von öffentlichen Unternehmen 

(Nr. 53/2009) ausgeführt, wurden die Regelungen für die Revisionsstellen in den 

Spezialgesetzen aufgenommen. Nebst der Wahl werden auch die Aufgaben der 

Revisionsstellen dort geregelt. Auf die Aufnahme einer allgemeinen Regelung im 

Rahmengesetz wurde bewusst verzichtet, da den Revisionsstellen mit Aufnahme 

in den Spezialgesetzen Organcharakter verliehen werden sollte. Des Weiteren 

wurde im Einzelnen festgelegt, ob die Finanzkontrolle als Revisionsstelle einge-

setzt werden kann. In Bezug auf die Aufgaben wird für Revisionsgesellschaften auf 

die entsprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) 

verwiesen, wogegen bei der Wahl der Finanzkontrolle die spezialgesetzlichen 

Bestimmungen über die Finanzkontrolle zum Tragen kommen.  

Im Zuge der Revision des Personen- und Gesellschaftsrechts im Jahr 2011 wurde 

die prüferische Durchsicht (Review) für kleine Gesellschaften nach Art. 1058 Abs. 2 

PGR eingeführt. Anstelle einer Abschlussprüfung kann bei kleinen Gesellschaften 

seither eine prüferische Durchsicht durchgeführt werden. Mit einem Review soll 

für die kleinen Gesellschaften ein unverhältnismässig hoher Prüfungsaufwand ver-

mieden werden. Aufgrund der allgemein gehaltenen Verweise auf die Bestimmun-

gen des Personen- und Gesellschaftsrechts in den Spezialgesetzen können die 

Bestimmungen zur prüferischen Durchsicht auch bei öffentlichen Unternehmen 

zur Anwendung kommen. Im Rahmen der Prüfung der gesetzlichen Bestimmun-

gen betreffend die Steuerung und Überwachung der öffentlichen Unternehmen 

kommt die Regierung zum Schluss, dass ein Review zur Wahrnehmung einer wir-

kungsvollen Oberaufsicht nicht ausreichend ist. Deshalb wird vorgeschlagen, die 

spezialgesetzlichen Bestimmungen zu den Aufgaben der Revisionsstelle derart zu 

ergänzen, dass die Abschlussprüfung gemäss Art. 1058 Abs. 1 PGR als 
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Mindestanforderung definiert wird. Dies entspricht der ursprünglichen Anforde-

rung an die Revision bei der Einführung des ÖUSG und ist aus Sicht der Regierung 

zur Wahrnehmung der Oberaufsicht und auch aufgrund des öffentlichen Interes-

ses an den Unternehmen des Landes gerechtfertigt.  

3.10 Rechnungslegungsvorschriften 

Im September 2019 haben Abgeordnete der Vaterländischen Union ein Postulat 

für mehr Transparenz in Jahresrechnungen von öffentlichen Unternehmen einge-

reicht. Darin wurde die Regierung «eingeladen zu prüfen, welche positiven und ne-

gativen Auswirkungen die Einführung des True-and-Fair-View-Konzeptes gemäss 

PGR Art. 1066 Abs. 1 bei der Rechnungslegung von öffentlichen Unternehmen ge-

mäss Art. 2 ÖUSG hat und welche gesetzlichen Anpassungen dafür notwendig wä-

ren». Begründet wurde diese Forderung vor allem damit, dass Unternehmen, wel-

che nach den allgemeinen Rechnungslegungsvorschriften gemäss Personen- und 

Gesellschaftsrecht (PGR) die Möglichkeit haben, stille Reserven zu bilden und die 

Vermögens- und Ertragslage somit schlechter darzustellen, als dies tatsächlich der 

Fall wäre. Da die Zahlen dem Landtag als relevante Entscheidungsgrundlage die-

nen, wurde von den Postulanten mit dem Verweis auf Art. 1066 Abs. 1 PGR, und 

somit auf die ergänzenden Rechnungslegungsvorschriften gemäss PGR, mehr 

Transparenz gefordert. Das Postulat wurde im Oktober 2019 im Landtag beraten, 

aber nicht an die Regierung überwiesen. Die Regierung hat damals ausgeführt, 

dass das Anliegen nach mehr Transparenz anerkannt wird. Aufgrund der starken 

Ausrichtung der ergänzenden Rechnungslegungsvorschriften gemäss PGR auf 

wirtschaftlich tätige Unternehmen und der grossen Heterogenität der öffentlichen 

Unternehmen wurde eine generelle Verpflichtung nach Art. 1066 Abs. 1 PGR als 

kritisch beurteilt. Unabhängig vom vorgelegten Postulat vertrat die Regierung je-

doch bereits damals die Ansicht, dass die aktuellen Anforderungen an die 
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Rechnungslegungsvorschriften der öffentlichen Unternehmen nicht ausreichend 

sind und eine entsprechende Gesetzesanpassung ausgearbeitet werden soll.  

Vor diesem Hintergrund hat die Regierung im Rahmen des Vernehmlassungsbe-

richts vorgeschlagen, das True-and-Fair-View-Prinzip übergeordnet als Rech-

nungslegungsgrundsatz im ÖUSG zu verankern, ebenso wie die Grundsätze der 

Verständlichkeit, Wesentlichkeit, Zuverlässigkeit, Vergleichbarkeit, Periodenge-

rechtigkeit und Stetigkeit. Die vorgeschlagene Bestimmung entsprach Art. 17 des 

Finanzhaushaltgesetzes. Aufgrund der Stellungnahme der Finanzkontrolle wird 

mit dem gegenständlichen Bericht und Antrag nun aber auf die gesetzliche Veran-

kerung des True-and-Fair-View-Prinzips auf Ebene des Rahmengesetzes verzich-

tet. Bezüglich der detaillierten Begründung wird auf Kapitel 4.2.4 verwiesen. 

Die anzuwendenden Rechnungslegungsnormen sollen hingegen analog dem Vor-

schlag gemäss Vernehmlassungsbericht unternehmensspezifisch ausgestaltet und 

in den Spezialgesetzen festgelegt werden, wie dies vereinzelt schon jetzt der Fall 

ist. Bei überwiegend wirtschaftlich tätigen Unternehmen wird dabei mit dem Ver-

weis auf die ergänzenden Bestimmungen des PGRs die im Postulat geforderte und 

im Vernehmlassungsbericht noch generell vorgesehene Vorgabe bezüglich True-

and-Fair-View-Prinzip trotzdem umgesetzt werden.  

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick darüber, welche Unternehmen in 

ihren Spezialgesetzen bereits eine Bestimmung zu den Rechnungslegungsvor-

schriften haben und welche nicht. 
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Keine Rechnungslegungsvorschrift 
vorhanden 

Rechnungslegungsvorschrift vorhan-
den 

- Agentur für Internationale Bil-
dungsangelegenheiten (AIBA) 

- AHV/IV/FAK-Anstalten 
- Erwachsenenbildung Liechten-

stein 
- Liechtensteinische Kraftwerke 
- Liechtensteinische Gasversor-

gung 
- Liechtensteinische Landesbiblio-

thek 
- Liechtensteinische Musikschule 
- Liechtensteinisches Landesmu-

seum 
- Liechtensteinisches Landesspital 
- Kulturstiftung Liechtenstein 
- Kunstschule Liechtenstein 
- Kunstmuseum Liechtenstein 
- Universität Liechtenstein 

- Finanzmarktaufsicht Liechten-
stein 

- Liechtensteinische Alters- und 
Krankenhilfe 

- Familienhilfe Liechtenstein 
- Liechtensteinische Post AG  
- Liechtensteinischer Entwicklungs-

dienst 
- Liechtensteinischer Rundfunk 
- Liechtenstein Marketing 
- Telecom Liechtenstein AG 
- Verkehrsbetrieb LIECHTENSTEIN-

mobil 
 

Die Spezialgesetze der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein, der Liechtensteinischen 

Alters- und Krankenpflege, Liechtenstein Marketing und der Familienhilfe Liech-

tenstein beinhalten bereits eine einheitliche Bestimmung zur Rechnungslegung 

mit folgendem Wortlaut:  

«Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die ergänzenden Vorschriften für be-

stimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts massgebend. 

(…) wendet dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an».  

Diese Formulierung soll auch als Grundlage für die Anpassungen der Spezialge-

setze des Verkehrsbetriebs LIECHTENSTEINmobil, der Liechtensteinischen Gasver-

sorgung, der Liechtensteinischen Kraftwerke, des Landesspitals, der Universität, 

des Rundfunks sowie der Post und Telecom gesetzlich verankert werden. Dabei 
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werden entweder die bestehenden Regelungen ergänzt oder ein neuer Artikel auf-

genommen.  

Die Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts richten sich in erster 

Linie an Unternehmen, welche ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 

betreiben und somit vor allem an privat-rechtliche und wirtschaftlich tätige Unter-

nehmen. Für öffentliche Unternehmen, welche hingegen einen politischen Auftrag 

haben und sich durch grosse Nähe zur Landesverwaltung auszeichnen, würden die 

Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts gegenüber der heutigen 

Praxis zu einem erheblichen Verlust an Transparenz führen. Bisher orientieren sich 

diese Unternehmen überwiegend an den Bestimmungen des Finanzhaushaltsge-

setzes und der Finanzhaushaltsverordnung, auch wenn dies nicht explizit vorge-

schrieben ist. Um hier künftig entsprechende Klarheit über die Rechnungslegungs-

vorschriften zu schaffen, schlägt die Regierung deshalb für diese Unternehmen 

vor, in einem Kapitel «Rechnungslegung» folgenden Artikel in die Spezialgesetze 

aufzunehmen: 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Regelungen 

nach Abs. 1 sind von (…) offenzulegen. 

Abs. 1 ermöglicht es der Regierung, spezifische Rechnungslegungsvorschriften für 

die Unternehmen zu erlassen, welche die für die Wahrnehmung der Oberaufsicht 
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notwendige Transparenz sicherstellen. Die Regierung beabsichtigt hier, möglichst 

einheitliche Vorgaben für Unternehmen festzulegen, welche sich an den Bestim-

mungen des Finanzhaushaltsgesetzes und der Finanzhaushaltsverordnung orien-

tieren. Ein genereller Verweis in den Spezialgesetzen auf das Finanzhaushaltsge-

setz und die Finanzhaushaltsverordnung ist jedoch nicht sinnvoll, da die entspre-

chenden Bestimmungen stark auf den Staatshaushalt ausgerichtet sind (z.B. Akti-

vierungsgrenzen von Investitionen, Rückstellungen erst ab CHF 1.0 Mio. etc.). Bei 

Bedarf könnten aber auch individuelle Rechnungslegungsvorschriften für ein Un-

ternehmen erlassen werden. Dies könnte beispielsweise bei den AHV/IV/FAK-An-

stalten der Fall sein, welche bereits ein eigenes Reglement über die Rechnungsle-

gung erlassen haben. Angedacht sind Vorgaben der Regierung in Form von Regle-

menten, wie dies auch bei der Festlegung der Entschädigung von Mitgliedern der 

strategischen Führungsebenen der Fall ist. Dadurch erhält die Regierung die Flexi-

bilität bei Bedarf individuell auf die einzelnen Anforderungen der Unternehmen 

eingehen und auch rasch und unkompliziert auf veränderte Rahmenbedingungen 

reagieren zu können. Natürlich immer unter Berücksichtigung der generellen 

Rechnungslegungsgrundsätze hinsichtlich Stetigkeit und Vergleichbarkeit und un-

ter Einbezug aller Beteiligter. Da die öffentlichen Unternehmen aufgrund Abs. 2 

die angewendeten Rechnungslegungsgrundsätze und die wesentlichen Bilanzie-

rungs- und Bewertungsregeln zu publizieren haben, werden die für die wirtschaft-

liche Beurteilung notwendigen Angaben, wie in Art. 22 ÖUSG vorgeschrieben, of-

fengelegt und entsprechend dokumentiert. Dies ist auch im Sinne der Nachvoll-

ziehbarkeit und der erhöhten Transparenzanforderung an öffentliche Unterneh-

men mit politischem Auftrag von zentraler Bedeutung. Die Publikation könnte bei-

spielsweise im Anhang zur Jahresrechnung erfolgen. 

Der LED hat in den Statuten bisher den Verweis auf die allgemeinen Vorschriften 

des Personen- und Gesellschaftsrechts. Die bisherige Bestimmung soll ebenfalls 

durch diese Formulierung ersetzt werden. 
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Der Vernehmlassungsbericht sah bezüglich der Rechnungslegung hingegen vor, 

dass sich die Rechnungslegung an allgemein anerkannten Standards orientieren 

solle und die Regierung weitere Vorschriften erlassen kann. Diese Bestimmung 

lehnte sich an den gesetzlichen Grundlagen von öffentlichen Unternehmen in der 

Schweiz an (z.B. Bundesgesetz über die Museen und Sammlungen des Bundes 

(MSG), Bundesgesetz über das Eidgenössische Institut für Metrologie (EIMG), Bun-

desgesetz über die Schweizerische Agentur für Innovationsförderung (SAFIG)). Zu 

den anerkannten Rechnungslegungsstandards des schweizerischen Bundes gehö-

ren gemäss Verordnung über die anerkannten Standards zur Rechnungslegung die 

International Financial Reporting Standards (IFRS), die International Financial Re-

porting Standards for Small and Medium-sized Entities (IFRS for SMEs), die Fach-

empfehlungen zur Rechnungslegung (Swiss GAAP FER), die United Generally Ac-

cepted Accountig Principles (US GAAP FER) und die Internationale Public Sector 

Accounting Standards (IPSAS). Die Verordnung sieht zudem in bestimmten Fällen 

die Rechnungslegungsvorschriften der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht vor. 

Wesentlich ist dabei, dass bei den verselbständigten Einheiten des Bundes ein 

Standard gewählt wird, der eine Vollkonsolidierung mit der Rechnung des Bundes 

erlaubt. Dies ist für die Landesrechnung nicht relevant, da keine Konsolidierung 

vorgesehen ist. Die Rechnungslegungsstandards der öffentlichen Unternehmen 

des Landes werden sich überwiegend an den Bestimmungen des PGRs oder des 

Finanzhaushaltsgesetzes (FHG) und der Finanzhaushaltsverordnung (FHV) orien-

tieren. Aufgrund der nochmaligen Auseinandersetzung mit diesem Thema und un-

ter Einbezug der Einschätzung der Finanzkontrolle hat die Regierung entschieden, 

auf den Verweis auf anerkannte Rechnungslegungsstandards in Anlehnung an die 

Formulierung des Bundes zu verzichten. Anstatt dessen sollen die im Sinne der 

Oberaufsicht notwendigen Vorschriften von der Regierung erlassen werden, um 

die notwendige Transparenz, Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Rechnungs-

legung der betroffenen öffentlichen Unternehmen sicherzustellen.  
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3.11 Wahl von Vorsitzenden der Geschäftsleitung 

Die Aufgabe zur Bestimmung der Geschäftsleitungen der öffentlichen Unterneh-

men kommt gemäss Spezialgesetzen oder Statuten den strategischen Führungs-

ebenen zu. Die Praxiserfahrungen in den letzten Jahren zeigen, dass der Bestellung 

von Vorsitzenden der Geschäftsleitungen eine besondere Stellung zukommt. Ver-

bunden mit der operativen Führung der Unternehmen bestimmen die Vorsitzen-

den massgeblich über die Entwicklung der Unternehmen und nehmen Einfluss auf 

die längerfristige Ausrichtung. Aufgrund dessen wurden betreffend die Wahl von 

Vorsitzenden der Geschäftsleitungen Massnahmen geprüft, welche die Oberauf-

sichtsfunktion stärken könnten. So wurden beispielsweise eine Genehmigungs-

pflicht oder Kenntnisnahme durch die Regierung angedacht. Nach eingehender 

Prüfung kommt die Regierung jedoch zum Schluss, dass die Wahl der Geschäfts-

leitung in Kongruenz mit der Verantwortung der strategischen über die operative 

Führungsebene steht und deshalb an dieser festgehalten werden soll. Des Weite-

ren würde eine formelle Genehmigungspflicht oder Kenntnisnahme durch die Re-

gierung den Rekrutierungsprozess vor allem in zeitlicher Hinsicht deutlich er-

schweren. Anstelle einer Genehmigungspflicht oder Kenntnisnahme ist es für die 

Regierung hingegen von zentraler Bedeutung, dass das Auswahlverfahren in Ab-

stimmung zwischen der strategischen Führungsebene und dem zuständigen Mi-

nisterium erfolgt. Anstelle einer einmaligen Zustimmung soll das zuständige Mi-

nisterium in den gesamten Prozess eingebunden und über den jeweiligen Stand 

des Verfahrens informiert werden. In diesem Sinne wurden bereits im Jahr 2016 

die Eignerstrategien der öffentlichen Unternehmen in den Bereichen Kultur und 

Bildung um entsprechende Bestimmungen ergänzt. So halten diese – hier am Bei-

spiel des Liechtensteinischen Landesmuseums – Folgendes fest: „Bezüglich der 

Wahl und Abberufung der Direktion legt der Stiftungsrat das Vorgehen, insbeson-

dere die öffentliche Ausschreibung sowie den Auswahlprozess, in Absprache mit 

dem zuständigen Ministerium fest.“ Diese Vorgabe hat sich in der Praxis bereits 
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bewährt, weshalb diese auf die weiteren öffentlichen Unternehmen ausgeweitet 

werden soll. Anstelle einer Gesetzesanpassung wird deshalb die Ergänzung der 

Eigner- und Beteiligungsstrategien vorgeschlagen, welche unter anderem das Ver-

hältnis zwischen den öffentlichen Unternehmen und den zuständigen Ministerien 

regeln. 

3.12 Öffentliche Unternehmen mit abweichenden Grundlagen 

3.12.1 Liechtensteinischer Entwicklungsdienst 

Der Liechtensteinische Entwicklungsdienst ist das einzige öffentliche Unterneh-

men gemäss ÖUSG, welches privatrechtlich errichtet wurde. Somit können die vor-

geschlagenen Anpassungen nicht über ein Spezialgesetz umgesetzt werden. Die 

analogen Bestimmungen sind beim Liechtensteinischen Entwicklungsdienst in den 

Statuten festgehalten. Diese sind im Falle der Verabschiedung der nachfolgend 

vorgeschlagenen Abänderung des ÖUSG entsprechend anzupassen. 

3.12.2 Liechtensteinische Landesbank 

Die Liechtensteinische Landesbank nimmt aufgrund ihrer Börsenkotierung im 

Portfolio der öffentlichen Unternehmen eine Sonderstellung ein, weshalb sie von 

den vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen auf Ebene der Spezialgesetzgebung 

ausgenommen wird. 

3.13 Redaktionelle Korrekturen 

Die Regierung nutzt die Gelegenheit, um unabhängig von der Motionsbeantwor-

tung und der Stärkung der Oberaufsicht redaktionelle Korrekturen im ÖUSG und 

in vereinzelten Spezialgesetzen vorzunehmen, welche aber keine inhaltlichen Än-

derungen der Rechtsgrundlagen mit sich bringen.  
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4. VERNEHMLASSUNG 

Mit Beschluss vom 28. Februar 2023 hat die Regierung einen Vernehmlassungsbe-

richt betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Steuerung und Überwa-

chung öffentlicher Unternehmen (Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetz; 

ÖUSG) sowie der Spezialgesetze über die öffentlichen Unternehmen (Motion zur 

Stärkung der Oberaufsicht der Regierung über Öffentliche Unternehmen) verab-

schiedet und den Vernehmlassungsteilnehmenden bis zum 26. Mai 2023 die Mög-

lichkeit zur Stellungnahme eingeräumt. Zur Stellungnahme eingeladen wurden 

alle öffentlichen Unternehmen gemäss ÖUSG sowie die Finanzkontrolle.  

Von sieben öffentlichen Unternehmen liegt keine Rückmeldung vor. Die Landes-

bibliothek, die Musikschule, die Kulturstiftung und die Erwachsenenbildung haben 

mitgeteilt, dass sie auf eine Stellungnahme verzichten. Liechtenstein Marketing 

erfüllt bereits den Grossteil der in der Vernehmlassung formulierten Kriterien und 

hat zu den unterbreiteten Regierungsvorlagen keine substantiellen, inhaltlichen 

oder formalen Anpassungen.  

Nachfolgend werden die allgemeinen Ausführungen der übrigen Vernehmlas-

sungsteilnehmenden dargelegt. Ausserdem werden die Rückmeldungen zu den 

einzelnen Vorschlägen der Regierung bereits in diesem Kapitel aufgeführt und 

nicht erst bei den Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln in Kapitel 5. Dies vor 

allem darum, um einen Gesamtüberblick über die Ausführungen der öffentlichen 

Unternehmen zu erhalten.  

4.1 Allgemeine Stellungnahmen zur Stossrichtung der vorgeschlagenen Ände-

rungen 

Die öffentlichen Unternehmen, welche eine Stellungnahme eingereicht haben, be-

grüssen mehrheitlich die mit dem Vernehmlassungsbericht vorgeschlagene Stoss-

richtung.  
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Die AHV-IV-FAK-Anstalten führen aus, dass sie keine Einwände gegen die Stoss-

richtung der geplanten Gesetzesänderungen als Ganzes haben, möchten mit ihrer 

Stellungnahme aber Verbesserungen in den einzelnen Punkten anregen. Gemäss 

ihrer Einschätzung wird die Vorlage in der Praxis keine fundamentalen Auswirkun-

gen haben, der Regierung aber ein wenig mehr Steuerungsmöglichkeiten geben. 

Die AIBA und die Familienhilfe Liechtenstein haben eine weitgehend identische 

Stellungnahme abgegeben. Dabei wird grundsätzlich die Stossrichtung der vorge-

schlagenen Anpassungen begrüsst, zu einzelnen Punkten aber kritisch Stellung ge-

nommen. 

Die FMA hält einleitend in ihrer Stellungnahme fest, dass sie die Überlegungen und 

Argumente der Regierung zu den Schwerpunkten des Vernehmlassungsberichtes 

nachvollziehen kann und diese unterstützt. 

Gemäss Stellungnahme des LEDs ist die Aufgabenteilung zwischen Unternehmen 

und Regierung als Aufsichtsbehörde seit der Einführung des ÖUSG klar geregelt 

und in der Praxis gut lebbar. Die Zusammenarbeit wird als strukturiert und kon-

struktiv wahrgenommen. Aus Sicht des LED ergibt sich somit kein unmittelbarer 

Handlungsbedarf im Hinblick auf allfällige Gesetzesanpassungen. Der LED nimmt 

zur Kenntnis, dass die vorgeschlagenen Abänderungen des ÖUSG auf Seiten des 

LED Statutenänderungen zur Folge haben werden. 

Die LKW vertreten ebenfalls die Ansicht, dass seit der Einführung des ÖUSG die 

Aufgabenteilung zwischen LKW und der Regierung klar geregelt und in der Praxis 

gut lebbar ist. Somit sehen auch die LKW keinen unmittelbaren Handlungsbedarf 

hinsichtlich Stärkung der Oberaufsicht. 

Die Post geht in ihrer Stellungnahme darauf ein, dass sie sich seit Mai 2023 in ei-

nem vollständig liberalisierten Markt mit teils intensivem Wettbewerb befindet, 

welcher innerhalb klar gestalteter Vorgaben unternehmerisches Handeln 
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notwendig macht. Die bestehenden klar strukturierten und verständlichen gesetz-

lichen Grundlagen und Steuerungsmechanismen werden begrüsst und die vorge-

schlagenen Abänderungen des ÖUSG und des Postorganisationsgesetzes grund-

sätzlich als sinnvoll erachtet. 

Die Telecom hält ebenfalls fest, dass die Zusammenarbeit mit der Regierung aus 

ihrer Sicht im Rahmen der aktuellen Corporate Governance-Regeln sehr gut funk-

tioniert und kein grundsätzliches Bedürfnis bezüglich einer Anpassung der beste-

henden gesetzlichen Regelwerke vorliegt. Für die Telecom ist es aufgrund der sehr 

dynamischen technologischen Entwicklungen des Marktumfeldes und der intensi-

ven Konkurrenz besonders wichtig, dass Verwaltungsrat und Geschäftsleitung bei 

der Umsetzung der Eigner- bzw. Beteiligungsstrategie mit grösstmöglicher unter-

nehmerischer Freiheit agieren können. Gemäss Einschätzung der Telecom hat sich 

dabei das Instrument der Eigner- bzw. Beteiligungsstrategie bewährt, um das 

Spannungsfeld der Bedürfnisse zwischen Einflussnahme und Freiraum optimal zu 

bedienen.  

Die Universität Liechtenstein begrüsst in ihrer Stellungnahme die vorgeschlagenen 

Änderungen in ihrem Spezialgesetz im Sinne der Rechtsklarheit und Stringenz der 

Rechtsgrundlagen ausdrücklich. Die vorgeschlagenen Anpassungen sind ohnehin 

bereits weitgehend in den bestehenden internen Regeln der Universität festgelegt 

bzw. in die Praxis umgesetzt. 

Auch die Finanzkontrolle begrüsst die geplanten Überarbeitungen der gesetzli-

chen Grundlagen, insbesondere: 

- die Absicht der Regierung, vermehrt Vorgaben zum Handlungsspielraum o-

der zum Risikomanagement in den Eignerstrategien – als zentralem Steue-

rungsinstrument – unternehmensspezifisch festzulegen; 
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- eine enge Abstimmung im Auswahlverfahren zur Wahl der Vorsitzenden der 

Geschäftsleitung mit dem zuständigen Ministerium bei allen öffentlichen 

Unternehmen vorzusehen; 

- die rechtliche Abklärung in Zusammenhang mit der Abberufung von Mitglie-

dern der strategischen Führungsebene mit dem Ziel, inskünftig langjährige 

Gerichtsverfahren zu vermeiden; 

- die Pflicht zur Erstellung eines Personalreglements, welches die wesentli-

chen Grundsätze und Eckwerte betreffend die Entlöhnung, der Nebenleis-

tungen sowie der Arbeitszeit umfasst; 

- die Zuständigkeit der Regierung als Wahlorgan für die Festlegung der Ent-

schädigung für die Mitglieder der strategischen Führungsebenen; 

- die Abschlussprüfung als Mindestanforderung bei der Revision und eine Klä-

rung der anwendbaren Rechnungslegungsstandards, insbesondere die An-

wendung der ergänzenden Vorschriften des PGR unter Anwendung der Vor-

schriften für grosse Gesellschaften für die am Markt tätigen öffentlichen Un-

ternehmen. 

Die Regierung erlaubt sich an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass sich die Rück-

meldungen der öffentlichen Unternehmen mit ihrer eigenen Einschätzung deckt, 

dass sich die bestehenden Corporate Governance-Bestimmungen im Grossen und 

Ganzen bewährt haben. 

4.2 Stellungnahmen zu vorgeschlagenen Anpassungen auf Ebene des ÖUSG 

Die Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene (Kapitel 3.6), 

der Erlass von Personalreglementen (Kapitel 3.7), die Information der GPK über 

Eigner-/Beteiligungsstrategien (Kapitel 3.5) und die Festlegung der Entschädigung 

der strategischen Führungsebene durch das Wahlorgan (Kapitel 3.8) sind 
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Massnahmen, die sich auf Änderungen des ÖUSG und somit auf das Rahmengesetz 

innerhalb des Corporate Governance-Paketes des Landes beziehen. 

4.2.1 Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene 

Gegen die vorgeschlagenen Anpassungen von Art. 6 und Art. 8 ÖUSG in Bezug auf 

die Abberufung von Mitgliedern hat kein öffentliches Unternehmen Bedenken ge-

äussert. 

Die AIBA und die Flüchtlingshilfe erachten den Anpassungsvorschlag der Regie-

rung als stimmig. 

Die LKW erachten die vorgeschlagenen Präzisierungen bzgl. Abberufung der stra-

tegischen Führungsebene als sinnvoll. 

Vollumfänglich unterstützt wird die vorgeschlagene Präzisierung von der Telecom, 

dies vor allem auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen eines aktuell laufenden 

und sehr langwierigen Gerichtsfalls. 

Die Finanzkontrolle begrüsst die rechtliche Abklärung in Zusammenhang mit der 

Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene mit dem Ziel, ins-

künftig langjährige Gerichtsverfahren zu vermeiden. Ein intaktes Vertrauensver-

hältnis sei absolut notwendig für ein wirkungsvolles Arbeiten, weshalb eine Abbe-

rufung auch ohne rechtlichen Nachweis einer groben Pflichtverletzung respektive 

eines wichtigen Grundes durch die Regierung möglich sein sollte. 

Die Regierung verweist an dieser Stelle nochmals auf die Ausführungen in Kapitel 

3.6. Sie sieht nach wie vor keine Notwendigkeit die bestehende Formulierung „aus 

wichtigen Gründen“ anzupassen, zumal die Regierung die restriktive Auslegung, 

welche der Motion zugrunde liegt, nicht teilt und sie das geltende Recht grundsätz-

lich als angemessen erachtet. Aufgrund des zustehenden Ermessensspielraums 

ergibt sich, wie bereits ausgeführt, dass jeder sachliche und damit willkürfreie 
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Grund, der aus Sicht des Wahlorgans eine Abberufung notwendig macht, per se 

„wichtig“ und damit bereits heute als wichtiger Grund zu qualifizieren ist, weil das 

notwendige Vertrauensverhältnis objektiv nicht mehr besteht. Die Regierung hält 

folglich an ihrem Vorschlag fest. 

Basierend auf den Ausführungen in Kapitel 3.6 und der Rückmeldungen der Ver-

nehmlassungsteilnehmenden wird die ursprünglich vorgeschlagene Gesetzesan-

passung folglich beibehalten. 

4.2.2 Erlass und Kenntnisnahme Personalreglemente 

Die LKW verfügen bereits über ein vom Verwaltungsrat genehmigtes Personalreg-

lement. Eine Kenntnisnahme durch die Regierung wird somit begrüsst, eine Ge-

nehmigung nicht als zielführend erachtet. 

Auch die Telecom verfügt ebenfalls bereits über ein Personalreglement. Eine Ge-

nehmigung durch die Regierung würde als wesentlich zu tiefe Einbindung in die 

operative Delegation betrachtet und wäre folglich nicht zielführend. 

Der Stiftungsrat der LAK hat ebenfalls bereits ein Personalreglement verabschie-

det, neu sei für das Unternehmen somit ausschliesslich die Kenntnisahme durch 

die Regierung. Dies gilt auch für die AHV-IV-FAK-Anstalten. 

Die Universität verfügt ebenfalls über ein Personalreglement. Der Erlass eines sol-

chen ist bereits jetzt in den Statuten der Universität vorgesehen. 

Für die AIBA und die Familienhilfe ist es sehr gut nachvollziehbar, dass die Ver-

pflichtung der öffentlichen Unternehmen zum Erlass von Personalreglementen 

von Vorteil ist, da solche für die Unternehmen und auch für die Angestellten Ver-

gleichbarkeit, Vorhersehbarkeit und Transparenz schaffen. 
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Die Liechtensteinische Post legt in ihrer Stellungnahme dar, dass sie über eine zeit-

gemässe Personalverwaltung, -führung und -entwicklung verfügt mit umfangrei-

chen Regelungen. Eine Erweiterung über ein separates Personalreglement ist aus 

Sicht Post möglich. Es wird aber betont, dass die Pflicht zum Erlass eines solchen 

Reglements mit Eckwerten zur Entlohnung und Nebenleistungen vor dem Hinter-

grund eines liberalisierten Marktes nicht zu Einschränkungen in der Personalpoli-

tik führen dürfe, damit weiterhin flexibel auf Herausforderungen reagiert werden 

könne. 

Der LED weist hinsichtlich Ausgestaltung von Personalreglementen und Lohnstruk-

tur darauf hin, dass aufgrund der spezifischen auslandsbezogenen Tätigkeit des 

LED eine gewisse Flexibilität angebracht sei. 

Die FMA befürwortet die Pflicht zum Erlass eines Personalreglements, über wel-

ches sie ohnehin bereits verfüge. Dabei solle aber eine marktbezogene Beurtei-

lung im Hinblick auf die Arbeitgeberattraktivität unternehmensspezifisch erfolgen. 

Nur durch die Beibehaltung einer weitgehenden Flexibilität in der Ausgestaltung 

des Personalreglements sei es der FMA möglich, auf dem Arbeitsmarkt gegenüber 

privaten Arbeitgebern konkurrenzfähig zu sein. Die FMA weist in diesem Zusam-

menhang darauf hin, dass sie zum überwiegenden Teil von den beaufsichtigten 

Finanzintermediären und zu einem weit geringeren Anteil durch den Staatsbeitrag 

finanziert werde. 

Der Personalaufwand stellt bei allen öffentlichen Unternehmen einen wesentlichen 

Kostenpunkt dar. Die Regierung möchte diesem Thema mit der gesetzlichen Pflicht 

zum Erlass eines Personalreglements, aus Sicht der Oberaufsicht eine stärkere Be-

deutung verleihen. Hier geht es in erster Linie darum, Transparenz zu schaffen zwi-

schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und neu auch gegenüber dem Eigner. Dabei 

ist sich die Regierung durchaus bewusst, dass über eine grössere Flexibilität bei der 

Ausgestaltung der Personalreglemente und der häufig damit einhergehenden 
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Arbeitgeberattraktivität auch eine gewisse Marktfähigkeit der Unternehmen am 

Arbeitsmarkt sichergestellt werden kann. Dies gerade auch vor dem Hintergrund 

des aktuellen Fachkräftemangels. Die Regierung beabsichtigt deshalb nicht, hier 

mittels detaillierter Vorgaben in den Handlungsspielraum der öffentlichen Unter-

nehmen einzugreifen und irgendeinen Bereich über zu regulieren. Der Staat trägt 

bei allen öffentlichen Unternehmen ein Haftungsrisiko bei Ausfällen, ausserdem 

erhalten einige Unternehmen Staatsbeiträge, welche einen Grossteil der Personal-

aufwendungen decken. Dies rechtfertigt es, dass die Regierung über die unterneh-

mensspezifischen Personalreglemente informiert ist und in die Lage versetzt wird, 

einen Vergleich zwischen den Unternehmen zu ziehen, ohne zuerst ihr Auskunfts-

recht geltend zu machen. Aufgrund dessen behält es sich die Regierung auch vor, 

gegebenenfalls weitere Vorgaben in den Eigner- oder Beteiligungsstrategien vor-

zunehmen, sollte dies aus Sicht der Oberaufsicht notwendig werden. 

Um eine klare Grundlage für den Personalaufwand als meist bedeutendste Auf-

wandposition öffentlicher Unternehmen zu schaffen, empfiehlt die Finanzkon-

trolle der Regierung, vorzugeben, welche Grundsätze und Eckwerte sowie welche 

Lohnnebenleistungen detailliert zu regeln sind. Da die Beurteilung, ob die jeweili-

gen Reglemente den Vorgaben der Regierung als Oberaufsichtsbehörde entspre-

chen, der Regierung obliege, erachtet die Finanzkontrolle in diesen Fällen eine Ge-

nehmigung und nicht nur eine Kenntnisnahme durch die Regierung als notwendig. 

Die Regierung beabsichtigt in einem ersten Schritt, die Unternehmen gesetzlich 

zum Erlass von Personalreglementen zu verpflichten. Durch die gesetzliche Veran-

kerung sind die Personalreglemente der Regierung zur Kenntnis zu bringen. 

Dadurch erhält die Regierung gezielt Einblick in die unternehmensindividuellen 

Bestimmungen und kann sich einen Überblick über alle Unternehmen verschaffen. 

Die Regierung möchte die Unternehmen und insbesondere die strategischen Füh-

rungsebenen jedoch nicht aus der Verantwortung nehmen, die aus Sicht der 
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Unternehmensführung relevanten Aspekte zu regeln in Abhängigkeit vom jeweili-

gen Tätigkeitsfeld. Sollte die Regierung im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Ober-

aufsicht jedoch der Meinung sein, dass wesentliche Grundsätze oder Eckwerte feh-

len oder nicht vertretbar geregelt sind, kann sie bei Bedarf immer noch korrigierend 

eingreifen, beispielsweise mittels Vorgaben in der Eigner- oder Beteiligungsstrate-

gie. Eingriffe dieser Art sollten jedoch eine Ausnahme darstellen. Da keine einheit-

lichen Vorgaben gemacht werden können, ohne die jeweiligen heterogenen Ge-

schäftsfelder der Unternehmen ausser Acht zu lassen, sieht die Regierung auch 

keine Genehmigung der Personalreglemente durch das Oberaufsichtsorgan ange-

zeigt. 

4.2.3 Kenntnisnahme von Eigner-/Beteiligungsstrategien durch Geschäftsprü-

fungskommission 

Die AHV-IV-FAK-Anstalten erachten den Vorschlag, eine von der Regierung neu er-

lassene Eignerstrategie nicht mehr dem Landtag, sondern nur noch der GPK zur 

Kenntnis zu bringen, als ungünstig. Begründet werde dies im Vernehmlassungsbe-

richt mit einer schnelleren Handlungsfähigkeit. Die Änderung einer Eignerstrategie 

durch die Regierung unterliege jedoch keinem rechtlichen Genehmigungsvorbe-

halt durch den Landtag, es müsse mit der Umsetzung nicht zugewartet werden. 

Sofern es sich bei der Änderung um „strategische Neuerungen“ handle und nicht 

um operative Geschäfte, sei nicht einzusehen, weshalb dies nicht dem Landtag zur 

Kenntnis gebracht werden solle. 

Es ist korrekt, dass kein Genehmigungsvorbehalt besteht und die Regierung mit der 

Umsetzung einer geänderten Eigner- oder Beteiligungsstrategie nicht zuwarten 

muss. Die Ausführungen der Regierung im Vernehmlassungsbericht haben sich je-

doch nicht auf eine Art Genehmigungsprozess bezogen, sondern auf einen umfas-

senden Aspekt der politischen Diskussion. Um hier die notwendige Klarheit zu 
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schaffen, hat die Regierung aufgrund der Stellungnahme der AHV-IV-FAK-Anstal-

ten die Ausführungen im Kapitel 3.5 präzisiert und ergänzt. 

Die Finanzkontrolle führt bzgl. Eigner-/Beteiligungsstrategien aus, dass mit diesen 

das Ziel verfolgt wird, die in den Spezialgesetzen meist abstrakt formulierten Auf-

gaben- und Zweckbestimmungen zu konkretisieren und klare Leitplanken vorzu-

geben. Dabei wird durch die Regierung die grundlegende unternehmerische Aus-

richtung festgelegt, welche erhebliche finanzielle Folgen haben kann. Im Sinne ei-

nes breit abgestützten politischen Konsenses erachtet die Finanzkontrolle die Be-

handlung der Eigner- bzw. Beteiligungsstrategien durch den Landtag als notwen-

dig und nicht nur durch die Geschäftsprüfungskommission. 

Aus Sicht der Regierung ist die Geschäftsprüfungskommission des Landtages die 

korrekte Anlaufstelle betreffend die Information über den Erlass oder die Änderung 

von Eigner- oder Beteiligungsstrategien, da diese gemäss Art. 23 Geschäftsver-

kehrs- und Verwaltungskontrollgesetz die Oberaufsicht über die Geschäftsführung 

der Regierung wahrnimmt. Der von der Finanzkontrolle erwähnte politische Kon-

sens ist auf Ebene der Gesetzgebung zu finden, nicht auf Ebene der strategischen 

Vorgaben der Regierung. Bei den Eigner- und Beteiligungsstrategien handelt es 

sich um eine operative Aufgabe der Regierung, die Kenntnisnahme der Eigner- und 

Beteiligungsstrategien dient der Information, bezweckt aber keine Zustimmung 

der Landtagsabgeordneten. Nichtsdestotrotz steht dem Landtag mit dem Instru-

ment der Auftragserteilung die Möglichkeit offen, in diesem Bereich eine aktivere 

Rolle einzunehmen, sofern er dies wünscht. Diese auf den ersten Blick inkonsistente 

Regelung zwischen reiner Kenntnisnahme und gleichzeitiger Möglichkeit zur Auf-

tragserteilung wurde im Landtag in der Vergangenheit bereits öfters kritisiert, 

stellt aber das Ergebnis einer intensiven Auseinandersetzung zwischen den dama-

ligen Anliegen des Landtags und den Anliegen der Regierung dar. Mit diesem poli-

tischen Kompromiss konnten die Forderungen des Landtages erfüllt werden, ohne 
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in den gesetzlich vorgesehenen Stufenaufbau oder die Gewaltentrennung einzu-

greifen. Die Kenntnisnahme der Eigner- oder Beteiligungsstrategien durch den 

Landtag sollte gemäss Ansicht der Abgeordneten die Möglichkeit bieten, Fragen zu 

den strategischen Vorgaben der Regierung zu stellen, wodurch Aufträge vermie-

den werden sollten. Die Behandlung sollte sich gemäss damaliger Äusserungen auf 

eine Schwerpunktdiskussion beschränken. Die bisherigen Erfahrungen bzgl. Kennt-

nisnahme von Eigner- oder Beteiligungsstrategien haben gezeigt, dass die beab-

sichtigte Schwerpunktdiskussion häufig schwierig umzusetzen ist. Immer wieder 

führen Beratungen über eine geänderte Eigner- oder Beteiligungsstrategie zu ge-

nerellen Unternehmens- oder Corporate Governance-Debatten. Eine konkrete Dis-

kussion der unternehmensspezifischen strategischen Vorgaben findet nur am 

Rande statt, wodurch aus Sicht der Regierung auch nicht von einem breit abge-

stützten Konsens gesprochen werden kann. Die Rollenverteilung zwischen Landtag 

und Regierung wird hingegen verwischt und die öffentlichen Unternehmen einmal 

mehr in den Fokus der öffentlichen Diskussion gestellt. 

Die Regierung hält deshalb an ihrem Änderungsvorschlag fest und schlägt vor, dass 

künftig wieder die Geschäftsprüfungskommission über die Festlegung oder Ände-

rung einer Eigner- oder Beteiligungsstrategie informiert werden soll. 

4.2.4 Gesetzliche Verankerung True-and-Fair-View-Prinzip 

Die AHV-IV-FAK-Anstalten haben in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen, dass 

das True-and-Fair-View-Prinzip bereits in dem von ihrem Verwaltungsrat erlasse-

nen Reglement über das Rechnungswesen als Rechnungslegungsgrundsatz veran-

kert ist. 

Begrüsst wurde die Vorgabe des True-and-Fair-View-Prinzips und der Rechnungs-

legungsgrundsätze explizit von der AIBA und der Familienhilfe Liechtenstein. Beide 

Unternehmen weisen in ihren Stellungnahmen darauf hin, dass jedoch weitere 
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Konkretisierungen notwendig seien, wenn mit diesen Vorgaben das Ziel einer Ver-

einheitlichung und somit einer besseren Vergleichbarkeit der öffentlichen Unter-

nehmen erreicht werden soll. Die AIBA verweist diesbezüglich auf eigene Erfah-

rungen. Die Unternehmen vertreten die Ansicht, dass das ÖUSG bzw. eine dazu-

gehörige Verordnung allgemein zu befolgende Richtlinien wie beispielsweise Be-

wertungsgrundsätze, Verbuchungsmethodik zweckgebundener Spenden, Ab-

schreibungsrichtlinien und Rückstellungsvorschriften für alle öffentlich-rechtli-

chen Unternehmen einheitlich und rechtsverbindlich vorgeben sollte. Dabei solle 

die Regierung den Unternehmen entsprechende Bewertungstools zur Verfügung 

stellen. Bei der Normierung von Richtlinien für die Rechnungsführung habe die 

Regierung aber bei jeder der anzuordnenden Massnahmen deren Grössenverträg-

lichkeit und Verhältnismässigkeit für die jeweilige Organisation zu prüfen.  

Die Vorgabe von einheitlich zu befolgenden Richtlinien zur Rechnungslegung, wie 

beispielsweise die erwähnten Bewertungsgrundsätze oder Rückstellungsvorschrif-

ten, auf Ebene des Rahmengesetzes oder einer dazugehörigen Verordnung erach-

tet die Regierung aufgrund der grossen Heterogenität der öffentlichen Unterneh-

men als äusserst schwierig. Aus diesem Grund schlägt sie vor, die jeweiligen Rech-

nungslegungsgrundsätze in den Spezialgesetzen festzulegen und bei staatsnahen 

Unternehmen die Vorschriften selbst in einem Reglement vorzugeben (siehe Kapi-

tel 3.10). Selbstverständlich beabsichtigt die Regierung dabei, weitgehend einheit-

liche Regelungen festzulegen, aber eben nur, soweit dies sinnvoll und vertretbar 

ist. Dies deckt sich wiederum mit der von den beiden Unternehmen geäusserten 

Forderung nach Grössenverträglichkeit und Verhältnismässigkeit.  

Die Finanzkontrolle führt aus, dass die Anwendung des True-and-Fair-View-Grund-

satzes vor allem bei den kleineren staatsnahen öffentlichen Unternehmen zu einer 

massgeblichen Veränderung der Jahresrechnungen führen würde, welche die bud-

getäre Führung durch die Oberaufsicht erschwere. Bei staatsnahen öffentlichen 
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Unternehmen werden Anschaffungen, zum Beispiel von Mobilien, Kunst- und 

Sammlungsobjekten, Instrumenten etc., im Rahmen der Budgetierung zu Handen 

der Regierung direkt als Aufwand in der Erfolgsrechnung erfasst und entsprechend 

auch verbucht. Auf eine Aktivierung wird in der Regel verzichtet und auch wesent-

liche Sammlungsobjekte werden nur mit einem Pro-Memoria-Franken in den Jah-

resrechnungen abgebildet. Ebenso erfolgt bei diesen öffentlichen Unternehmen 

auch keine Rückstellung zum Beispiel für Rechtsfälle, für Feriensaldi oder für an-

wartschaftliche Ansprüche im Rahmen von Frühpensionierungsmöglichkeiten. Die 

Finanzkontrolle begrüsse die in den spezialgesetzlichen Vorgaben geplante Har-

monisierung der Rechnungslegungsgrundsätze und die Möglichkeit der Regierung, 

ergänzende Vorschriften zu erlassen. Bei einer Verankerung des True-and-Fair-

View-Grundsatzes im ÖUSG wären aber auch kleinere staatsnahe öffentliche Un-

ternehmen verpflichtet, Aktivierungen sowie Rückstellungen etc. vorzunehmen 

mit entsprechend höherem Spielraum bei der Beurteilung und Bewertung dieser 

Positionen durch die öffentlichen Unternehmen. Dies ermögliche eine Ergeb-

nissteuerung und könnte zu einem Verlust an Transparenz der Jahresrechnungen 

führen, was die Oberaufsicht im Rahmen der Budgetierung erschweren würde. Die 

Finanzkontrolle empfiehlt folglich, auf die Verankerung des True-and-Fair-View-

Prinzips im ÖUSG zu verzichten. Von einer Aktivierung von Kunst- und Sammlungs-

objekten solle in jedem Fall abgesehen werden.  

Aufgrund der fachlichen Anmerkungen der Finanzkontrolle und einem drohenden 

Verlust an Transparenz in den Jahresrechnungen, vor allem bei den kleineren 

staatsnahen öffentlichen Unternehmen, folgt die Regierung den Empfehlungen der 

Finanzkontrolle und verzichtet entgegen dem Vorschlag gemäss Vernehmlassungs-

bericht nun auf die gesetzliche Verankerung des True-and-Fair-View-Prinzips und 

der Grundsätze im ÖUSG. Die notwendige Klarheit hinsichtlich der Rechnungsle-

gung soll über individuelle Rechnungslegungsvorschriften in den Spezialgesetzen 

bzw. über Weisungen der Regierung erfolgen. 
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4.3 Stellungnahmen zu vorgeschlagenen Anpassungen auf Ebene der Spezial-

gesetze 

Die vorgeschlagenen Anpassungen der Spezialgesetze beziehen sich auf die Fest-

legung der Entschädigung der strategischen Führungsebene durch die Regierung 

bei allen öffentlichen Unternehmen, bei welchen sie als Wahlorgan auftritt (Kapi-

tel 3.8), auf die Mindestanforderungen an die Revision (Kapitel 3.9) und auf die 

Rechnungslegungsvorschriften (Kapitel 3.10). 

4.3.1 Festlegung der Entschädigung der strategischen Führungsebene durch Re-

gierung 

Die Liechtensteinische Post nimmt die Vorschläge zur Regelung der Entschädigung 

der Verwaltungsratsmitglieder zur Kenntnis, geht aber nicht weiter auf diesen 

Punkt ein. 

Die vorgeschlagene Festlegung der Entschädigung einheitlich durch das Wahlor-

gan erachtet die FMA zur besseren Vergleichbarkeit als zweckmässig und ange-

messen. Dadurch können auch Besonderheiten bei der Bestimmung der Entschä-

digung in allen öffentlichen Unternehmen adäquat berücksichtigt werden. Die Ent-

schädigung des Aufsichtsrates wird bereits heute gemäss Spezialgesetz der FMA 

durch die Regierung festgelegt. 

Die LKW führen aus, dass der Wunsch zur Vereinheitlichung hinsichtlich der Fest-

legung der Entschädigung der strategischen Führungsebene durch das Wahlorgan 

nachvollziehbar sei. Die LKW verfügen über ein in der Branche abgestimmtes Ent-

schädigungsreglement, welches die Grundlage darstellt, um den Verwaltungsrat 

mit erfahrenen und kompetenten Personen zu besetzen. 

Der Vorschlag, dass die Entschädigung von strategischen Führungsebenen in Zu-

kunft auch für Aktiengesellschaften, die dem Markt ausgesetzt werden, einheitlich 
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vom Wahlorgan genehmigt werden soll, wird von der Telecom mitgetragen. Ent-

scheidend sei dabei jedoch eine Orientierung an den im Privatmarkt üblichen 

Strukturen und Regelungen. 

Sowohl die AIBA als auch die Familienhilfe führen aus, dass es nicht überraschend 

sei, dass die Regierung als Wahlorgan neu gesetzlich verankern will, dass ihr die 

Kompetenz zukommen soll, die Entschädigung für die strategische Führungsebene 

festzulegen. Beide Unternehmen weisen darauf hin, dass es wichtig sei, dass dabei 

die Bedeutung, die Komplexität, die Zweckbestimmung und die damit verbundene 

Verantwortung und zeitliche Belastung bei der Einstufung in angemessener Weise 

berücksichtigt werden. 

Die Regierung hat diesem Aspekt bei dem von ihr erlassenen Entschädigungsregle-

ment bereits in der Vergangenheit entsprechend Rechnung getragen. Einerseits in-

dem die Unternehmen hinsichtlich der Höhe der Jahrespauschalen in zwei Katego-

rien unterteilt wurden. Andererseits beinhaltet das Entschädigungsreglement mit 

den Sitzungsgeldern und der aufwandbasierten Stundenentschädigungen Ele-

mente, die sich am zeitlichen Aufwand orientieren.  

Die AHV-IV-FAK-Anstalten appellieren in ihrer Stellungnahme an die Regierung, 

die Entschädigung des strategischen Organs unmissverständlich zu regeln. Aus 

Sicht des Unternehmens wurden bisher nur grobe, schematische Regelungen ge-

troffen, welche trotz mehrmaliger Anpassungen der Entschädigungsregelung bis-

lang unklar blieben. Die AHV-IV-FAK-Anstalten schlagen vor, dass die Regierung 

zwar durchaus schematische Regelungen treffen soll, aber im Rahmen dieser sche-

matischen Vorgaben individuelle Regelungen aufstellt, die auf den konkreten Auf-

gabenbereich der strategischen Führungsebene des einzelnen Unternehmens zu-

geschnitten sein sollen. Es werde keine höhere Vergütung der Tätigkeit ge-

wünscht, sondern klare, unmissverständliche Ansätze. 
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Die Regierung hat bei ihrer Entschädigungsregelung bewusst eher grobe Regelun-

gen getroffen. Die strategischen Führungsebenen erhalten dadurch innerhalb der 

Vorgaben einen gewissen Handlungsspielraum und werden gleichzeitig mit in die 

Verantwortung genommen. Es ist der Regierung nicht möglich, jeden einzelnen As-

pekt der jeweiligen Aufgabengebiete zu regeln. Dafür besteht aus Sicht der Regie-

rung aber auch keine Notwendigkeit, wenn sich die strategischen Führungsebenen 

diesbezüglich ihrer Verantwortung bewusst sind und ihre Entscheidungen inner-

halb der Vorgaben fällen und nachvollziehbar dokumentieren. Die gewählte Vor-

gehensweise stützt sich auch auf die grosse Heterogenität hinsichtlich der öffentli-

chen Unternehmen. Die Vorgaben der Regierung sollten möglichst einheitlich sein, 

auch hinsichtlich der damit verbundenen Verantwortung für die Entscheide des 

Gremiums. Schematische Vorgaben, die dann wiederum mit unternehmensindivi-

duell zugeschnittenen Regelungen ergänzt werden, erfüllen diesen Ansatz hinge-

gen nicht. 

Die Finanzkontrolle weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass sie im Rahmen 

ihrer Prüfungen feststelle, dass es häufig Fragen und Diskussionen über die kor-

rekte Umsetzung des Reglements und Einhaltung der Vorgaben gebe. Dies vor al-

lem aufgrund der diversen Abrechnungskategorien (Jahrespauschalen, Sitzungs-

gelder, aufwandbasierte Stundenentschädigung und aufwandbasierte Stun-

denentschädigung für Expertengremien). Die Finanzkontrolle empfiehlt deshalb 

insbesondere bei staatsnahen öffentlichen Unternehmen, eine starke Vereinfa-

chung der Entschädigungsregelung durch eine unternehmensspezifische Pau-

schallösung zur Abdeckung sämtlicher Aufwände für alle Mitglieder der strategi-

schen Führungsebenen. Zudem solle der erwartete Anteil an Ehrenamtlichkeit be-

reits bei der Bestellung neuer Mitglieder von strategischen Führungsebenen trans-

parent kommuniziert werden. 
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Eine Entschädigung über eine unternehmensspezifische Pauschallösung sämtlicher 

Aufwände erachtet die Regierung als nicht zielführend. Selbstverständlich wäre 

dies die unkomplizierteste Lösung und würde auch die von den AHV-IV-FAK-Anstal-

ten geforderte Klarheit mit sich bringen. Aber dies würde die strategischen Füh-

rungsebenen nach Ansicht der Regierung komplett aus ihrer Verantwortung dies-

bezüglich entlassen. Ausserdem kann der Aufwand der strategischen Führungsebe-

nen selbst innerhalb des gleichen Gremiums je nach aktueller Situation des Unter-

nehmens ganz unterschiedlich ausfallen. Läuft alles rund, müssen deutlich weniger 

Sitzungen abgehalten werden, als in Krisensituationen. Mit Pauschalen könnte die-

sen Situationen nicht wirklich Rechnung getragen werden. Reine Pauschalentschä-

digung beinhalten im Gegenzug ausserdem den Anreiz, möglichst wenig Zeitauf-

wand für die Aufgabenerfüllung aufzubringen, was sich gegebenenfalls negativ auf 

die Sorgfaltspflicht auswirken könnte. 

Bezüglich der Kommunikation des Anteils an Ehrenamtlichkeit weist die Regierung 

darauf hin, dass dies im bestehenden Entschädigungsreglement, welches die Ent-

schädigung von 15 der 23 öffentlichen Unternehmen regelt, einleitend als Grund-

satz ausgeführt wird. Ausgehend davon, dass das Entschädigungsreglement Teil 

der Rekrutierungsunterlagen bildet, wird dies folglich bereits vor der Bestellung of-

fen und transparent kommuniziert. Dies wäre dann natürlich auch künftig der Fall, 

wenn die Regierung weitere Entschädigungen festlegt. 

Die Regierung ist sich bewusst, dass die Festlegung einer fairen Entschädigung im 

Spannungsfeld zwischen Ehrenamtlichkeit und Verantwortung sehr anspruchsvoll 

ist. Dies wird durch die grosse Heterogenität der öffentlichen Unternehmen des 

Landes noch zusätzlich verstärkt. Die bestehenden Regelungen haben vereinzelt 

innerhalb der strategischen Führungsebene, zwischen strategischer oder operati-

ver Führungsebene, zwischen Unternehmung und Revision sowie zwischen Unter-

nehmung und Oberaufsichtsorgan zu Diskussionen geführt. Es wird der Regierung 
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nie möglich sein, eine in allen Aspekten und für alle Betroffenen vollkommen zu-

friedenstellende Regelung vorzugegeben, welche auch noch zu jedem Anwen-

dungsfall eine eindeutige Lösung beinhaltet. Gerade aus diesem Grund möchte die 

Regierung nochmals betonen, wie wichtig es ist, die strategischen Führungsebenen 

als Gremien mit in die Verantwortung zu nehmen. 

Die Regierung hält somit am Vorschlag gemäss Vernehmlassungsbericht fest und 

beabsichtigt zum aktuellen Zeitpunkt auch keine wesentliche Veränderung beim 

bisherigen Entschädigungsreglement. 

4.3.2 Mindestanforderung an Revision 

Die LKW, die LAK, die Telecom, die Post weisen darauf hin, dass sie die geplante 

Mindestanforderung an die Revision bereits erfüllen. 

Die Universität Liechtenstein begrüsst die Konkretisierung der Aufgabe der Revisi-

onsstelle im Sinne der Rechtsklarheit ausdrücklich. 

Gemäss Stellungnahme der AHV-IV-FAK-Anstalten geht ihr jährlicher Prüfauftrag 

an die Revisionsstelle sogar noch deutlich weiter, da auch eine Prüfung über die 

materielle Rechtsanwendung und eine Prüfung der Geschäftsführung stattfinden. 

Die Finanzkontrolle begrüsst die gesetzliche Verankerung der Abschlussprüfung 

als Mindestanforderung an die Revision. Sie führt in ihrer Stellungnahme aber 

auch aus, dass ein erweiterter Prüfansatz, zum Beispiel durch eine Bestätigung der 

Einhaltung der Vorgaben oder der zweckentsprechenden Verwendung des Staats-

beitrags, die Berichterstattung zu Handen Regierung unterstützen würde. Es wird 

deshalb angeregt, dass die Regierung im Rahmen der Prüfung wirtschaftlich täti-

ger öffentlicher Unternehmen weitere Prüfaufträge an die jeweiligen externen Re-

visionsstellen erteilen solle. 
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Die Regierung kann den Hinweis der Finanzkontrolle nachvollziehen und sieht die 

mit einem erweiterten Prüfansatz verbundenen Vorteile. Der entsprechende Be-

darf kann unternehmensspezifisch geprüft und allenfalls in Auftrag gegeben wer-

den. 

Die Familienhilfe Liechtenstein und die AIBA, weisen darauf hin, dass die ursprüng-

liche Formulierung gemäss Vernehmlassungsbericht von «mindestens einer Ab-

schlussprüfung gemäss Art. 1058 Abs. 1 PGR» die Frage aufwerfe, auf was sich das 

Wort «mindestens» beziehe. Die Anordnung einer Abschlussprüfung mehr als ein-

mal pro Geschäftsjahr wäre kaum zu rechtfertigen. Sollte sich das Wort «mindes-

tens» nicht auf die Anzahl Prüfungen beziehen, stelle sich die Frage welche Art von 

Prüfung über dem Niveau einer Abschlussprüfung stehen. Ausserdem sind beide 

Unternehmen der Auffassung, dass der Vorschlag der Regierung, alle Unterneh-

men ungeachtet ihres Zwecks, ihrer Grösse und Bedeutung für das Land, zu einer 

Abschlussprüfung zu verpflichten, zu weit gehe. Dies würde über das Ziel hinaus-

schiessen und ein Abwägen von Aufwand und Nutzen einer solchen Regelung für 

viele Unternehmen absolut unverhältnismässig wäre. Es wird darauf hingewiesen, 

dass eine entsprechende undifferenzierte und allgemein verbindliche Regelung 

dem unumstösslichen Grundsatz des Verwaltungsrechts der Verhältnismässigkeit 

widerspreche.  

Selbstverständlich beabsichtigt die Regierung keine mehrmalige Revision eines Un-

ternehmens pro Geschäftsjahr, sofern keine hinreichenden Gründe für eine Sonder-

prüfung vorliegen. Mit dem vorgeschlagenen Artikel möchte die Regierung gesetz-

lich klarstellen, dass eine prüferische Durchsicht gemäss Art. 1058 Abs. 2 PGR nicht 

ausreichend ist und eine Abschlussprüfung vorgeschrieben werden soll. Die Regie-

rung nimmt den Hinweis der beiden Institutionen hinsichtlich des Wortes «mindes-

tens» in der gegenständlichen Vorlage folglich auf und verzichtet auf diesen Be-

griff.  
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Die Regierung sieht jedoch keinen Verstoss gegen den Grundsatz der Verhältnis-

mässigkeit. Das Verhältnismässigkeitsprinzip setzt folgende Punkte voraus: 

1. Die Verwaltungsmassnahme verfolgt einen legitimen Zweck.  

2. Die Verwaltungsmassnahme ist geeignet, den Zweck zu erreichen. 

3. Die Verwaltungsmassnahme ist erforderlich und es gibt keine mildere  

Massnahme zur Zielerreichung. 

4. Die Verwaltungsmassnahme ist angemessen und stellt somit keine über-

mässige oder unzumutbare Belastung dar. 

Die Unternehmen befinden sich im Eigentum des Landes und sind somit Teil der 

mittelbaren Staatsverwaltung. Einige der Unternehmen werden mit Staatsbeiträ-

gen finanziert und bei allen Unternehmen trägt der Staat ein Risiko. Das öffentliche 

Interesse ist folglich hoch. Mit den Bestimmungen zur Anforderung an die Revision 

wird somit das Ziel verfolgt, im Rahmen der Oberaufsicht der Regierung eine kor-

rekte Rechnungslegung der öffentlichen Unternehmen sicherzustellen und somit 

das staatliche Vermögen zu schützen. Damit ist ein legitimer Zweck gegeben. Ab-

schlussprüfung und prüferische Durchsicht verfolgen das Ziel der Prüfung der fi-

nanziellen Berichterstattung nach den angewendeten Rechnungslegungsvorschrif-

ten. Aufgrund des jeweiligen Prüfungsumfangs liefert eine prüferische Durchsicht 

aber eine niedrigere Verlässlichkeit als eine vollumfängliche Abschlussprüfung. Im 

Gegensatz zu einer Abschlussprüfung liegen geringere fachliche Anforderungen 

vor, die Urteilssicherheit bei der Zusicherung des Prüfungsergebnisses ist tiefer, es 

gelten reduzierte Unabhängigkeitsbestimmungen, der Umfang der Detailprüfun-

gen ist geringer, Interne Kontrollsysteme sind im Prüfungsumfang nicht enthalten 

und es erfolgt eine negative Zusicherung anstelle einer positiven Zusicherung. Folg-

lich ist die Abschlussprüfung als geeignete und auch als erforderliche Massnahme 

zu beurteilen. Auch die Verhältnismässigkeit von Zweck und Wirkung der vorge-

schlagenen Massnahme wird von der Regierung bejaht, da der mit der 
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Abschlussprüfung verbundene Aufwand für das Unternehmen im Hinblick auf die 

Sicherstellung der korrekten Rechnungsführung sowohl vor dem Hintergrund der 

Verwendung von öffentlichen Geldern und als auch bzgl. allfällige Reputations-

schäden absolut gerechtfertigt ist. Die vorgeschlagene Massnahme ist somit auch 

angemessen.  

Im Hinblick auf die Stärkung der Oberaufsicht der Regierung ist die Verankerung 

einer Abschlussprüfung ein wichtiger Schritt, vor allem auch vor dem Hintergrund 

des öffentlichen Interesses und der damit verbundenen, verlässlichen Transparenz 

gegenüber der Öffentlichkeit. Des Weiteren erlaubt sich die Regierung darauf hin-

zuweisen, dass dieser Vorschlag aktuell bei keinem der öffentlichen Unternehmen 

mehr zu einer Praxisänderung führt, da kein öffentliches Unternehmen mehr ledig-

lich einen Review durchführen lässt. Die Regierung behält deshalb den Vorschlag 

gemäss Vernehmlassungsbericht bei. 

4.3.3 Rechnungslegungsvorschriften 

Das Landesspital begrüsst die vorgeschlagene Ergänzung ihres Spezialgesetzes im 

Hinblick auf die Rechnungslegung und die Anwendung der ergänzenden Vorschrif-

ten für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts. 

Diese wurden in der Praxis bereits per Geschäftsbericht 2022 umgesetzt. 

Die LKW weisen darauf hin, den entsprechenden Bestimmungen im Elektrizitäts-

marktgesetz bereits unterstellt zu sein und erachten die Vorgaben zu den Rech-

nungslegungsvorschriften als Präzisierung dazu.  

Die Universität wendet gemäss Stellungnahme bereits strengere Massstäbe an als 

es die geltenden gesetzlichen Vorschriften vorsehen. Die Eignerstrategie sieht in 

diesem Fall entsprechende Bestimmungen vor, die geplante Verankerung auf 

Ebene des Spezialgesetzes wird vom Unternehmen ausdrücklich begrüsst. 
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Die AHV-IV-FAK-Anstalten führt aus, dass positive Kompetenzkonflikte vermieden 

werden müssen, sofern die Regierung beabsichtige, auf Verordnungsstufe indivi-

duelle Rechnungslegungsvorschriften zu erlassen. Der Verwaltungsrat der AHV-IV-

FAK-Anstalten hat bereits ein solches Reglement verabschiedet. Es sollten nicht 

beide Stellen Regelungen über identische Sachverhalte treffen. Dies müsste zwi-

schen Ministerium und Verwaltungsrat gemeinsam geklärt werden. 

Selbstverständlich beabsichtigt die Regierung nicht, Rechnungslegungsvorschrif-

ten ohne Involvierung der öffentlichen Unternehmen zu erlassen. Dies wird unter 

Einbezug der öffentlichen Unternehmen erfolgen. Entsprechend dürften die von 

den AHV-IV-FAK-Anstalten befürchteten Kompetenzkonflikte kein Problem darstel-

len. Die Regierung weist an dieser Stelle jedoch daraufhin, dass das vom Verwal-

tungsrat der AHV-IV-FAK-Anstalten erlassene Reglement über das Rechnungswe-

sen so nicht auf Gesetzesebene vorgeschrieben ist, sondern auf dem Organisati-

onsreglement der AHV-IV-FAK-Anstalten basiert.  

Nachdem die Finanzkontrolle, wie bereits in Kapitel 4.2.4 dargelegt, einer Veran-

kerung des True-and-Fair-View-Prinzips im ÖUSG kritisch gegenübersteht und von 

einer Aktivierung von Kunst- und Sammlungsobjekten in jedem Fall abrät, schlägt 

sie im Sinne grösstmöglicher Transparenz vor, dass wesentliche Informationen, 

zum Beispiel zu Feriensalden, Versicherungswerten von Kunst- und Sammlungs-

objekten etc., im Anhang der Jahresrechnung ausgewiesen werden sollten. Aus-

serdem würde insbesondere für die staatsnahen öffentlichen Unternehmen ein 

vorgegebenes Accounting-Manual, welches die buchhalterische Erfassung, Bewer-

tung und den Ausweis wesentlicher Positionen in der Jahresrechnung regelt, die 

angestrebte Harmonisierung stärken und damit eine erhöhte Transparenz sicher-

stellen. 

Die Regierung nimmt die Anregung hinsichtlich Vorgaben zum Anhang und der zur 

Verfügungstellung eines Accounting-Manuals entgegen und wird diese im Rahmen 
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der Arbeiten im Nachgang zu den vorliegenden Gesetzesanpassungen prüfen, zu-

sammen mit der Erarbeitung der entsprechenden Vorgaben zur Rechnungslegung. 

Diese sollen soweit als möglich einheitlich sein, aufgrund der ganz unterschiedli-

chen Ausgangslagen in Bezug auf Geschäftstätigkeit, Grösse etc. bedingt die Erar-

beitung jedoch eine intensive unternehmensspezifische Ausarbeitung.  

Aufgrund der Ausführungen in Kapitel 3.10 weichen die vorliegenden Gesetzesvor-

lagen im Hinblick auf die Rechnungslegung vom Vorschlag gemäss Vernehmlas-

sungsbericht ab. Die Rückmeldungen von den Vernehmlassungsteilnehmenden 

sind von dieser Änderung jedoch nicht betroffen und werden von der Regierung im 

Rahmen der nachgelagerten Umsetzungsarbeiten miteinbezogen. 

4.4 Stellungnahmen zu vorgeschlagenen Anpassungen auf Ebene der Eigner-/ 

Beteiligungsstrategien 

Wie in den Kapiteln 3.4 und 3.11 ausgeführt, schlägt die Regierung vor dem Hin-

tergrund der in der Motion geforderten Massnahmen zur Stärkung der Oberauf-

sicht mit der Einbindung der Regierung bei Entscheidungen mit finanziellen Kon-

sequenzen und bei der Wahl von Geschäftsleitungsvorsitzenden auch zwei Punkte 

vor, welche bei Bedarf unternehmensindividuell auf Ebene der Eigner- und Betei-

ligungsstrategien geregelt werden sollen. 

4.4.1 Einbindung Oberaufsichtsbehörde bei Entscheidungen mit finanziellen Kon-

sequenzen 

Aus Sicht der AIBA und Familienhilfe ist es absolut nachvollziehbar, dass öffentlich-

rechtliche Unternehmen vor Eingehen von vertraglichen Verpflichtungen mit er-

heblichen finanziellen Auswirkungen sowie wesentlichen Abweichungen vom 

Budget dies rechtzeitig mit der Regierung zu besprechen haben. 
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Die Finanzkontrolle begrüsst in ihrer Stellungnahme die geplante stärkere Einbin-

dung der Regierung als Oberaufsichtsbehörde bei Entscheidungen der Unterneh-

men mit wesentlichen finanziellen Konsequenzen. Sie vertritt die Ansicht, dass die 

bereits bestehenden Vorgaben in den Eignerstrategien im Bildungs- und Kulturbe-

reich, wonach bei vertraglichen Verpflichtungen mit erheblichen finanziellen Aus-

wirkungen das zuständige Ministerium vorgängig zu informieren ist, bei allen öf-

fentlichen Unternehmen vorzusehen und hinsichtlich Beschlüssen mit einer er-

heblichen bzw. langfristigen finanziellen Verpflichtung unternehmensindividuell 

zu erweitern sei. 

Die Regierung wird im Nachgang zu der vorliegenden Motionsbeantwortung alle 

Eigner- und Beteiligungsstrategien hinsichtlich des Regelungsbedarfs betreffend 

die vertraglichen Verpflichtungen oder unternehmerischen Entscheidungen mit er-

heblichen finanziellen Auswirkungen individuell prüfen und, sofern notwendig, an-

passen. Eine einheitliche Vorgabe wird jedoch sehr wahrscheinlich nicht möglich 

sein. 

4.4.2 Wahl von Vorsitzenden der Geschäftsleitung 

Die FMA teilt die Ansicht der Regierung, dass die Wahl des Vorsitzenden/der Vor-

sitzenden der Geschäftsleitung in Kongruenz mit der Verantwortung der strategi-

schen über die operative Führungsebene weiterhin der strategischen Führungs-

ebene obliegen soll. In Anlehnung an die bisher gelebte Praxis versteht die FMA 

darunter etwa die Information des zuständigen Regierungsmitglieds über das An-

forderungsprofil für die Bewerbung, den Stand des Bewerbungsprozesses sowie 

die Information vor Publikation des Personalentscheids. 

Die LKW erachten es als zwingend notwendig, dass die Wahl des Vorsitzes der Ge-

schäftsleitung weiterhin bei der strategischen Führungsebene liegt, da eine enge 

Zusammenarbeit zwischen den beiden Gremien auf Vertrauen beruhen müsse. 
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Die Telecom vertritt die Ansicht, dass eine Einbindung der Regierung in den Pro-

zess der Wahl von Vorsitzenden einer Geschäftsleitung aufgrund der Bedeutung 

der Entscheidung im Rahmen der existierenden Governance-Regeln sichergestellt 

sei. Im Sinne einer nachhaltigen und professionellen Führung sei es essentiell, dass 

die Verantwortung der strategischen Führung ganz generell und speziell in diesem 

Punkt nicht aufgeweicht werde. 

Auch die LAK teilt die Auffassung der Regierung, dass die Wahl des Geschäftslei-

tungsvorsitz weiterhin im Verantwortungsbereich des strategischen Führungsor-

gans über die operative Führungsebene liegen müsse. Der Wunsch nach Abstim-

mung der Ausschreibung und des Auswahlprozesses mit dem Ministerium sei 

nachvollziehbar, dürfe sich aber nicht auf alle Details beziehen. 

Aus Sicht der AHV-IV-FAK-Anstalten ist die vorgeschlagene Regelung unklar, was 

die Gefahr mit sich bringe, dass die Zuständigkeit diffus bleibe. Mit einer vagen 

Vorgabe einer «Absprache» in den einzelnen Eignerstrategien und somit auf denk-

bar tiefer Ebene im Stufenbau der Rechtsordnung, werde mehr Verwirrung als 

Klarheit geschaffen, was dazu führen könnte, dass am Schluss niemand verant-

wortlich sei. 

Die Verantwortung zur Bestellung der operativen Führungsebene ist gesetzlich klar 

geregelt, indem diese spezialgesetzlich zu den unentziehbaren und nicht delegier-

baren Aufgaben der strategischen Führungsebene gehört. Hier ist die Zuständig-

keit folglich klar und unmissverständlich. Aufgrund der Bedeutung des Geschäfts-

führers/der Geschäftsführerin auf die Ausrichtung des Unternehmens erachtet es 

die Regierung im Sinne der Oberaufsicht aber durchaus als angezeigt, dass zumin-

dest das zuständige Ministerium entsprechend über die Rekrutierung informiert 

wird. Sofern die Aufgabe nicht auf der Gesetzesstufe der Regierung zugewiesen 

wird, ist die von den AHV-IV-FAK-Anstalten als «denkbar tiefste Ebene im Stufen-

bau der Rechtsordnung» bezeichnete Eignerstrategie der einzige mögliche und 
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folglich auch richtige Ort, an dem solche Vorgaben des Eigners verbindlich festge-

halten werden können. Die kritisierte Begrifflichkeit der «Absprache», welche zu 

vage sei, setzt einen Austausch zwischen Unternehmen und Ministerium voraus, 

der den Grad der Involvierung genau regelt, damit die Vorgaben eben nicht diffus 

bleiben. Sofern das als notwendig erachtete Vertrauensverhältnis zwischen strate-

gischer Führungsebene und Regierung besteht, dürfte eine solche gemeinsam de-

finierte Involvierung in den Rekrutierungsprozess grundsätzlich nichts entgegen-

stehen. Dies gilt auch für die Äusserung allfälliger Bedenken, welche aus Sicht der 

Oberaufsicht bestehen könnten. Da aber die Vorgaben in der Eignerstrategie nicht 

in die unentziehbaren Aufgaben der strategischen Führungsebene eingreifen dür-

fen, ändert sich dadurch nichts an der Zuständigkeit. Die strategischen Führungs-

ebenen müssen sich der Bedeutung ihres Entscheids auf die Unternehmensausrich-

tung und das damit verbundene direkte oder indirekte öffentliche Interesse be-

wusst sein. Durch den Austausch zwischen strategischer Führungsebene und Ober-

aufsichtsorgan im Vorfeld des definitiven Entscheids wird hingegen das Vertrau-

ensverhältnis und die notwendige Akzeptanz des Entscheids gestärkt. 

Die Regierung erlaubt sich ergänzend noch darauf hinzuweisen, dass alle Eigner- 

und Beteiligungsstrategien jeweils eine Bestimmung enthalten, welche vorsieht, 

dass die strategische Führungsebene bei Vorgaben, welche unklar sind oder für 

nicht umsetzbar gehalten werden, der Regierung entsprechende Änderungen oder 

Ergänzungen unaufgefordert vorzuschlagen hat. Sollte betroffenen Gremien somit 

eine künftige Bestimmung bzgl. der Involvierung des zuständigen Ministeriums in 

den Rekrutierungsprozess als zu vage erscheinen, sind diese in der Pflicht eine Kon-

kretisierung zu erwirken. 

Die Finanzkontrolle weist auf die besondere Stellung von Vorsitzenden der Ge-

schäftsleitung und deren massgeblichen Einfluss auf die Entwicklung und 
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langfristige Ausrichtung öffentlicher Unternehmen hin. Zur breiteren politischen 

Akzeptanz schlägt sie deshalb eine Genehmigung der Wahl durch die Regierung 

vor. 

Wie bereits ausgeführt, gehört die Wahl und Abberufung der operativen Führungs-

ebene zu den unentziehbaren und nicht delegierbaren Aufgaben der strategischen 

Führungsebene. Dies gilt auch für den Vorsitz dieses Gremiums. Eine Genehmigung 

der Wahl durch die Regierung würde die unterschiedlichen Ebenen der Aufsicht 

vermischen und die strategische Führungsebene aus ihrer Verantwortung entlas-

sen und den klaren Zuständigkeiten und Aufgaben gemäss beabsichtigtem Stufen-

bau widersprechen.  

4.5 Weitergehende Anregungen von Vernehmlassungsteilnehmenden 

Die Finanzkontrolle hat über die Stellungnahme zu den Punkten der Vernehmlas-

sungsvorlage hinaus noch angeregt, dass auch die Unternehmensstrategie als 

wichtigstes Grundlagendokument für die Tätigkeit des öffentlichen Unterneh-

mens durch die Regierung zu genehmigen sei. 

Der Erlass einer Unternehmensstrategie gehört zu den unentziehbaren Aufgaben 

der strategischen Führung eines Unternehmens. Wie die Regierung bereits bei der 

Einführung von Corporate Governance im Bericht und Antrag Nr. 53/2009 ausge-

führt hat, «verzichtet die Regierung darauf, konkrete Angaben zur Ausgestaltung 

der Unternehmensstrategie zu machen, da dazu genügend Angaben in der Be-

triebswirtschaftslehre vorhanden sind und zudem die Unternehmensstrategie sehr 

individuell auf das jeweilige öffentliche Unternehmen eingehen muss» (S. 116f.). 

Selbstverständlich handelt es sich bei der Unternehmensstrategie um ein wesent-

liches Grundlagendokument für die Tätigkeit des öffentlichen Unternehmens, al-

lerdings ist dies klar in die Rollenverteilung zwischen Landtag, Regierung und stra-

tegischer sowie operativer Führungsebene der öffentlichen Unternehmen 
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einzuordnen. Mittels Zweckartikel im Spezialgesetz gibt der Landtag als Gesetzge-

ber die generelle Stossrichtung des Unternehmens vor, basierend auf dem Geset-

zesentwurf der Regierung. Die Regierung als Oberaufsichtsorgan konkretisiert die-

sen Zweckartikel über die Eigner-/Beteiligungsstrategie, welche in Absprache mit 

der strategischen Führungsebene erlassen wird, und gibt somit die Leitplanken für 

die Unternehmensausrichtung aus Sicht des Eigners vor. Die strategische Füh-

rungsebene wiederum muss innerhalb der Vorgaben des Gesetzgebers und des Eig-

ners die Unternehmensstrategie festlegen und deren Umsetzung veranlassen bzw. 

überwachen. Müsste die Unternehmensstrategie hingegen der Regierung zur Ge-

nehmigung vorgelegt werden, würden sich die klaren Verantwortlichkeiten der ein-

zelnen Ebenen verwischen und die strategische Führungsebene zumindest teil-

weise aus ihrer Verantwortung entlassen. Die strategischen Führungsebenen ver-

fügen gemeinsam mit der operativen Führungsebene über das notwendige kon-

krete fachliche Wissen, um die konkreten Unternehmensziele festzulegen. Dieses 

wäre für eine Genehmigung auch auf Regierungsebene notwendig und zwar für 

alle 22 bzw. künftig 23 öffentlichen Unternehmen. Im Sinne einer klaren Rollenver-

teilung steht die Regierung einer Genehmigung der Unternehmensstrategie durch 

die Regierung äusserst kritisch gegenüber. Dies deckt sich auch mit der klaren Hal-

tung der Regierung in der Vergangenheit betreffend des im Landtag schon öfters 

diskutierten und analogen Beispiel eines Genehmigungsvorbehalts von Eigner- und 

Beteiligungsstrategien durch den Landtag, beispielsweise im Rahmen der parla-

mentarischen Initiative zur Abänderung von Art. 16 Abs. 2 ÖUSG in den Jahren 

2011 und 2012. 

Des Weiteren schlägt die Finanzkontrolle vor, dass die Regierung im Rahmen der 

Prüfung wirtschaftlich tätiger öffentlicher Unternehmen weitere Prüfaufträge an 

die jeweiligen externen Revisionsstellen erteilen könne. Ein erweiterter Prüfan-

satz, zum Beispiel durch eine Bestätigung der Einhaltung der Vorgaben in den Eig-

nerstrategien oder der zweckentsprechenden Verwendung des Staatsbeitrags, 
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unterstütze die Berichterstattung zu Handen der Regierung. Dies auch vor dem 

Hintergrund, dass vermehrt Vorgaben zum Handlungsspielraum oder zum Risiko-

management in den Eignerstrategien festgelegt werden sollen. 

Die Regierung nimmt diese Anregung gerne entgegen und wird dies bei der Wahl 

einer Revisionsstelle und der entsprechenden Auftragsvergabe jeweils prüfen. 

5. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERÜCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG 

5.1 Abänderung des Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes 

Zu Art. 6 Abs. 4 – Amtsdauer  

Art. 6 Abs. 4 steht in engem Zusammenhang mit Art. 8. Wird ein Mitglied der stra-

tegischen Führungsebene vorzeitig abberufen und ein Nachfolger gewählt, so en-

det nach geltendem Recht die Amtsdauer des Nachfolgers ex lege mit der rechts-

kräftigen gerichtlichen Feststellung, dass die Abberufung des Vorgängers rechts-

unwirksam war.  

Den Gesetzesmaterialien (vgl. Bericht und Antrag Nr. 53/2009, S. 97) ist zu ent-

nehmen, dass mit Art. 6 Abs. 4 eine Regelung für jene Fälle geschaffen werden 

sollte, in denen eine Abberufung aufgrund von Formfehlern, beispielsweise wegen 

mangelnder Zuständigkeit oder Verletzung von Ausstandsregeln, für rechtsun-

wirksam erklärt wird.  

Der Gesetzgeber ging bei der Schaffung von Art. 6 Abs. 4 also davon aus, dass die 

rechtskräftige gerichtliche Feststellung der Rechtsunwirksamkeit einer Abberu-

fung faktisch wie eine Aufhebung der Abberufungsentscheidung wirkt und der Ab-

berufene wieder im Amt ist. Dieser Ansatz bedingt, dass gleichzeitig die Amtszeit 

seines Nachfolgers enden muss, weil ansonsten unter Umständen die Anzahl der 

Mitglieder der strategischen Führungsebene die gesetzliche Höchstgrenze über-

schreiten könnte.  
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Im Gegensatz dazu ist gemäss Art. 8 Abs. 3 eine Abberufung auch dann rechtsgül-

tig, wenn sich herausstellen sollte, dass sie ohne wichtigen Grund erfolgt ist. Eine 

allfällige richterliche Feststellung, wonach die Abberufung nicht hinreichend be-

gründet war, führt dementsprechend zu keiner Beendigung der Amtsdauer des 

Nachfolgers.  

Bei näherer Betrachtung erweist sich diese Unterscheidung als nicht konsistent. Es 

wird nämlich differenziert zwischen der Unrechtmässigkeit einer Abberufung, weil 

kein wichtiger Grund vorlag - diese ist in jedem Fall rechtsgültig und der Nachfolger 

bleibt im Amt - und der Unrechtmässigkeit einer Abberufung aus formalen bzw. 

verfahrensrechtlichen Gründen, die ex lege zu einem vorzeitigen Ende der Amts-

zeit des Nachfolgers führt.  

Diese Regelung ist nicht nur praxisfremd und unfair gegenüber dem Nachfolger - 

sofern ein solcher unter diesen Voraussetzungen überhaupt gefunden wird -, son-

dern steht auch in Widerspruch zu den Überlegungen des Gesetzgebers in Zusam-

menhang mit Art. 8 ÖUSG. Hier wurde betont, dass eine Abberufung in jedem Fall 

rechtsgültig sein muss, um lange andauernde Rechtsunsicherheiten zu verhindern 

(vgl. Bericht und Antrag Nr. 53/2009, S. 101). Es stellt sich folglich die Frage, wa-

rum dieses wichtige Argument der Rechtssicherheit nicht gleichermassen auch bei 

einer Abberufung gelten sollte, bei der dem Wahlorgan ein Verfahrensfehler un-

terlaufen ist. Bei dieser Differenzierung wird ausserdem zu wenig berücksichtigt, 

dass ein gerichtlich festgestellter Formfehler bei einer Abberufung nichts daran 

ändert, dass das Wahlorgan eine vorzeitige Beendigung der Amtszeit der betref-

fenden Person für notwendig erachtet hat und sie daher nach der gerichtlichen 

Feststellung der Rechtsunwirksamkeit der Abberufung umgehend neuerlich abbe-

rufen wird. Zu erwähnen ist ausserdem, dass bereits nach geltendem Recht das 

Gericht nur die Rechtsunwirksamkeit der Abberufung feststellen, diese aber nicht 

aufheben kann. Faktisch wirkt die Feststellung der Rechtsunwirksamkeit in 
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Verbindung mit der Beendigung der Amtszeit des Nachfolgers allerdings wie eine 

Aufhebung bzw. Ungültigerklärung der Abberufung. 

Mit Art. 6 Abs. 4 wird also genau jene Rechtsunsicherheit geschaffen, die durch 

die Regelung in Art. 8 Abs. 3 ausdrücklich verhindert werden sollte. Diese Rechts-

unsicherheit betrifft nicht nur das ersatzweise bestellte Mitglied der strategischen 

Führungsebene, dessen Amtsdauer vom Ausgang des Gerichtsverfahrens seines 

Vorgängers abhängt, und den Abberufenen selbst, sondern in ganz erheblichem 

Masse auch das öffentliche Unternehmen. So ist beispielsweise ein Abberufungs-

fall seit Anfang 2018 gerichtsanhängig, ohne dass bislang die Frage behandelt wor-

den wäre, ob im konkreten Fall ein wichtiger Grund für die Abberufung vorlag oder 

nicht. Nach der Entscheidung des Landgerichtes Anfang 2020, mit der im Sinne von 

Art. 6 Abs. 4 ÖUSG die Rechtsunwirksamkeit der Abberufung wegen eines ver-

meintlichen Formfehlers festgestellt wurde, hatten sich die Gerichte seither aus-

schliesslich mit verfahrensrechtlichen Aspekten dieser Abberufung zu befassen. 

Wäre dabei letztinstanzlich festgestellt worden, dass die Abberufung wegen Nicht-

beachtung von Verfahrensvorschriften rechtsunwirksam gewesen ist, so hätte der 

Nachfolger, der sich mittlerweile in seiner zweiten Amtszeit befindet, ex lege sein 

Amt verloren. Dies war gegenständlich nicht der Fall, zeigt aber die Problematik 

der bestehenden Regelung klar auf.  

Vor diesem Hintergrund schlägt die Regierung vor, Art. 6 Abs. 4 ersatzlos zu strei-

chen und Art. 8 Abs. 3 dahingehend anzupassen, dass eine Abberufung in jedem 

Fall rechtsgültig ist. Dies hat zur Folge, dass der Nachfolger eines abberufenen Mit-

glieds der strategischen Führungsebene künftig auch dann im Amt bleibt, wenn 

gerichtlich festgestellt werden sollte, dass die Abberufung des Vorgängers formal 

fehlerhaft war. Damit wird Rechtsklarheit und Rechtssicherheit geschaffen. 

Zu Art. 8 – Abberufung von Mitgliedern der strategischen Führungsebene 

Art. 8 enthält aufgrund seiner Entstehungsgeschichte einige Selbstverständlichkei-

ten. So handelt es sich zum Beispiel beim Anspruch auf rechtliches Gehör (Abs. 2) 
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und auf richterliche Überprüfung (Abs. 3) um verfassungsrechtliche Verfahrensga-

rantien. Es würde grundsätzlich auch keiner besonderen Erwähnung bedürfen, 

dass aus einem verursachten Schaden Ersatzansprüche des Geschädigten entste-

hen können (§§ 1293ff ABGB und Art. 1ff AHG). Weiters ergibt sich bereits aus 

dem geltenden Recht, dass der Verwaltungsgerichtshof zuständig ist für die Über-

prüfung von Entscheidungen der Regierung (Art. 102 Abs. 5 LV) und die Zivilge-

richte für die Überprüfung von Entscheidungen der Generalversammlung einer 

Aktiengesellschaft (Art. 97 Abs. 1 LV).  

Dementsprechend ist auch die Erklärung in Abs. 1, was insbesondere als wichtiger 

Grund gilt, auf das Bestreben des historischen Gesetzgebers zurückzuführen, mög-

lichst viele Fragen, die sich bei der Erarbeitung des ÖUSG gestellt haben, im Gesetz 

zu verankern. So ist in der Praxis allerdings der Eindruck entstanden, Art. 8 sei äus-

serst streng und eine Abberufung nur schwer möglich. Das zeigen auch die Aus-

führungen in der Motion, wo vermutet wird, ein Vertrauensverlust sei kein wich-

tiger Grund und daher eine Änderung von Art. 8 angezeigt. Dieser Eindruck ist 

nachvollziehbar, insgesamt aber falsch. Vielmehr zeigt die Entstehungsgeschichte 

von Art. 8 sehr klar, dass eine Abberufung ermöglicht werden sollte, wenn dies zur 

Wahrung der Interessen des öffentlichen Unternehmens und des Allgemeininte-

resses am Funktionieren des öffentlichen Unternehmens sowie der verfassungs-

rechtlichen Verantwortung der Regierung als Oberaufsichtsbehörde notwendig 

ist. Ausserdem verdeutlicht die geltende Regelung in Abs. 3, wonach auch eine un-

begründete Abberufung jedenfalls rechtsgültig ist, dass der Gesetzgeber die Inte-

ressen des Unternehmens und der Allgemeinheit gegenüber dem Interesse eines 

abberufenen Mitglieds der strategischen Führungsebene vorgereiht und die abbe-

rufene Person mit der Beschränkung auf richterliche Feststellung und Schadener-

satz als hinreichend geschützt erachtet hat. 
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Vor diesem Hintergrund erscheinen materielle Änderungen in Art. 8 nicht notwen-

dig und sind – abgesehen von Abs. 3 - mit den vorgeschlagenen Anpassungen auch 

nicht verbunden. 

Abs. 1 

Die Formulierung des geltenden Abs. 1 wurde vom Gesetzgeber ohne Bezug-

nahme auf das Arbeitsvertragsrecht gewählt. Zwar setzt sowohl im privaten Ar-

beitsvertragsrecht (vgl. § 1173a Art. 53 Abs. 1 und 2 ABGB) als auch im öffentli-

chen Dienstrecht (Art. 24 Abs. 1 und 2 StPG) eine fristlose Entlassung einen «wich-

tigen Grund» voraus; dieser wird mit der «Unzumutbarkeit» der Fortsetzung des 

Arbeitsverhältnisses umschrieben. Dennoch sollte mit der ähnlichen Formulierung 

in Art. 8 Abs. 1 ÖUSG nicht zum Ausdruck gebracht werden, dass das Rechtsver-

hältnis zwischen dem öffentlichen Unternehmen und dem Mitglied der strategi-

schen Führungsebene mit einem Arbeitsverhältnis vergleichbar oder gar gleichzu-

setzen wäre. Die strategische Führungsebene verfügt über eine viel weiterge-

hende Selbständigkeit als dies bei einem weisungsgebundenen Arbeitnehmer der 

Fall ist. Folglich ist bei der Beurteilung, ob im Einzelfall ein wichtiger Grund die 

Abberufung rechtfertigt, ein anderer Massstab anzulegen als im Arbeitsvertrags-

recht. Bei dem Rechtsverhältnis zwischen den Mitgliedern der strategischen Füh-

rungsebene und dem öffentlichen Unternehmen bzw. dem Wahlorgan handelt es 

sich vielmehr, wie bereits erwähnt, um ein besonderes Mandatsverhältnis, auch 

wenn neben dem Mandats- unter Umständen auch ein Arbeitsverhältnis bestehen 

kann. Dieses wäre im Fall einer Abberufung separat zu kündigen. 

Ein Mandats- bzw. Auftragsverhältnis kann – sofern nicht besondere Regelungen 

bestehen, wie dies zum Beispiel mit Art. 8 ÖUSG der Fall ist - grundsätzlich jeder-

zeit und vorbehaltlich von Schadenersatzansprüchen widerrufen werden (§ 1020 

ABGB; so auch Müller, aaO, S. 66, Rz 1242). Dementsprechend sieht auch Art. 201 

Abs. 1 PGR ein jederzeitiges, freies Abberufungsrecht vor; das oberste Organ einer 

Verbandsperson, also zum Beispiel die Generalversammlung einer 



110 

Aktiengesellschaft, kann die Mitglieder des Verwaltungsrates jederzeit und ohne 

besondere Begründungspflicht abberufen. Dies ist auch nach Schweizer Aktien-

recht der Fall (Art. 705 OR), das in der Schweiz, wie bereits erwähnt, auch für die 

spezialgesetzlichen Aktiengesellschaften des Bundes gilt. Dementsprechend kön-

nen dort die Verwaltungsräte auch jederzeit und ohne Vorliegen wichtiger Gründe 

von der Generalversammlung abberufen werden (so verweist z.B. Art. 4 das 

Schweizer Postorganisationsgesetzes betreffend die Schweizerische Post ganz all-

gemein auf die aktienrechtlichen Vorschriften des Schweizer Obligationenrechts). 

Hingegen wird in Liechtenstein die nach ABGB bestehende Möglichkeit, ein Man-

datsverhältnis jederzeit zu beenden, ebenso wie das nach PGR bestehende Recht 

der Generalversammlung einer Aktiengesellschaft, einen Verwaltungsrat jederzeit 

abzuberufen, durch Art. 8 Abs. 1 ÖUSG insofern beschränkt als für eine vorzeitige 

Beendigung des Mandatsverhältnisses durch Abberufung bei den öffentlichen Un-

ternehmen ein wichtiger Grund verlangt wird. 

Entgegen den Forderungen in der Motion hält die Regierung an diesem Regelungs-

konzept fest und erachtet es aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit und des Vertrau-

ensschutzes für notwendig, dass auch künftig eine Abberufung nur erfolgen kann, 

wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Da die Formulierung von Abs. 1 von den Moti-

onären offenbar strenger wahrgenommen wird als sie tatsächlich ist und vom his-

torischen Gesetzgeber gedacht war, sei nochmals darauf hingewiesen, dass an den 

wichtigen Grund – ebenso wie an das beispielgebende Kriterium der Zumutbarkeit 

– unter Berücksichtigung des Ermessensspielraums der Regierung ein notwendi-

gerweise deutlich weniger strenger Massstab anzulegen ist als im Arbeitsvertrags-

recht. Vielmehr sind die Interessen des öffentlichen Unternehmens und jene der 

Allgemeinheit sowie die verfassungsrechtliche Verantwortung der Regierung (als 

Wahlorgan oder Teil des Wahlorgans) für die Oberaufsicht über die öffentlichen 

Unternehmen bei der Beurteilung des wichtigen Grundes im Verhältnis zum 

Schutzbedürfnis des Abberufenen stärker zu gewichten als dies zwischen 
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einem privat-rechtlichen oder öffentlich-recht-

lichen Arbeitsverhältnis bei einer fristlosen Entlassung der Fall ist.  

Insofern stellt auch ein Vertrauensverlust bereits nach geltendem Recht einen 

wichtigen Grund dar, der das Wahlorgan eines öffentlichen Unternehmens zur Ab-

berufung eines Mitglieds der strategischen Führungsebene berechtigt. Hat ein 

Mitglied der strategischen Führungsebene das Vertrauen der Regierung verloren, 

so wäre es für die Regierung und für das durch sie vertretene Land Liechtenstein 

unzumutbar, wenn das Mitglied im Amt verbleiben würde, die Regierung aber wei-

terhin die Oberaufsicht über das öffentliche Unternehmen wahrnehmen und da-

für die politische Verantwortung tragen müsste.  

Die Regierung schlägt daher vor, Abs. 1 im Grundsatz beizubehalten und nur um 

einen Verweis zu ergänzen. So darf angesichts der Formulierung von Art. 8 als 

Kann-Bestimmung nicht vergessen werden, dass gemäss Art. 25 Abs. 2 eine Pflicht 

zur Abberufung besteht, wenn Verstösse des öffentlichen Unternehmens gegen 

gesetzliche Bestimmungen festgestellt werden und innert angemessener Frist 

keine Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes erfolgt. Um dies zu verdeutlichen, 

soll in Abs. 1 ein entsprechender Hinweis aufgenommen werden. Im Übrigen 

spricht gerade auch diese in Art. 25 verankerte Pflicht zur Abberufung klar gegen 

ein restriktives Verständnis des wichtigen Grundes in Art. 8 Abs. 1.  

Abs. 2 

Da sich der Anspruch auf rechtliches Gehör bereits aus Art. 31 LV und Art. 6 EMRK 

ergibt, wurde erwogen, Abs. 2 zu streichen. Aus Gründen der Transparenz und zur 

Klarstellung insbesondere im Hinblick auf öffentliche Unternehmen in der Rechts-

form einer Aktiengesellschaft soll er aber unverändert beibehalten werden.  

Das Wahlorgan hat die Frist zur Stellungnahme im Einzelfall zu bestimmen. Eine 

Frist von sieben Tagen gilt jedenfalls als angemessen.  
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Abs. 3 

Wie bereits im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Streichung von Art. 6 

Abs. 4 ausgeführt, soll künftig im Hinblick auf den Nachfolger einer abberufenen 

Person nicht mehr unterschieden werden zwischen einer allfällig unrechtmässigen 

Abberufung, weil kein wichtiger Grund vorlag und einer allfällig unrechtmässigen 

Abberufung aufgrund von Verfahrensfehlern. Nach geltendem Recht bleibt im ers-

ten Fall der Nachfolger im Amt, während im zweiten Fall die Amtszeit des Nachfol-

gers vorzeitig endet. Diese Unterscheidung ist nicht konsistent und führt zu 

Rechtsunsicherheiten, insbesondere für den Nachfolger und das Unternehmen. 

Daher soll in Art. 8 Abs. 3 klargestellt werden, dass eine Abberufung jedenfalls 

rechtsgültig ist, also auch dann, wenn im Fall einer Anfechtung gerichtlich festge-

stellt werden sollte, dass die Abberufung – aus welchen Gründen auch immer – 

unrechtmässig erfolgt ist. Einer allfälligen Anfechtung kommt somit keine auf-

schiebende Wirkung zu und die Amtszeit des Abberufenen endet mit Zugang der 

Abberufungsentscheidung.  

Wird die Abberufung bekämpft und erweist sie sich tatsächlich als formal fehler-

haft, so hätte das zuständige Gericht künftig die formale Rechtswidrigkeit der Ab-

berufung festzustellen, allerdings ohne, dass dies Einfluss auf die Amtszeit des 

Nachfolgers haben würde. Dass dem Wahlorgan bei einer Abberufung ein Form-

fehler unterläuft, ist theoretisch möglich, wird in der Praxis aber nur äusserst sel-

ten vorkommen, zumal der Formfehler – abgesehen von dem wohl noch seltene-

ren Fall einer Nichtigkeit – nur dann von Bedeutung ist, wenn er Auswirkung auf 

die Abberufungsentscheidung gehabt hat, die Entscheidung also ohne Verfahrens-

fehler anders ausgefallen wäre.  

Wird nach neuerlicher, verfahrensrechtlich korrekter Durchführung des Abberu-

fungsverfahrens die Abberufung wiederum bekämpft und vom Gericht festge-

stellt, dass die Abberufung begründet war, so entsteht keine Schadenersatzpflicht. 

Erweist sich die Abberufung hingegen als unbegründet, lag also kein wichtiger 
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Grund vor, so hat der Betroffene wie bisher Anspruch auf richterliche Feststellung 

und Schadenersatz.  

Auch im öffentlichen Dienstrecht (Art. 23 f StPG) und im privaten Arbeitsvertrags-

recht (§ 1173a Art. 46ff ABGB) beendet eine Kündigung/Entlassung das Dienst- 

bzw. Arbeitsverhältnis per se und kann vom Gericht grundsätzlich nicht aufgeho-

ben oder für nichtig erklärt werden (so VGH 2019/76, Erw. 4.). Die Kündigung/Ent-

lassung bleibt gültig, auch wenn sie sich als missbräuchlich oder ungerechtfertigt 

erweisen sollte. Diesfalls entstehen Schadenersatzansprüche in der Höhe von ma-

ximal sechs Monatslöhnen (Art. 23 Abs. 1 und Art. 24 Abs. 3 StPG; § 1173a Art. 47 

Abs. 2 und Art. 56 Abs. 3 ABGB).  

Diesem Ansatz, dass eine Abberufung grundsätzlich nicht gerichtlich aufgehoben 

werden, eine Abberufung ohne wichtigen Grund aber Schadenersatzansprüche 

zur Folge haben kann, folgt auch das ÖUSG. So hat das Gericht, wie bereits bei 

Art. 6 Abs. 4 erwähnt, schon nach geltendem Recht eine allfällige Rechtsunwirk-

samkeit der Abberufung aufgrund eines Verfahrensfehlers festzustellen und auch 

bei einer Abberufung ohne wichtigen Grund kann dies gemäss Art. 8 Abs. 3 ledig-

lich festgestellt, nicht aber die Abberufung selbst gerichtlich aufgehoben werden.  

Abs. 4 

Wie bereits erwähnt, wäre eine Darstellung des Instanzenzuges, wie sie Abs. 4 be-

inhaltet, nicht zwingend notwendig, weil sich die zuständigen Rechtsmittelinstan-

zen bereits aus der Zuständigkeit bzw. Entscheidung des jeweiligen Wahlorgans 

(Verfügung der Regierung oder Beschluss der Generalversammlung) ergibt. Aus 

Gründen der Rechtsklarheit soll die Bestimmung aber unverändert beibehalten 

werden. Aus der Zuständigkeit für die Feststellung, ob die Abberufung ungerecht-

fertigt war oder nicht, ergibt sich naturgemäss die Zuständigkeit der genannten 

Instanzen auch für die diesbezüglichen Vorfragen (z.B. für die Feststellung von 

Formfehlern) oder aber für allfällige Rechtstreitigkeiten im Zusammenhang mit ei-

ner Abberufung nach Art. 25.  
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Die Zuständigkeit für die Beurteilung eines allfälligen Schadenersatzes liegt – auch 

bei einer Abberufung durch die Regierung – ausschliesslich bei den ordentlichen 

Gerichten. Erfolgt die Abberufung durch die Regierung, so kommt das Amtshaf-

tungsgesetz mit Zuständigkeit des Obergerichts zur Anwendung. Bei einer Abbe-

rufung durch die Generalversammlung einer spezialgesetzlichen Aktiengesell-

schaft gilt das Schadenersatzrecht des ABGB.  

Sowohl nach Amtshaftungsrecht als auch nach ABGB hat der Abberufene eine 

Schadensminderungspflicht, d.h. er ist verpflichtet, den eingetretenen Schaden 

möglichst gering zu halten; eine Verletzung dieser Pflicht führt zur Einschränkung 

des Ersatzes (§ 1304 ABGB). Der Abberufene muss sich daher anrechnen lassen, 

was er infolge der Abberufung erspart oder was er verdient oder zu verdienen ab-

sichtlich unterlassen hat.   

Abs. 5 (neu) 

Mit dem neuen Abs. 5 soll klargestellt werden, dass die Kognition der Gerichte bei 

einer Überprüfung einer Abberufung gemäss Art. 8 ÖUSG, insbesondere bei der 

Beurteilung, ob ein wichtiger Grund vorlag oder nicht, auf eine Willkürprüfung be-

schränkt ist. Dem Wahlorgan kommt sowohl bei der Wahl als auch bei der Abbe-

rufung der Mitglieder der strategischen Führung ein Ermessen zu. Es versteht sich 

von selbst, dass dieses Ermessen willkürfrei auszuüben ist. Auch wenn im Fall der 

Abberufung das Ermessen rechtlich gebunden ist, muss es grundsätzlich beim 

Wahlorgan verbleiben, weil es nur von diesem pflichtgemäss ausgeübt werden 

kann. Eine Abberufung ist nämlich immer ultima ratio – ihr geht stets eine kom-

plexe Interessenabwägung voraus. Diese Interessenabwägung kann durch ein Ge-

richt kaum umfassend nachvollzogen und daher auch nicht durch eine eigene Ab-

wägungsentscheidung ersetzt werden. Die Gerichte üben daher in der Praxis hier-

bei grosse Zurückhaltung und beschränken sich darauf, die rechtlichen Grenzen 

der Ermessensausübung (insbesondere Ermessensüberschreitung oder Ermes-

sensmissbrauch) zu kontrollieren. Eine Ermessensüberschreitung liegt dann vor, 
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wenn die entscheidende Stelle Ermessen ausübt, obwohl ihr gesetzlich kein oder 

nur ein geringes Ermessen eingeräumt wird. Bei einem Ermessensmissbrauch lässt 

sich die entscheidende Stelle bei der Ausübung des ihr zukommenden Ermessens 

von unsachlichen Überlegungen leiten oder verletzt allgemeine Rechtsgrundsätze. 

Letztlich kann nur das Wahlorgan beurteilen, ob das für die Tätigkeit als Mitglied 

der strategischen Führung notwendige Vertrauen gegenüber der betroffenen Per-

son noch vorhanden, also eine weitere Zusammenarbeit zumutbar ist oder nicht. 

Der damit naturgemäss verbundene Ermessensspielraum besteht selbst dann, 

wenn die Abberufung an eine gesetzliche Voraussetzung geknüpft ist, wie zum Bei-

spiel das Vorliegen eines wichtigen Grundes oder einer groben Pflichtverletzung. 

Darauf hat auch der Staatsgerichthof in seinem Urteil zu StGH 2005/97, Erw. 4.5 

(Radio L) ausdrücklich hingewiesen, gleichzeitig aber betont, dass jedenfalls die 

Minimalgarantien eines fairen Verfahrens einzuhalten sind. Dies wird durch Art. 8 

ÖUSG umfassend gewährleistet und eine willkürfreie Beurteilung, ob ein wichtiger 

Grund vorliegt, nicht zuletzt auch dadurch sichergestellt, dass die Regierung als 

Kollegium zuständig ist.  

Insofern handelt es sich bei der vorgeschlagenen Klarstellung zwar auch um eine 

Selbstverständlichkeit, insbesondere für Abberufungen, die im Verwaltungsver-

fahren, also durch die Regierung mit Rechtsmittel an den VGH, erfolgen. Dennoch 

soll auf das bestehende Ermessen des Wahlorgans bei einer Abberufung hinge-

wiesen und damit gleichzeitig betont werden, dass sich dieses Ermessen aus der 

verfassungsrechtlichen Verantwortung der Kollegialregierung als Oberaufsichts-

behörde über die öffentlichen Unternehmen, für die sie entweder selbst Wahlor-

gan ist oder eine beherrschende Stellung im Wahlorgan innehat, ergibt.  

Der vorgeschlagene Abs. 5 orientiert sich an Art. 1 Abs. 2 Subventionsgesetz. Die 

liechtensteinische Rechtsordnung kennt ähnliche Bestimmungen unter anderem 

auch im Kulturgut-Immunitäts-Gesetz (Art. 8 Abs. 4), im Ausländergesetz (Art. 82), 

im Asylgesetz (Art. 78) und im Kommunikationsgesetz (Art. 58).  
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Zu Art. 15– Statuten, Organisations- und Personalreglement 

Art. 15 Abs. 1 ÖUSG beinhaltet aktuell für alle öffentlichen Unternehmen die 

Pflicht Statuten und ein Organisationsreglement zu erlassen. In Anlehnung an die 

Ausführungen zu Kapitel 3.7 wird die Erweiterung dieser Bestimmung um die 

Pflicht zur Erstellung eines Personalreglements vorgeschlagen. Dies vor allem vor 

dem Hintergrund, dass die Ausgestaltung von Personalreglementen mitentschei-

dend über die Kostenstruktur und somit auch über den Erfolg eines Unternehmens 

ist.  

Betreffend die Ausgestaltung der Personalreglemente wird festgehalten, dass 

diese die wesentlichen Grundsätze und Eckwerte der Entlohnung, der Nebenleis-

tungen sowie der Arbeitszeit umfassen müssen. 

Aufgrund der Ergänzung der Bestimmung durch die Personalreglemente wird auch 

die Anpassung der Sachüberschrift notwendig. 

Zu Art. 16 – Strategieprozess und -abstimmung 

Abs. 2 

Hinsichtlich der vorgeschlagenen Änderung von Art. 16 Abs. 2 bzgl. der Informa-

tion der Geschäftsprüfungskommission anstelle der Kenntnisnahme durch den 

Landtag wird auf die Ausführungen in Kapitel 3.5 verwiesen. Grundsätzlich kann 

dabei festgehalten werden, dass diese Verschiebung im Einklang mit den Oberauf-

sichtsbestimmungen von Art. 68 der Verfassung und des Geschäftsverkehrs- und 

Verwaltungskontrollgesetzes (Art. 20ff.) stehen. 

Abs. 2c 

In Bezug auf die Auftragserteilung zur Festlegung und Abänderung einer Eigner- 

oder Beteiligungsstrategie wird in Art. 16 Abs. 2c ÖUSG darauf verwiesen, dass auf 

die Einreichung solcher Aufträge Art. 35 der Geschäftsordnung des Landtages 

sinngemäss Anwendung findet. Im Rahmen der Neufassung der Geschäftsordnung 

für den Landtag mit Landtagsbeschluss vom 19. Dezember 2012 wurden die 
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Gesetzesartikel verändert, eine Anpassung im ÖUSG ist nicht erfolgt. Der Verweis 

bezieht sich nun auf Art. 38 der Geschäftsordnung für den Landtag. Bei der Anpas-

sung handelt es sich folglich um eine reine Korrektur im Sinne der ursprünglichen 

Gesetzgebung und nicht um eine inhaltliche Veränderung. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Für den Erlass und die Vorlage der neu vorgeschriebenen Personalreglemente 

nach Art. 15 ÖUSG ist eine Übergangsfrist von einem Jahr nach Inkrafttreten des 

Gesetzes vorgesehen. 

Zu III. - Inkrafttreten 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des ÖUSG und somit auch das Inkrafttre-

ten aller nachfolgender Gesetzesänderungen auf Ebene der Spezialgesetze. Das 

Inkrafttreten ist auf den 1. Januar 2025 vorgesehen.  

5.2 Abänderung des Gesetzes über die Agentur für Internationale Bildungsan-

gelegenheiten 

Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Mit der gesetzlichen Verpflichtung zur Erstellung eines Personalreglements im 

ÖUSG muss auch der Aufgabenbereich der strategischen Führungsebene ergänzt 

werden. Analog zu den Statuten oder zum Organisationsreglement fällt die Fest-

legung des Personalreglements der strategischen Führungsebene zu. In diesem 

Sinne wird die bestehende Regelung betreffend die Festlegung der Organisation 

ergänzt. Dies als logische Konsequenz der vorgeschlagenen Änderung von 

Art. 15 Abs. 1 ÖUSG. 

Zu Art. 10a Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Die gesetzliche Bestimmung zu den Aufgaben der Revisionsstelle verweist auf die 

entsprechenden Vorgaben des Personen- und Gesellschaftsrechts. Anstelle einer 

Abschlussprüfung kann gemäss PGR bei kleinen Gesellschaften ein Review 
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durchgeführt werden. Um die Oberaufsicht wirksam wahrnehmen zu können, soll, 

wie in Kapitel 3.9 dargelegt, mit der Ergänzung der bestehenden Regelung die 

Durchführung einer Abschlussprüfung gemäss Art. 1058 Abs. 1 PGR als Mindest-

anforderung vorgeschrieben werden. Unberührt bleibt dabei die Möglichkeit die 

Funktion der Revisionsstelle der staatlichen Finanzkontrolle zu übertragen, wobei 

sich die Aufgaben in diesem Fall grundsätzlich nach den spezifischen gesetzlichen 

Bestimmungen über die Finanzkontrolle richten.  

Zu Überschrift vor Art. 11 und Art. 12 

Redaktionelle Korrektur der Überschriften. 

Zu Art. 13 – Grundsatz zur Rechnungslegung (neu) 

In den Spezialgesetzen gilt es, die jeweiligen Rechnungslegungsvorschriften fest-

zuhalten. Im Sinne der Harmonisierung der Spezialgesetze der öffentlichen Unter-

nehmen schlägt die Regierung deshalb analog anderer Spezialgesetze (z.B. LAKG) 

vor, sofern möglich, in einem eigenen Kapitel zur Rechnungslegung entsprechende 

Vorgaben festzuhalten.  

Abs. 1 

Mit Abs. 1 erhält die Regierung die Kompetenz Rechnungslegungsvorschriften zu 

erlassen. Bei den staatsnahen Unternehmen, welche einen politischen Auftrag ha-

ben und sich durch grosse Nähe zur Landesverwaltung auszeichnen, werden dabei 

die finanzhaushaltsrechtlichen Bestimmungen des Finanzhaushaltsgesetzes und 

der Finanzhaushaltsverordnung des Staates im Vordergrund stehen. Aus Transpa-

renzgründen wird es aber notwendig sein, teilweise abweichende oder konkreti-

sierende Vorgaben zu machen.  

Abs. 2 

Abs. 2 sieht die Offenlegung der für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen 

angewendeten Rechnungslegungsgrundsätze sowie Bilanzierungs- und Bewer-

tungsregeln basierend auf den von der Regierung erlassenen Rechnungslegungs-
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vorschriften vor. Dies erfolgt zumeist über einen Anhang zur Jahresrechnung, wel-

cher im Geschäftsbericht veröffentlicht werden kann. Die Offenlegung schafft 

Klarheit, Transparenz und erhöht die Nachvollziehbarkeit der Jahresrechnungen, 

sowohl unternehmensintern als auch gegenüber der interessierten Öffentlichkeit. 

Dies unterstützt auch die Forderung von Art. 22 ÖUSG, welcher vorsieht, dass im 

Geschäftsbericht alle für die wirtschaftliche Beurteilung des öffentlichen Unter-

nehmens notwendigen Angaben enthalten sind. 

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 

Zu II. - Inkrafttreten 

Das Inkrafttreten der vorgeschlagenen Änderung des ÖUSG und der Spezialge-

setze wird aufeinander abgestimmt und soll somit auf den 1. Januar 2025 erfolgen. 

5.3 Abänderung des Gesetzes über die Stiftung «Erwachsenenbildung Liech-

tenstein» 

Zu Art. 8 Abs. 2 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 9a Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 9b – Grundsatz Rechnungslegung (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 
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5.4 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Alters- und Kran-

kenhilfe 

Zu Art. 10 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 12 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.5 Abänderung des Gesetzes über die Familienhilfe Liechtenstein 

Zu Art. 10 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 12 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.6 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Gasversorgung 

Zu Art. 8 Abs. 4 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Gemäss der bestehenden Bestimmung wird die Entschädigungsregelung für die 

strategische Führungsebene von dieser selbst festgelegt und der Regierung zur 

Kenntnis gebracht. Mit Verweis auf die Ausführungen in Kapitel 3.8 sollen die Ent-

schädigungsregelungen für die strategischen Führungsebenen künftig bei allen öf-

fentlichen Unternehmen vom entsprechenden Wahlorgan festgelegt werden.  
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Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 11 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 13a – Erstellung Geschäftsbericht (neu) 

Das Gesetz beinhaltet bisher keine Bestimmung zu den Rechnungslegungsvor-

schriften. Deshalb wird ein neuer Artikel mit Verweis auf die ergänzenden Vor-

schriften für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschafts-

rechts festgelegt. Es gelten die Vorschriften für grosse Gesellschaften. Dadurch 

wird auch das True-and-Fair-View-Prinzip gesetzlich verankert. 

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 

Ergänzend werden die relevanten Bestimmungen des Gasmarktgesetzes erwähnt, 

auf welche die Liechtensteinische Gasversorgung auch in den Geschäftsberichten 

verweist. 

Zu Art. 14 Abs. 2 Bst. g – Aufgaben Regierung 

Zusätzlich zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG wird die Festlegung der Entschädi-

gung der Verwaltungsratsmitglieder mit Art. 14 Abs. 2 Bst. g in den Aufgabenbe-

reich der Regierung aufgenommen. Dabei handelt es sich um eine logische Konse-

quenz der geplanten Festlegung der Entschädigung durch das Wahlorgan. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Für die Festlegung der Entschädigung der strategischen Führungsebene durch die 

Regierung ist eine Übergangsfrist von einem Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes 

vorgesehen. 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 
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5.7 Abänderung des Gesetzes über die Stiftung «Kunstmuseum Liechten-

stein» 

Zu Art. 7 Abs. 2 Bst. d – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 10a Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 10b – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.8 Abänderung des Gesetzes über die Stiftung «Kunstschule Liechtenstein» 

Zu Art. 7 Abs. 2 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 9a Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 9b – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.9 Abänderung des Gesetzes über die «Kulturstiftung Liechtenstein» 

Zu Art. 9 Abs. 2 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 
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Zu Art. 12 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 12a – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.10 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinischen Kraftwerke 

Zu Art. 9 Abs. 4 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG (Kapitel 5.6). 

Zu Art. 10 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 13 Abs. 1 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 16a – Erstellung Geschäftsbericht (neu) 

Das Gesetz beinhaltet bisher keine Bestimmung zu den Rechnungslegungsvor-

schriften. Deshalb wird ein neuer Artikel mit Verweis auf die ergänzenden Vor-

schriften für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschafts-

rechts festgelegt. Es gelten die Vorschriften für grosse Gesellschaften. Dadurch 

wird auch das True-and-Fair-View-Prinzip gesetzlich verankert. 

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 

Ergänzend werden die relevanten Bestimmungen des Elektrizitätsmarktgesetzes 

erwähnt, auf welche die Liechtensteinischen Kraftwerke auch in den Geschäftsbe-

richten verweist. 
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Zu Art. 17 Abs. 2 Bst. g – Aufgaben Regierung 

Zusätzlich zur Änderung von Art. 9 Abs. 4 LKWG wird die Festlegung der Entschä-

digung der Verwaltungsratsmitglieder mit Art. 17 Abs. 2 Bst. g in den Aufgabenbe-

reich der Regierung aufgenommen. Dabei handelt es sich um eine logische Konse-

quenz der geplanten Festlegung der Entschädigung durch das Wahlorgan. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Begründung analog zur Übergangsbestimmung der Abänderung des LGVG (Kapitel 

5.6). 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.11 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Landesbibliothek 

Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 11 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 13 – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.12 Abänderung des Gesetzes über das Liechtensteinische Landesmuseum 

Zu Art. 8 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 
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Zu Art. 10 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 12 – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.13 Abänderung des Gesetzes über das Liechtensteinische Landesspital 

Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. d – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 17 Abs. 1 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 17a – Erstellung Geschäftsbericht (neu) 

Das Gesetz beinhaltet bisher keine Bestimmung zu den Rechnungslegungsvor-

schriften. Deshalb wird ein neuer Artikel mit Verweis auf die ergänzenden Vor-

schriften für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschafts-

rechts festgelegt. Es gelten die Vorschriften für grosse Gesellschaften. Dadurch 

wird auch das True-and-Fair-View-Prinzip gesetzlich verankert. 

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.14 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Musikschule 

Zu Art. 9 Abs. 2 Bst. c – Aufgaben Stiftungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 
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Zu Art. 11 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 13 – Rechnungslegung Grundsatz (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.15 Abänderung des Gesetzes über den «Liechtensteinischen Rundfunk» 

Zu Art. 21 Abs. 5 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG (Kapitel 5.6). 

Zu Art. 23 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 28 Abs. 1 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 34 Abs. 1 - Jahresrechnung 

Das Gesetz beinhaltet in der geltenden Fassung bereits eine Bestimmung hinsicht-

lich der Anwendung der ergänzenden Vorschriften für bestimmte Gesellschafts-

formen des Personen- und Gesellschaftsrechts. Es wird nun vorgeschlagen, die 

Formulierung weitgehend zu vereinheitlichen und um den Hinweis auf die Vor-

schriften für grosse Gesellschaften zu ergänzen. Dadurch wird auch das True-and-

Fair-View-Prinzip gesetzlich verankert. Aufgrund der bestehenden Bestimmungen 

wird entgegen der anderen Spezialgesetze von der Jahresrechnung und nicht vom 

Geschäftsbericht gesprochen.  

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 
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Zu Art. 46 Abs. 2 Bst. d – Aufgaben Regierung 

Zusätzlich zur Änderung von Art. 21 Abs. 5 LRFG wird die Festlegung der Entschä-

digung der Verwaltungsratsmitglieder mit Art. 46 Abs. 2 Bst. d in den Aufgabenbe-

reich der Regierung aufgenommen. Dabei handelt es sich um eine logische Konse-

quenz der geplanten Festlegung der Entschädigung durch das Wahlorgan. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Begründung analog zur Übergangsbestimmung der Abänderung des LGVG (Kapitel 

5.6). 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.16 Abänderung des Gesetzes über die Universität Liechtenstein 

Zu Art. 11 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Universitätsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 21 Abs. 2 – Universitätspersonal Grundsatz 

Die bisherige Bestimmung von Art. 21 Abs. 2 LUG sieht vor, dass der Universitäts-

rat ein Dienst- und Besoldungsreglement erlässt. Da der Universitätsrat nun ge-

mäss Änderung von Art. 11 Abs. 1 Bst. c LUG ohnehin verpflichtet ist, ein Perso-

nalreglement zu erlassen, ist diese Bestimmung grundsätzlich hinfällig. Um hier 

aber im Kapitel Universitätspersonal auch die Verknüpfung zum Personalregle-

ment gemäss Art. 11 Abs. 1 Bst. c LUG herzustellen, wird vorgeschlagen, die For-

mulierung dahingehend anzupassen, dass für das Universitätspersonal das Perso-

nalreglement Anwendung findet.  

Diese Anpassung war so noch nicht Teil des Vernehmlassungsberichts, hat sich 

aber aus der legistischen Prüfung ergeben. 
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Zu Art. 25 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 36 – Erstellung Geschäftsbericht (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 17a LLSG (Kapitel 5.13). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.17 Abänderung des Standortförderungsgesetzes 

Zu Art. 10 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 12 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.18 Abänderung des Gesetzes über den «Verkehrsbetrieb LIECHTENSTEINmo-

bil» 

Zu Art. 10 Abs. 4 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG (Kapitel 5.6). 

Zu Art. 11 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 13 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  
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Zu Art. 13a – Erstellung Geschäftsbericht (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 17a LLSG (Kapitel 5.13). 

Zu Art. 14 Abs. 2 Bst. h – Aufgaben Regierung 

Zusätzlich zur Änderung von Art. 10 Abs. 4 SFG wird die Festlegung der Entschädi-

gung der Verwaltungsratsmitglieder mit Art. 14 Abs. 2 Bst. h in den Aufgabenbe-

reich der Regierung aufgenommen. Dabei handelt es sich um eine logische Konse-

quenz der geplanten Festlegung der Entschädigung durch das Wahlorgan. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Begründung analog zur Übergangsbestimmung der Abänderung des LGVG (Kapitel 

5.6). 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.19 Abänderung des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversiche-

rung 

Zu Art. 7 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 10 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu Art. 25ter – Rechnungslegung  

Begründung analog zur Änderung von Art. 13 AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 
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5.20 Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 

Zu Art. 12 Abs. 1 Bst. c – Aufgaben Aufsichtsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 19 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  

Zu II. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.21 Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Post 

Zu Art. 10 Abs. 3 Bst. g – Aufgaben Generalversammlung 

Mit Verweis auf die Ausführungen in Kapitel 3.8 sollen die Entschädigungsregelun-

gen für die strategischen Führungsebenen künftig bei allen öffentlichen Unterneh-

men vom entsprechenden Wahlorgan festgelegt werden. Die Generalversamm-

lung ist für die Aktiengesellschaft das oberste Organ und damit auch Wahlorgan 

für die strategische Führungsebene. Die Festlegung der Entschädigungsregelung 

für die strategische Führungsebene wird deshalb in den Aufgabenbereich der Ge-

neralversammlung aufgenommen.  

Zu Art. 11 Abs. 2 Bst. b – Aufgaben Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 11 Abs. 4 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG (Kapitel 5.6). 

Zu Art. 14 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  
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Zu Art. 15 – Erstellung Geschäftsbericht 

Das Gesetz beinhaltet in der geltenden Fassung bereits die Bestimmung, dass die 

Rechnungslegung gemäss den Regelungen von Art. 15 des Postdienste- und Paket-

zustelldienstegesetz zu erfolgen hat. Es wird nun vorgeschlagen, den Artikel in An-

lehnung an die Formulierungen in den anderen Spezialgesetzen um den Hinweis 

auf die ergänzenden Vorschriften für bestimmte Gesellschaftsformen des Perso-

nen- und Gesellschaftsrechts und der Anwendung der Vorschriften für grosse Ge-

sellschaften zu ergänzen. Dadurch wird auch das True-and-Fair-View-Prinzip ge-

setzlich verankert.  

Für nähere Ausführungen wird auf Kapitel 3.10 verwiesen. 

Zu II. – Übergangsbestimmung 

Begründung analog zur Übergangsbestimmung der Abänderung des LGVG (Kapitel 

5.6). 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 

5.22 Abänderung des Gesetzes über die Telecom Liechtenstein AG 

Zu Art. 6 Abs. 3 Bst. f – Aufgaben Generalversammlung 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10 Abs. 3 Bst. g LPG (Kapitel 5.21). 

Zu Art. 7 Abs. 2 Bst. b – Aufgaben Veraltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 9 Abs. 1 Bst. c AIBAG (Kapitel 5.2). 

Zu Art. 7 Abs. 4 – Entschädigung Verwaltungsrat 

Begründung analog zur Änderung von Art. 8 Abs. 4 LGVG (Kapitel 5.6). 

Zu Art. 9 Abs. 2 – Aufgaben Revisionsstelle 

Begründung analog zur Änderung von Art. 10a Abs. 2 AIBAG (Kapitel 5.2).  
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Zu Überschrift vor Art. 9a  

Ergänzung einer neuen Überschrift aus Gliederungszwecken in Anlehnung an die 

anderen Spezialgesetze. 

Zu Art. 9a – Erstellung des Geschäftsberichts (neu) 

Begründung analog zur Änderung von Art. 17a LLSG (Kapitel 5.13). 

Zu Überschrift vor Art. 10 

Ergänzung einer neuen Überschrift aus Gliederungszwecken in Anlehnung an die 

anderen Spezialgesetze. 

Zu II. - Übergangsbestimmung 

Begründung analog zur Übergangsbestimmung der Abänderung des LGVG (Kapitel 

5.6). 

Zu III. - Inkrafttreten 

Begründung analog zum Inkrafttreten der Abänderung des AIBAG (Kapitel 5.2). 
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6. VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT / RECHTLICHES 

Den Gesetzesvorlagen stehen keine verfassungsrechtlichen Bestimmungen entge-

gen. 

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTÄTIGKEIT UND RESSOURCENEIN-

SATZ 

7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben 

Die vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen verändern keine bisherigen Kernauf-

gaben, noch werden neue Kernaufgaben begründet oder können bisherige Kern-

aufgaben aufgegeben werden. 

7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen 

Mit der vorgeschlagenen Gesetzesrevision sind keine personellen, organisatori-

schen oder räumlichen Auswirkungen verbunden.  

Direkte finanzielle Konsequenzen können ebenfalls keine beziffert werden. Für die 

öffentlichen Unternehmen, bei denen bisher die strategische Führungsebene ihre 

Entschädigung selbst festgelegt hat, kann sich je nach Beschluss der Regierung 

eine Veränderung ergeben. Auch allfällige erweiterte Prüfaufträge könnten Mehr-

aufwendungen mit sich bringen. Zum Zeitpunkt der Berichterstellung können hier 

aber keine verlässlichen Aussagen getroffen werden.  

7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Um-

setzung 

Die vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen betreffen das UNO-Nachhaltigkeits-

ziel 16 Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen und vor allem das Unterziel 

von leistungsfähigen, rechenschaftspflichtigen und transparenten Institutionen 
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auf allen Ebenen. Mit den Regierungsvorlagen sollen die bestehenden Strukturen, 

Vorgaben und Rollen im Rahmen von Corporate Governance noch weiter ge-

schärft und präzisiert werden. Die vorgeschlagenen Anpassungen führen zu höhe-

rer Transparenz und erhöhen das Vertrauen in die Rechenschaftspflicht, einerseits 

gegenüber der Regierung als Eignervertretung aber auch gegenüber der Öffent-

lichkeit. 

7.4 Evaluation 

Da weder neue Aufgaben geschaffen noch bestehende verändert werden, kann 

auf eine Evaluation verzichtet werden. 
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II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle  

- diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen, 

- die beiliegenden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen und 

- die Motion zur Stärkung der Oberaufsicht der Regierung über öffentliche Un-

ternehmen vom 31. August 2015 abschreiben. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES  
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

gez. Sabine Monauni 
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III. REGIERUNGSVORLAGEN 

1. ABÄNDERUNG DES ÖFFENTLICHE-UNTERNEHMEN-STEUERUNGS-GESET-

ZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-

Gesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. November 2009 über die Steuerung und Überwachung 

öffentlicher Unternehmen (Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetz; ÖUSG), 

LGBI. 2009 Nr. 356, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 6 Abs. 4 

Aufgehoben 
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Art. 8 Abs. 1, 3 und 5 

1) Das Wahlorgan kann Mitglieder der strategischen Führungsebene jeder-

zeit unabhängig von der Amtsdauer nach vorgängiger Information der Geschäfts-

prüfungskommission des Landtags aus wichtigen Gründen abberufen. Als wichti-

ger Grund gilt insbesondere jeder Umstand, welcher den Verbleib des Betroffenen 

in der strategischen Führungsebene für das Land unzumutbar macht. Art. 25 bleibt 

vorbehalten. 

3) Eine Abberufung ist unabhängig von einer allfälligen Anfechtung rechts-

gültig. Erfolgte die Abberufung ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes, hat der 

Betroffene Anspruch auf eine richterliche Feststellung und Schadenersatz. 

5) Eine Abberufung kann nicht im Hinblick auf das Ermessen, sondern ledig-

lich auf eine willkürliche Handhabung hin überprüft werden. 

Art. 15 Sachüberschrift und Abs. 1 

Statuten, Organisations- und Personalreglement 

1) Jedes öffentliche Unternehmen erlässt Statuten, ein Organisationsregle-

ment und ein Personalreglement, das insbesondere Entlöhnung, Nebenleistungen 

und Arbeitszeit regelt. 

Art. 16 Abs. 2 und 2c 

2) Die Regierung informiert die Geschäftsprüfungskommission des Landtags 

über die Festlegung oder Änderung von Eigner- oder Beteiligungsstrategien. 

2c) Der Auftrag des Landtags muss inhaltlich ausreichend bestimmt sein. Im 

Übrigen findet auf die Einreichung solcher Aufträge Art. 38 der Geschäftsordnung 
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für den Landtag des Fürstentums Liechtenstein sinngemäss Anwendung. Die Re-

gierung ist bei der Umsetzung des Auftrages an die Vorgaben des Landtages ge-

bunden. 

II. 

Übergangsbestimmung 

Personalreglemente nach Art. 15 sind spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes zu erlassen und der Regierung zur Kenntnis zu bringen. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.  



140 

2. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE AGENTUR FÜR INTERNATIONALE 

BILDUNGSANGELEGENHEITEN 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Agentur für 

Internationale Bildungsangelegenheiten 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 26. April 2007 über die Agentur für Internationale Bildungs-

angelegenheiten (AIBAG), LGBI. 2007 Nr. 142, in der geltenden Fassung, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 9 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 10a Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist.  

Überschrift vor Art. 11 

E. Beirat 

Überschrift vor Art. 12 

Aufgehoben 

Überschrift vor Art. 13 

IIa. Rechnungslegung 

Art. 13 

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Agentur offenzulegen. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  



143 

3. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE STIFTUNG "ERWACHSENENBIL-

DUNG LIECHTENSTEIN" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Stiftung 

"Erwachsenenbildung Liechtenstein" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Dezember 1998 über die Stiftung "Erwachsenenbildung 

Liechtenstein" (EbLG), LGBI. 1999 Nr. 49, in der geltenden Fassung, wird wie folgt 

abgeändert: 

Art. 8 Abs. 2 Bst. c 

2) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu:  

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 9a Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 9b 

IIIb. Rechnungslegung 

Art. 9b  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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4. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHE ALTERS- UND 

KRANKENHILFE 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 30. Juni 2010 über die Liechtensteinische Alters- und Kran-

kenhilfe (LAKG), LGBI. 2010 Nr. 243, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 10 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu:  

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 12 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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5. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE FAMILIENHILFE LIECHTENSTEIN 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Familienhilfe 

Liechtenstein 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 29. September 2022 über die Familienhilfe Liechtenstein 

(FHLG), LGBI. 2022 Nr. 350, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 10 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu:  

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 12 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung 

des Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft. 
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6. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHE GASVERSOR-

GUNG 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinische Gasversorgung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 1. Dezember 2016 über die Liechtensteinische Gasversor-

gung (LGVG), LGBI. 2017 Nr. 26, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeän-

dert: 

Art. 8 Abs. 4 

4) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Regierung festge-

legt. 
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Art. 9 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

Art. 11 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 13a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 13a  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die Vorschriften nach Art. 20 

des Gasmarktgesetzes sowie die ergänzenden Vorschriften für bestimmte Gesell-

schaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts massgebend. Die LGV wen-

det dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an. 

Art. 14 Abs. 2 Bst. g 

2) Der Regierung obliegen:  

g) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates. 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Die Regierung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ent-

schädigung des Verwaltungsrates nach Art. 8 Abs. 4 fest. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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7. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE STIFTUNG "KUNSTMUSEUM LIECH-

TENSTEIN" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Stiftung 

"Kunstmuseum Liechtenstein" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 17. Mai 2000 über die Stiftung "Kunstmuseum Liechten-

stein" (LKMG), LGBI. 2000 Nr. 137, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

ändert: 

Art. 7 Abs. 2 Bst. d 

2) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

d) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 10a Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 10b 

IIb. Rechnungslegung 

Art. 10b  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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8. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE STIFTUNG "KUNSTSCHULE LIECH-

TENSTEIN" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Stiftung 

"Kunstschule Liechtenstein" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 13. Dezember 2001 über die Stiftung "Kunstschule Liechten-

stein" (LKSG), LGBI. 2002 Nr. 22, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeän-

dert: 

Art. 7 Abs. 2 Bst. c 

2) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 9a Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 9b 

IIb. Rechnungslegung 

Art. 9b  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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9. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE "KULTURSTIFTUNG LIECHTEN-

STEIN" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die "Kulturstiftung 

Liechtenstein" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 20. September 2007 über die "Kulturstiftung Liechtenstein" 

(LKStG), LGBI. 2007 Nr. 291, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 9 Abs. 2 Bst. c 

2) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 12 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 12a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 12a  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Kulturstiftung Liechtenstein offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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10. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHEN KRAFT-

WERKE 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinischen Kraftwerke 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. November 2009 über die Liechtensteinischen Kraft-

werke (LKWG), LGBI. 2009 Nr. 355, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 9 Abs. 4 

4) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Regierung festge-

legt. 

Art. 10 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 



159 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

Art. 13 Abs. 1 

1) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 16a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 16a  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die Vorschriften nach Art. 24 

des Elektrizitätsmarktgesetzes sowie die ergänzenden Vorschriften für bestimmte 

Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts massgebend. Die LKW 

wenden dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an. 

Art. 17 Abs. 2 Bst. g 

2) Der Regierung obliegen:  

g) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates. 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Die Regierung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ent-

schädigung des Verwaltungsrates nach Art. 9 Abs. 4 fest. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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11. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHE LANDESBIB-

LIOTHEK 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinische Landesbibliothek 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 20. November 2009 über die Liechtensteinische Landesbib-

liothek (LLBiG), LGBI. 2009 Nr. 368, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

ändert: 

Art. 9 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 11 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 13 

IIa. Rechnungslegung 

Art. 13  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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12. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DAS LIECHTENSTEINISCHE LANDESMU-

SEUM 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über das 

Liechtensteinische Landesmuseum 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 20. November 2009 über das Liechtensteinische Landesmu-

seum (LLMG), LGBI. 2009 Nr. 369, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

ändert: 

Art. 8 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 10 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 12 

IIa. Rechnungslegung 

Art. 12 

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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13. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DAS LIECHTENSTEINISCHE LANDESSPI-

TAL 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über das 

Liechtensteinische Landesspital 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 21. Oktober 1999 über das Liechtensteinische Landesspital 

(LLSG), LGBI. 1999 Nr. 240, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 9 Abs. 1 Bst. d 

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

d) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 17 Abs. 1 

1) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. Sie 

hat zudem zu prüfen, ob die Bestimmungen dieses Gesetzes und seiner Verord-

nungen eingehalten worden sind. 

Überschrift vor Art. 17a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 17a  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die ergänzenden Vorschriften 

für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Die Stiftung wendet dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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14. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHE MUSIK-

SCHULE 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinische Musikschule 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 20. November 2009 über die Liechtensteinische Musik-

schule (LMSG), LGBI. 2009 Nr. 371, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

ändert: 

Art. 9 Abs. 2 Bst. c 

2) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierbare 

Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 11 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 13 

IIa. Rechnungslegung 

Art. 13  

Grundsatz 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Stiftung offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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15. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DEN "LIECHTENSTEINISCHEN RUND-

FUNK" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über den 

"Liechtensteinischen Rundfunk" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 23. Oktober 2003 über den "Liechtensteinischen Rundfunk" 

(LRFG), LGBI. 2003 Nr. 229, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 21 Abs. 5 

5) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Regierung festge-

legt. 

Art. 23 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 
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c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

Art. 28 Abs. 1 

1) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. Sie 

hat zudem zu prüfen, ob die Bestimmungen dieses Gesetzes und seiner Verord-

nungen eingehalten worden sind. 

Art. 34 Abs. 1  

1) Für die Erstellung der Jahresrechnung sind die ergänzenden Vorschriften 

für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Die LRF wendet dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an. 

Art. 46 Abs. 2 Bst. d 

2) Der Regierung obliegen:  

d) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates; 

II. 

Übergangsbestimmung 

Die Regierung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ent-

schädigung des Verwaltungsrates nach Art. 21 Abs. 5 fest. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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16. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE UNIVERSITÄT LIECHTENSTEIN 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Universität 

Liechtenstein 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 25. November 2004 über die Universität Liechtenstein 

(LUG), LGBI. 2005 Nr. 3, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 11 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Universitätsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 21 Abs. 2 

2) Im Übrigen findet auf das Universitätspersonal das Personalreglement An-

wendung. 

Art. 25 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 36 

VIb. Rechnungslegung 

Art. 36  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die ergänzenden Vorschriften 

für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Die Universität Liechtenstein wendet dabei die Vorschriften für grosse 

Gesellschaften an. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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17. ABÄNDERUNG DES STANDORTFÖRDERUNGSGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Standortförderungsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 20. Oktober 2011 über die Förderung der wirtschaftlichen 

und touristischen Entwicklung des Standortes Liechtenstein (Standortförderungs-

gesetz; SFG), LGBI. 2011 Nr. 544, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 10 Bst. c 

Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 12 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. Sie 

hat zudem zu prüfen, ob die Bestimmungen dieses Gesetzes und seiner Verord-

nungen eingehalten worden sind. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  



176 

18. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DEN "VERKEHRSBETRIEB LIECHTEN-

STEINMOBIL" 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über den "Verkehrsbetrieb 

LIECHTENSTEINmobil" 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 29. Juni 2011 über den "Verkehrsbetrieb LIECHTENSTEIN-

mobil" (VLMG), LGBI. 2011 Nr. 345, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

ändert: 

Art. 10 Abs. 4 

4) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Regierung festge-

legt. 
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Art. 11 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

Art. 13 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 13a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 13a  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die ergänzenden Vorschriften 

für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Der Verkehrsbetrieb LIECHTENSTEINmobil wendet dabei die Vorschriften 

für grosse Gesellschaften an. 

Art. 14 Abs. 2 Bst. h 

2) Der Regierung obliegen:  

h) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates. 



178 

II. 

Übergangsbestimmung 

Die Regierung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ent-

schädigung des Verwaltungsrates nach Art. 10 Abs. 4 fest. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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19. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE ALTERS- UND HINTERLASSENEN-

VERSICHERUNG 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Alters- und 

Hinterlassenenversicherung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 14. Dezember 1952 über die Alters- und Hinterlassenenver-

sicherung (AHVG), LGBI. 1952 Nr. 29, in der geltenden Fassung, wird wie folgt ab-

geändert: 

Art. 7 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 10 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Art. 25ter  

XVbis. Rechnungslegung 

1) Die Regierung erlässt Vorschriften über die Rechnungslegung, insbeson-

dere über: 

a) die Rechnungslegungsgrundsätze; 

b) die Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung; 

c) den Aufbau und Ausweis der Jahresrechnung. 

2) Die für die wirtschaftliche Beurteilung wesentlichen Grundsätze und Re-

gelungen nach Abs. 1 sind von der Anstalt offenzulegen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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20. ABÄNDERUNG DES FINANZMARKTAUFSICHTSGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Juni 2004 über die Finanzmarktaufsicht (Finanzmarkt-

aufsichtsgesetz; FMAG), LGBI. 2004 Nr. 175, in der geltenden Fassung, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 12 Abs. 1 Bst. c 

1) Dem Aufsichtsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu: 

c) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 
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Art. 19 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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21. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE LIECHTENSTEINISCHE POST 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Liechtensteinische Post 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Dezember 1998 über die Liechtensteinische Post (LPG), 

LGBI. 1999 Nr. 36, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 10 Abs. 3 Bst. g 

3) Der Generalversammlung kommen folgende unentziehbare und nicht de-

legierbare Aufgaben und Befugnisse zu:  

g) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates. 
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Art. 11 Abs. 2 Bst. b und Abs. 4 

2) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu:  

b) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

4) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Generalversamm-

lung festgelegt. 

Art. 14 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Art. 15  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die Vorschriften nach Art. 15 

des Postdienste- und Paketzustelldienstegesetzes sowie die ergänzenden Vor-

schriften für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschafts-

rechts massgebend. Die Post wendet dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaf-

ten an. 

II. 

Übergangsbestimmung 

Die Generalversammlung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Geset-

zes die Entschädigung des Verwaltungsrates nach Art. 11 Abs. 4 fest. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft.  
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22. ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE TELECOM LIECHTENSTEIN AG 

Gesetz 

vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Telecom 

Liechtenstein AG 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 25. November 2010 über die Telecom Liechtenstein AG 

(TLIG), LGBI. 2011 Nr. 3, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 6 Abs. 3 Bst. f 

3) Der Generalversammlung kommen folgende unentziehbare und nicht de-

legierbare Aufgaben und Befugnisse zu:  

f) die Festlegung der Entschädigung des Verwaltungsrates. 
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Art. 7 Abs. 2 Bst. b und Abs. 4 

2) Dem Verwaltungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegier-

bare Aufgaben zu:  

b) der Erlass des Organisations- und des Personalreglements; 

4) Die Entschädigung des Verwaltungsrates wird von der Generalversamm-

lung festgelegt. 

Art. 9 Abs. 2 

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsätzlich nach den ent-

sprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts mit der Mas-

sgabe, dass eine Abschlussprüfung (Art. 1058 Abs. 1 PGR) durchzuführen ist. 

Überschrift vor Art. 9a 

IIIa. Rechnungslegung 

Art. 9a  

Erstellung des Geschäftsberichts 

Für die Erstellung des Geschäftsberichts sind die ergänzenden Vorschriften 

für bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Die TLI wendet dabei die Vorschriften für grosse Gesellschaften an. 

Überschrift vor Art. 10 

IIIb. Aufsicht 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Die Generalversammlung legt spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Geset-

zes die Entschädigung des Verwaltungsrates nach Art. 7 Abs. 4 fest. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung des 

Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetzes in Kraft. 
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